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Vorwort

Das Seminar "Radioaktive Abfälle in der Bundesrepublik" wurde vom

Kernkraftwerk Rheinsberg und dem Forschungszentrum Jülich am

23 .05 .1991 in Rheinsberg veranstaltet.

Das Seminar führte Betreiber kerntechnischer Anlagen, Angehörige

eines Forschungszentrums, der Genehmigungsbehörden, der Aufsicht

und der Gutachter zusammen.

Es diente dem Erfahrungsaustausch zwischen Fachleuten der neuen

und der alten Bundesländer . Die Rechtslage und die Praxis der Ab-

fallbehandlung in den alten Bundesländern stand dabei im Vorder-

grund .
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Das KKW Rheinsberg

Dr .-Ing . Friedrich Krause

1 . Einleitung

Nach 24j ähr•i gem erfolgreichen Betrieb wurde im Jahr 1990 der
Reaktor WWE . :-2 des KKW Rheinsberg en'igültig abgeschaltet . In
einer kurzen Übersicht werden die Geschichte des KK:Y, AuFgaben
und Ziele, die Technologie, wesentliche 3eLriebsergebnisse und
Überlegungen zur bevorstehenden Stillegung dargestellt:

Das KK'„ Rheinsberg gehSrt zu den Kernkraftwerken der I . Genera-
tion und !rinn miL solchen iv :W ' s wie beispielsweise V.1K Kahl
(1961), VVER-1 Nowo-Woronech (1064) oder BR-2 ` .fol (1935) in
eine Reihe gestellt werden.

StichpunkLartig seien einige charakteristische Punkte aus der
Entwicklung des KKW Rheinsberg genannt:

-

	

Nov . 1955 : `,linisterratsbeschluß der DDR zur Entwicklung der
Kernenergie

-

	

Jul . 1956 : ' Regierungsabkommen DDR/UdSSR zur Hi lFe bei : Bau
des KKW Rheinsberg

- Lieferung der nuklearen Hauptausrüstungen durch die UdSSR,
darunter Reaktor, Uauptkühlmittelleitungen, Hauptkühlmittel-
pumpen, Großarmaturen des Priinar ' kreislauFes sowie Turbosatz
(Naßdampftur'bine, Separatoren, Generator, Erregermaschine) und
einige spezielle Ausrüstungen und Baugruppen.
Lieferung des Ker'nbrennstofFes durch die UdSSR.

Entwicklung und LieFerung der übrigen Hauptausrüstungen des
KKW Rheinsberg durch die DDR-Industrie.
Darunter : Dampferzeuger, Drennstoffurnlademaschine, Kraftwerks-
armaturen, einschließlich der im nuklearen Bereich eingesetzten
Armaturen, elektrotechnische Ausrüstungen, 1 ;Sß- und Regeltechnik
und konventionelle kraftwerkstechnische Ausrüstungen .
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-- A€rfg :rben und Ziele des :(Kw Rheinsberg:

. Einheit von Produktion, Forschung und
Aushi Idung in der Betriebsführung

. Funktionsnachweis des KKW-Betriebes und
Sammlung von Betriebserfahrungen

. Elektroenergieerzeugung

• .aulagenbezo ene Forschung Für :;'t"ER-Kern-
krafL•wer'ke ( Lehr- und Versuchskraftwerk " )

▪ ingenl C'ur' :nirßz cge Betreuung der WWER-440-B1 öcke

in Greifswald . Sctrwer,3unUe : Fachgebiete :eaktor-
physik/Rei.]ktor ' 1Y 'c;r' :netechnik, Kr'aFt'.ver'kschernie
( " i = or'3c :rnngs!ret','ich :heinsber'g

„
)

ThooreLisc,re Aus- und iiei teu'.ai Idung von KKW-Fach-
personal des Kombinates Kernkraftwerke sowie von
Fremdfirmen,
Ausbildung am KKW-,<raft••ver''.;ssirrulator• ;' WER-440
( " KKW-Schule")

- Wahl des Standortes Rheinsberg wegen

. geringe 3esiedlungsdichte

. ausreichendes Kühlwasser'aufkommen

- Betriebsgeschichte und Eckdaten

. Inbetriebnahme 1955

. Außer'betriebnahrne

	

Juni 1990

Ertei ter'te Generalinstandsetzung und
sicherheitstechnische Ertüchtigung

	

1930/1937

. Verbot des SAAS zum ;Yieder'anfahr•en des
KKW Rheinsberg wegen "Pr'ojeLtbedingten

	

10 .9 .90
. `•längeln und Schwachstellen"

Stillegungsbeschluß der EW% AG für
das KKW Rheinsberg

Bestätigung des Stillegungsbeschlusses
durch den Aufsichtsrat

	

17 .12 .90

12 .10 .90
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2 . Technologie des KKW Rheinsberg

Folgende technologische Daten und Hauptparameter charakteri
s i eren das KKW Rheinsberg:

- Druck,vasserreaktor-Anlage mit Sattdampfkreisprozeß,
Reaktortyp ',V1VER-2 (oder auch 'V', ER-70)

- 3-Schleifen-Anlage mit je 3 Dampferzeugern pro Schlei Fe
(stehende DE)

- ti' 255 '-I',V , '~' 70 ' .! !,J
th

	

el

- p 1 . ,Cl
. 100 bar,

p '' . f :l .
32 jar,

- Reaktor:

! Spaltzone 2 ' 43 m ' °Spal tzone

	

2000 mm

hexagonale BrennstoFfkassetten, s = 146 mm

132 lr•hei LskassetLen, Anreicherung 2 %

19 SUS- (Steuer- und Schutz-) Kassetten

davon : G HS- (Havarie-) Kassetten

6 AR- (automatische Regel-) Kassetten

7 K- (Kompensations-) Kassetten

Abbrandr•egelung durch Feststoffabsor'ber-Kassetten
(keine Borsäurer•egelung!)

Druckhaltung durch N 2 -System

- Sekundärkreislauf:

. S ü LLIJompfprozoB

. einfache Dampftrocknung zwischen HD- und ND-Teil

Frisch'vasserkiihlung
(Kreislauf zwischen zwei Seen)

- Sicherheitstechnische Auslegung:

. Dr'uckraumsystem, max . Auslegungsdruck 3 bar

. Beherrschung Abriß N 50 (doppelseitig)

•
keine zwei unabhängigen Reaktorschutzsysteme

keine durchgehende getrennte Brandabschottung

Das Grundschaltbild des KKW Rheinsberg zeigt Abb . 3 . Gebäude-

schnitte durch das Hauptgebäude (Reaktorgebäude mit der Spe-
ziellen Wasseraufbereitung) und durch das Reaktorgebäude,
lVar•tengeschoß (°littelbau-Anbau ` ) und °.!aschinenhaus zeigen die

Abbildungen 4 und 5 . Abb . 6 gibt den Lageplan des KKW Rheins-

berg wieder .

''?\e tto 73
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3 . Betriebsergebnisse

- Erreichte Werte des Kr•aftnverksbetr•iebes

. Anzahl der Betriebskampagnen

	

32

	

-

Gesamtbr•uttoerzeugung

	

9035

	

G:'i

Ges amt nettoerzeugung

	

3127

	

GWh

Bestriebstunden Turboaggregat

	

130 3 , 9

	

h

Betriebsstunden Reaktor

	

139 124

	

h

max . Jahresproduktion

	

514,7

	

G'.Vh

max . Reisezeit

	

97

	

r!

durchschnittl . Ar•beitsverfOgharkeit

	

31,3

	

;;

max . ArbeitsverfOgbarkeit

	

33,9

durchschnitti . Zeitverfügbarkeit

	

61,3

	

,

max . Zeitverfügbarkeit

	

33,8

	

°~

.

	

mittlerer Entladeabbrand 15 400 nd/tuo

.

	

max .

	

Entladeabbrand 19 000 '.fWt!/tuo-:

.

	

Standzeit

	

der BrennstofFkass .,

	

0 3 : :amp.

.

	

Standzeit

	

der Br•ennstoffkass .,

	

max . 8 Kamp .
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- Erweiterte Großinstandsetzung (EGI) und
sicherheitstechnische Ertüchtigung 1DS5/37

Zielstellung
der Arbeiten

realisierte uni agen-
tec ;in i s C,ie .tn cJerungen

Prüfung des ier' '.: sLfl 'Fzusta l-
des und der 1'er ;:sLoFFeigen-
schaFten an ausges5hiten SLel-
len der

	

Schutzbarriere
( : eak Lor'dr uckbeh 1 Ler, Haupt-
},~I ni tellei rang, DampFer-

zeugen) zurr Nachweis und zur
Stabilisierung der Basissi-
cherheit nach 100 000 Be-
triebsstunden

Verbesserung der Betriebssi-
cher°heiL sicherheitsrelevanter
E- und B\ISR--Ausrüstungen
(Leittechnik)

Technische Anderungen zur
Verbesserung des Brandschutzes

a Sch'.vingungstec .lnische O5er-
pr6fung des Prim3r'kr'eislauFes
(HU)

. Ersatz aller SUS-Standrohre

Austausch von ::onstru :ctions-
elemenLen aller' ..,ea';tor-
stutzen

	

500

!Austausch aller SLahlgußrohr-
bögen N'„' 500 gegen Schmiede-
stahl€'ohrbögen

Demontage des therai schen
Schildes

lnder•ung der [3E[;-Stutzen am
Reaktordruckgefdß

i ekonstru ::tion von Reaktor-
einbauten zur Verbesserung
von PrüFmüglichkeiLen

lodernisie rung der [Ze3'ctor-
meßtechni ::

•\nder•ungen im Notstromsystem
zur Erh5hung der Zuvcrlüssig-
%eit

ErrichLunr; einer Notwurte
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Forschungsprojekte, die im KK',V Rheinsberg realisiert
wurden (Auswahl)

. "Bor•säurer•egelung" 1967 - 1970 DDR,

	

UdSSR

, 'Clusterregelelemente/ab-
brennbare Absorber "

1972 ..

	

1930 DDR,

	

UdSSR

"3rznnelement':ontrolle/
Brennstäbe mit definier Lem
Leck"

1973 - 1934 DDR,

	

UdSSR

. "Untersuchungen

	

zur Siede-
diagnostik

	

mit

	

E

	

per•imental-
;;assetten"

1930 - 1033 DDR,

	

UdSSR,
CSSR,

	

UVR

"Dekontnmination des PrimJr- 1933 - 1971 DDR,

	

UdSSR
krei s l aufes " 1075 - 1077

" Hydr•azinfnhrweise " 1339 - 1900 D9R,

	

CSSR

- Ausbildung in Lehr- und Trainingszentrum ("KKW-Schule')

. Theoretische Grundausbildung

	

3250 Pers.
für KKW-Fachpersonal sowie
für Branchenfremde

Ausbildung am KKW-Simulator

	

1750 Pers.
für T.'ER-440
(Grundausbildung u . Stör•failtr•aining)

davon Ausländer (UVR, CSSR, UdSSF)

	

420 Pers.

Produktionstechnische Ausbildung

	

330 Pers.
und Praktiken

4 . Ausblick auf die Stillegung

der Einstellung der Elektroproduktion und dem Beschluß
zur Stillegung des <KW Rheinsberg im Jahre 1090 ist in den
kommenden Jahren der Nachbetrieb, die Entsorgung und die
Stillegung des KKW Rheinsberg zu gewährleisten.

In der Nachbetriebsphase, die zeitlich mit der SLiliegusigs-
vorber•ei Lung einhergeht, ist ein "wir•Lschaftlich und tech-
nisch sinnvoller Stillegungsbetrieb im Rahmen der geil Ligen
Dauerbetriebsgenehmigung DBG zu gewährleisten . Ziel ist die
Erhaltung des betriebssicheren Zustandes, die sichere Ver-
wahrung des Aktivitätsinventars und die Gewährleistung des
Strahlenschutzes

	

Als eine wichtige Aufgabe dieser Phase sei
die Reduzierung des nuklearen Gefahr'dungspotentiais genannt.
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Hierunter zählt insbesondere die Entsorgung des Kernbrenn-
stoffes (abgebrannte und frische BrennstoFFkassetten 3S ::)
sowie die Entsorgung der im Zwischenlager ALfi: gelagerten
festen und flüssigen r'aJioa :;Liven eLriebsabfälle.

%achFoigend werden die Grundsätze der Stiliegungsphilosophie,
die bei der Stillegung des :(K1 Rheinsberg verfolgt werden,
genannL :

- sicher•heiLsLechnische ErtchLigung u . kraftwerl:stechnische

Umstellung scheiden sus

- Aufgabenstellung u . 1'r•oje :;tleitung riir Si.illegungsarbeiterr
durch : :K ;V Rheinsberg

- pr•ojekLbegleiLenJe :3eguLachLung durch ein r•enonierLes
Unternehmen

- StillegungsdurchFührung vorrangig durch Stammpersonal des
KK'; Rheinsberg ---. Aniagenkenntnis, hoher Beschäftigungs-
effekt, sozial verträglicher Personalabbau

- Durchfiihrung von Spezialarbeiten durch Fremdfirmen u.
ehemalige DD-SpezialFirmen

- stetiger Abbau der KKW-Anlagen/kontinuierliche Anpassung
des Personalbestandes

- Stillegungsverlauf wird entscheidend durch Entsorgungs-
möglichkeit bestimmt

- möglichst geringe "sofort entstehende Kosten`

Folgende Grundsätze geben die technische Konzeption zur
SLiliegung des :< ::w Rheinsherg nieder:

Allgemeine Zielstellung:

"Schrittweiser und vollsLirnii jer :uckbau des

	

Vo . 'Jobei
jederzeit die '.löglichkeit besteht, die SLillegungsar•heiLen
zu unterbrechen und einen sicheren Einsch1u :3 herbeizufähren

- Schrittweise Demontage der konventionellen maschinentechni-
schen und ele,:Lr•otechn . Hauptanlagen des ' .: ascliinenhauses.

Erhaltung der Gebäudesubstanz, Krananlagen u . '.ledienver-
sor g ung d . laschinenhauses ---

	

"3er•eitsteilungslager".

Schrittweiser Abbau der im Kontrollbereich befindlichen
nuklearen Anlagenteile, beginnend mit geringkonta :ninierten
Anlagen .
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- Nutzung relevanter Anlagenbereiche (SA, Heiße Kammer)
für Stillegunrjsar•beiten, langandauernder Erhalt ihrer
Funktionstüchtigkeit (kostengünstige AuFbereitung/Ent-
sor'gunrg).

- Zerlegung und Demontage der SWA, des Pr imrkr'eislaufes,
der Heißen Kammer und des Reaktordruckbehälter•s.

- Abbruch der Gebäude (Apparat .?haus, '.lascluinenhaus u .a .)

- Totalbeseitigung des ALF ("Friedhof")

- Entlassung aus dem Geltungsbereich des AtG.

Einen Oberb11c : über den vorgesehenen zeitlichen Ablauf
der Stillegung gibt Abb . 7.

Schrifttum

Kernkraftwerk Rheinsberg
Rückblick auf 23 Jahre 3etrieb

Fiß, H . Quasnicz ;<a

Atomwirtschaft, April 1991
S . 174 - 179





0- je Tausmnd Einwohner

Abb . 2

	

Siedlungsdichte in der Umgebung
des KK4 Rheinsberg
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Abb . 7
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Rechtliche Grundlagen für die Behandlung

und Beseitigung radioaktiver Abfälle

M. Laser

Forschungszentrum Jülich GmbH

Dekontamination

1. Einleitung

Die Behandlung und Beseitigung von radioaktiven Abfällen ist gere-

gelt durch eine Vielzahl von Gesetzen g Verordnungen, Richtlinien,
Regeln usw. Neben dem Atomrecht (Atomgesetz AtG, Strahlenschutz®

verordnung StrlSchV u .a .) ist vor allem das Immissionsschutzrecht

(Bundesimmissionsschutzgesetz BImSchG, 4 . Verordnung über genehmi-

gungspflichtige Anlagen, TA Luft) zu beachten.

Daneben werden noch zahlreiche andere Rechtsgebiete berührt . Eine

vollständige Aufzählung ist hier nicht möglich und muB vor allem

den Juristen vorbehalten bleiben . Eine Darstellung der Materie aus

der Sicht des Ingenieurs aber ist in der Regel dem Praktiker eine

hilfreiche Einführung in das Netz des Rechts . Ich möchte daher an

praktischen Beispielen die Rechtslage zu erklären versuchen.

2. Umqanq mit radioaktiven Abfällen

Beim Umgang mit offenen radioaktiven Stoffen fallen zwangsläufig

radioaktive Abfälle an . Bei der Beantragung einer atomrechtlichen

Genehmigung muß daher der Antragsteller u .a . auch Angaben zur Be-

handlung und dem Verbleib der radioaktiven Abfälle liefern . Dabei

fordert die Behörde im allgemeinen möglichst detaillierte Angaben .



Der Antragsteller sollte aber darauf bedacht sein, sich genügend

Flexibilität zu erhalten . Die Antragsunterlagen werden nämlich Ge-

nehmigungsbestandteil, auch wenn die Einzelheiten nicht in der Ge-

nehmigung wiederholt werden . Die Umgangs- bzw. Betriebsgenehmigung

schließt einen bestimmten Umgang mit radioaktiven Abfällen ein.

Will man nach Erteilung der Genehmigung vom beschriebenen Umgang

abweichen, dann kann man in geringfügigen Fällen dies der Auf-

sichtsbehörde anzeigen, die dann prüft, ob sie der Änderung zu-

stimmen kann . Bei Abweichungen, die die Substanz der Genehmigung

angreifen, muß man einen Antrag auf Änderung der Genehmigung bei

der Genehmigungsbehörde stellen . Dies kann erhebliche Konsequenzen

haben . Bei einem Kernkraftwerk z . B . bedarf eine wesentliche Ände-

rung unter Umständen der Öffentlichkeitsbeteiligung.

Die sog . Transnuklear-Affaire hat u .a . auch diese Problematik pu-

blik gemacht . Die Genehmigungen der Kernkraftwerke ließen nämlich

in der Regel die Lagerung der Abfälle des Kernkraftwerkes, aber

eben auch nur die Abfälle aus dem eigenen Betrieb zu . Da die Kern-

kraftwerke nur eine Vorkonditionierung durchführen können, z . B.

das Eindampfen, müssen sie Abfälle zur endlagergerechten Verarbei-

tung an Dritte abgeben . Dieser Dritte hat nun aber, wie es häufig

üblich ist, Abfälle in einer größeren Charge verarbeitet und dem

Kernkraftwerk anteilmäßig Abfälle, aber eben nicht oder nicht nur

die Abfälle des Kernkraftwerks zurückgeliefert . Damit hatte der

Betreiber des Kernkraftwerkes, wahrscheinlich unbewußt, seine Ge-

nehmigung überschritten.

Da eine Vermischung mit Abfällen anderer Abfallerzeuger in vielen

Fällen gar nicht zu vermeiden ist, müssen die Genehmigungen ent-

sprechend geändert werden.

Auch die Abfalläger KFA dürfen nur KFA-eigene Abfälle sowie	 'ej

Abfälle aus der Landessammelstelle Nordrhein-Westfalen lagern . Ab-~

fälle Dritter, die wir verarbeitet haben, müssen wir unverzüglich

an den Kunden zurückliefern . Daher mußten wir auch die zahlreichen

Anfragen auf Übernahme von Quellen aus den neuen Bundesländern ab-

lehnen . .
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3 . Verarbeitung	 radioaktiver Abfälle

Die Verarbeitung radioaktiver Abfälle in einer zentralen Einrich-

tung bedarf einer eigenen Genehmigung . Sie richtet sich nach dem

beabsichtigten Umgang.

- Der Umgang mit sonstigen radioaktiven Stoffen im Sinne des § 2

Abs . 2 StrlSchV (Kernbrennstoffgehalt unter 100 Bq/g) ein-

schließlich der Verarbeitung von Abfällen aus diesem Umgang,

kann nach § 3 (1), 1 . Halbsatz StrlSchV genehmigt werden.

- Die Lagerung, Bearbeitung und Beseitigung von Abfällen, die

höchstens 3 g Kernbrennstoffe pro 100 kg Abfall enthalten, kann

nach § 3 (1), 2 . Halbsatz StrlSchV genehmigt werden.

- Abfälle mit einem Kernbrennstoffgehalt über 3 g/100 kg gelten

als Kernbrennstoff. Für die Verarbeitung dieser Abfälle ist eine

Genehmigung nach § 9 AtG notwendig.

- Die Stillegung eines Kernkraftwerkes einschließlich der Abfall-

verarbeitung bedarf einer Genehmigung nach § 7 AtG.

Die Genehmigung zur Beseitigung kernbrennstoffhaltiger Abfälle

schließt auch die Verarbeitung, Zwischenlagerung und Beseitigung

sonstiger radioaktiver Abfälle ein . Die Genehmigung nach § 9 AtG

umfaßt auch alle anderen radioaktiven Abfälle.

Die Richtlinie zur Kontrolle radioaktiver Abfälle schreibt eine

getrennte Sammlung der radioaktiven Abfälle nach Abfallarten var.

Die wichtigsten sind

- Feste Abfälle, anorganisch (nicht brennbar)

- Feste Abfälle, organisch

	

(brennbar)

- Flüssige Abfälle, anorganisch

	

(Abwasser)

-- Flüssige Abfälle, organisch

	

(Lösemittel, Öle)
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Die Verarbeitung radioaktiver Abfälle bezweckt im wesentlichen

- die sicherheitstechnisch relevante ?mmobilisierung der Radioak-

tivität, vor allem die Vermeidung der Ausbreitung von Radioakti-

vität in das Grundwasser oder in die Atmosphäre während des Be-

triebs oder infolge eines Störfalls sowie

- die kostenrelevante Volumenreduktion.

Für die verschiedenen Abfallarten stehen zahlreiche Verar-

beitungsverfahren zur Verfügung.

- Feste anorganische Abfälle werden zweckmäßigerweise, soweit mög-

lich, hochdruckverpreit . Nicht prellbare Abfälle werden in Fässer

oder Container verpackt.

- Feste organische Abfälle sollen nach Nr . 3 .3 .3 der Richtlinie

möglichst verbrannt werden.

- Flüssige anorganische Abfälle, das sind in der Regel Abwässer,

werden zweckmäBigerweise eingedampft und das Konzentrat durch

Zementieren, Bituminieren oder Eintrocknen verfestigt . lonenaus-

tauscher werden im allgemeinen nur zur Dekontamination von

salzarmem Wasser eingesetzt.

- Flüssige organische Abfälle, also Lösemittel und Ole werden, so-

weit sie halogenfrei sind, verbrannt . Halogenierte Kohlenwasser-
stoffe kann man durch Destillieren reinigen.

Für alle Anlagen sind atomrechtliche Umgangsgenehmigungen nach § 3

(1), 1 . Halbsatz StrlSchV (kernbrennstofffreie Abfälle) § 3 (1),

2 . Halbsatz StrlSchV (kernbrennstoffhaltige Abfälle) oder § 9 AtG

notwendig. Die Genehmigungen schreiben in der Regel die betriebs-

notwendigen Umgangsaktivitäten fest . Dabei können neben dem Akti-

vitätsinventar der Anlage auch maximal zulässige Durchsätze pro

Zeiteinheit (Tag, Woche, Monat, Halbjahr, Jahr) festgelegt werden.

Daneben ist zu prüfen, ob für betriebsnotwendige Emissionen auch

eine Ausnahmegenehmigung nach 5 46 (3) StrlSchV beantragt werden

muß, weil Grenzwerte in der Abluft überschritten werden können .
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Generell ist nach § 46 (1) StrlSch V dafür zu sorgen, daß unkon-

trollierte Ableitungen vermieden werden, die abgeleitete Aktivität

so gering wie möglich gehalten und die Ableitung überwacht wird.

Das bedeutet, daß beim Umgang mit offenen radioaktiven Stoffen in

jedem Fall eine Lüftung und mindestens ein Aerosolfilter vorzuse-

hen ist . Lediglich bei Lägern, in denen keine Gebinde geöffnet

werden, ist der Verzicht auf eine Lüftung denkbar.

Ist die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 46 StrlSch V

notwendig, muß die durch die geplante Emission verursachte Strah-

lenexposition am ungünstigsten Ort außerhalb des Zaunes gemäß der

Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu S 45 StrlSch V (Ermittelung

der Strahlenexposition durch Ableitung radioaktiver Stoffe) be-

rechnet werden (s . Kap . 8).

Die Umgangsgenehmigungen nach § 3 StrlSchV ist zu erteilen, wenn

die Genehmigungsvoraussetzungen nach S 6 StrlSch V erfüllt ist . Die

Genehmigung nach § 9 AtG darf nur erteilt werden, wenn die Voraus-

setzungen, die in § 9 (2) AtG genannt sind, erfüllt sind . Das be-

deutet, daß man den Antrag auf Genehmigung für eine bereits fer-

tige Anlage stellen kann . Trotzdem hat es sich in den meisten Fäl-

len als zweckmäßig erwiesen, mit den Behörden

(Genehmigungsbehörde, Aufsichtsbehörde, Bauaufsicht) und dem von

der Behörde bestimmten Gutachter vor der Errichtung einer Anlage

das Konzept abzustimmen.

Neben dem Atomrecht gilt auch das Immissionsschutzrecht . Nach der

4 . Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen bedürfen Abfall-

verbrennungsanlagen für feste oder flüssige Abfälle einer förmli-

chen Genehmigung nach s 10 des Bundesimmissionsschutzgesetzes

(BlmSchG) . Das Vorhaben ist bekanntzumachen und der Antrag und die

Unterlagen nach der Bekanntmachung einen Monat zur Einsicht auszu-

legen.

Die Bevölkerung hat binnen zwei weiterer Wochen die Möglichkeit,

Einwendungen zu erheben . Die Genehmigungsbehörde erörtert an-

schließend mit Einwendern und dem Antragsteller die Einwendungen.

Mach Abwägung aller vorgebrachten Gesichtspunkte erteilt die Be-

hörde eine Errichtuncgs- und Betriebsgenehmigung . Vor Erteilung der



BImSchG-Genehmigung darf man nicht mit der Errichtung beginnen.

Die Genehmigung kann in der Regel nur von Personen angegriffen

werden, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben . Ausnahmen sind

denkbar, wenn sich der Betreffende nicht den Vorwurf gefallen las-

sen muß, "dort geschwiegen zu haben, wo er Anlaß hatte zu reden".

Die Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft)

schreibt u .a . Grenzwerte für Emissionen von Staub (30 mg/m3), Koh-

lenmonoxid (100 mg/m3), organischen Stoffen (20 mg/m 3 ), Schwefel-

oxiden (100 mg/m3), Chlor (50 mg/m 3 ) und Fluor (2 mg/m3 ) vor . Die

Behörde kann aber auch nach eigenem Ermessen niedrigere Werte

festlegen . Die TA Luft schreibt auch Bezugsgrößen für die Berech-

nung der Schadstoffkonzentrationen vor . So werden z . B . bei Ver-

brennungsanlagen für Sonderabfälle die Konzentrationen auf einen

Sauerstoffgehalt von 11 % bezogen . Liegt der Sauerstoffgehalt hö-

her, ist also das Abgas zu verdünnt, muß man die Schadstoffkonzen-

trationen nach oben korrigieren . Damit soll eine unerlaubte Ver-

dünnung vermieden werden . Bei geringeren Sauerstoffgehalten ist

eine Korrektur nach unten hin nicht zulässig.

Die Verordnung über Verbrennungsanlagen für Abfälle und ähnliche

brennbare Stoffe setzt gegenüber der TA Luft restriktivere Emis-

sionsgrenzwerte für Tagesmittelwerte, Halbstundenmittelwerte und

über die Probenahmezeit gebildete Mittelwerte fest . Danach betra-

gen die Tagesmittelwerte füg- Staub 10 mg/m3 , Gesamtkohlenstoff 10

mg/m3 , Chlorwasserstoff 10 mg/m 3 , Fluorwasserstoff 1 mg/m3 , Schwe-

feldioxid 50 mg/m 3 und Stickstoffdioxid 200 mg/m 3 . Für Quecksilber

sind 0,05 mg/mi und für Dioxin 0,1 ng/ra , gemi ttel t über die Pro-

benahmezeit einzuhalten.

Das Abfallrecht gilt nicht neben dem Atomrecht . Trotzdem empfiehlt

sich die Beachtung gewisser Vorschriften . So verbietet die TA Ab-

fall grundsätzlich die Vermischung von Abfällen.

Die sinngemäße Anwendung des Vermischungsverbots auf radioaktive

Abfälle bedeutet vor allem eine separate Sammlung von halogenier-

ten Verbindungen (PVC, Teflon, chlorierte Kohlenwasserstoffe) im

Rahmen des Möglichen . Die Anwendung wird in der Regel durch ent-

sprechende Auflagen in der BImSchG-Genehmigung erzwungen .



Das Abgas von Verbrennungsanlagen muß meist gewaschen werden, um

nichtradioaktive Schadstoffe wie Chlor, Fluor, Schwefel- und

Stickoxide zurückzuhalten . Die verbrauchte Waschlauge ist im Falle

unserer Jülicher Verbrennungsanlage nicht radioaktiv, weil radio-

aktive Stäube und Aerosole wirksam zurückgehalten werden . Sie

könnte aus dieser Sicht in den Vorfluter abgeleitet werden.

Die Erhöhung der Salzkonzentration im Vorfluter ist minimal.

Trotzdem verlangt die Wasserbehörde in letzter Zeit die Rück-

haltung dieser Waschlaugen.

Das Wasserhaushaltsgesetz fordert nämlich in § 7a (1), daß die

Schadstofffracht so gering wie möglich gehalten wird . Dazu können

die Behörden verlangen, daß die Anforderungen nach den allgemein

anerkannten Regeln der Technik bereits am Ort des Anfalls des Ab-

wassers bzw. vor seiner Vermischung mit anderem Abwasser eingehal-

ten werden . Die Ableitung der Waschlauge gilt als unnötige Verdün-

nung und nicht dem Stand der Technik entsprechend.

Aus diesem Grunde sind verschiedene Betreiber dazu übergegangen,

die Wäsche vor die Filter zu verlagern und die verbrauchte

Waschlauge als radioaktive Abfälle aufzuarbeiten . Dies erhöht zwar

die Menge an radioaktivem Abfall, vermeidet aber eine separate

nichtradioaktive Aufarbeitung und Beseitigung.

4 . Zwischenla .erun . radioaktiver Abfälle

Für die Zwischenlagerung radioaktiver Abfälle muß hinreichend La-

gerkapazität vorgesehen werden . Dies gilt sowohl für Rohabfälle

vor der Verarbeitung wie auch für endlagerfähige Abfälle bis zur

Abgabe an ein Endlager. Die Art der Genehmigung richtet sich nach

der Art der zu lagernden Abfalle.

- Radioaktive Abfälle mit einem Kernbrennstoffgehalt unter 100

Bg/g werden nach § 3 (1), 1 . Halbsatz StrlSch V genehmigt . Lan-

dessamrnelstellen besitzen häufig eine solche Genehmigung .
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- Radioaktive Abfälle mit einem Kernbrennstoffgehalt von 100 Bq/g

bis 3 g/100 kg werden nach S. 3 (1), 2 . Halbsatz StrlSchV geneh-

migt.

- Abfälle mit einem Kernbrennstoffgehalt über 3 g/100 kg, Brenn-

elemente und verfestigte Spaltprodukte aus der Wiederaufarbei-

tung werden nach § 6 AtG genehmigt.

Die Genehmigungen nach § 3 StrlSchV müssen erteilt werden, wenn

die Voraussetzungen erfüllt sind . Die Genehmigung nach § 6 AtG

setzt eine Offenlegung der Planungsunterlagen und eine öffentliche

Erörterung voraus.

5 . AblieferungvonAbfällen

Radioaktive Abfälle sind grundsätzlich an Anlagen des Bundes oder

an eine Landessammelstelle abzuliefern.

Abfälle aus einem nach dem Atomgesetz genehmigten Umgang sind di-

rekt an eine Anlage des Bundes zur Sicherstellung und zur Endlage-

rung radioaktiver Abfälle abzuliefern (§ 81 StrlSchV).

Solche Anlagen des Bundes sind das geplante Endlager KONRAD, für

das die Planfeststellung beantragt ist, das geplante Endlager GOR-

LEBEN, dessen Eignung noch geprüft wird, und das Endlager HORSLE-

BEN, dessen Betrieb aufgrund eines Einspruchs z . Z . ruht.

Bis zur Inbetriebnahme von Anlagen des Bundes sind die abliefe-

rungspflichtigen Abfälle vom Ablieferungspflichtigen zwischenzula-

gern (§ 86 StrlSchV) . Die Abfälle bleiben während dieser Zeit Ei-

gentum der Ablieferungspflichtigen . Die Ablieferungspflichtigen
haben daher vor Ort (Kernkraftwerke, Gro6forschungszentren) oder

zentral (Abfallager GORLEBEN) Lagerkapazität geschaffen.

Andere radioaktive Abfälle, insbesondere Abfälle aus dem Umgang

mit sonstigen radioaktiven Stoffen nach § 3 StrlSchV sind an eine

Landessammelstelle abzuliefern (§ 82 StrlSchV) . Die Abfälle gehen

dabei in das Eigentum des Landes über . Damit wird auch die Verant-

wortung und das finanzielle Risiko auf das Land übertragen .



Die Ablieferungspflicht (§ 83 StrlSchV) bezieht sich nicht auf

- Abfälle, die im häuslichen, nicht beruflichen Bereich entstanden

sind und deren Aktivität das 10° 4fache der Freigrenzen nicht

übersteigt, gemäß § 4 (4) Satz 1 Nr . 2e StrlSchV,

-- Ableitungen mit der Abluft und dem Abwasser gemäß §§ 45 und 46

StrlSchV und

- Abfälle, deren anderweitige Beseitigung oder Abgabe angeordnet

oder genehmigt worden ist, so z . B . die konventionelle Beseiti-

gung von Abklingabfällen oder anderen Abfällen mit geringfügiger

Aktivität.

Auch die Rückgabe an den Lieferanten kann als anderweitige Abgabe

genehmigt werden . So nimmt z . B. die Fa . Buchler, Braunschweig,

von ihren Kunden Abfälle zur Beseitigung zurück . Auch die Rück-

nahme der Technetium Quellen durch die Fa . Hoechst kann hier

eingeordnet werden.

6. Entlassunq	 aus dem Atomrecht (Freistellung)

Nach § 2 (2) AtG gelten solche Abfälle nicht als radioaktive

Stoffe, die wegen ihrer geringfügigen Aktivität keine besondere

Beseitigung zum Schutz von Leben, Gesundheit und Sachgütern erfor-

dern und daher nicht an eine Landessammelstelle oder eine Einrich-

tung des Bundes abgeliefert werden müssen.

Eine klare Definition, was darunter zu verstehen ist, gibt es aber

leider nicht . Mit Sicherheit nicht anzuwenden ist der Grenzwert

von 1 00 Bq!g für den genehmigungs- und anzeigenfreien Umgang gemäß

Anlage III zu § 4 (2) StrlSchV.

Der BIBI hat diese Lücke durch eine "Auslegung des § 4 (4) Satz 1

Nr. 2e StrlSchV auszufüllen versucht . Sie stellt zunächst klar,

daß die dort genannten Abfälle mit einer Aktivität des 10-4fachen

der Freigrenze pro Gramm nicht von der Erfordernis der Genehmigung

befreit sind . Der Schluß, daß Abfälle mit geringerer Aktivität von
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der Ablieferungspflicht befreit sind, ist nicht zulässig.

Abfälle, die aus einem genehmigungspflichtigen Umgang stammen,

sind nach geltender Rechtsauffassung radioaktive Abfälle, unab-

hängig von der vorhandenen Radioaktivität, also auch wenn kurzle-

bige Aktivität abgeklungen ist.

Eine Befreiung von der Ablieferungspflicht muß daher nach S 83 (1)

Nr. 3 als anderweitige Beseitigung oder Abgabe angeordnet oder ge-

nehmigt werden . Eine solche Genehmigung kann selbstverständlich in

die Umgangsgenehmigung mit aufgenommen werden.

In Anlehnung an 5 4 (4) Satz 1 Nr . 2e empfiehlt nun der BMI den

zuständigen Genehmigungsbehörden, die Freistellung von Abfällen

mit geringfügiger Aktivität zu genehmigen . Als Orientierung kann

das 10° 4fache der Freigrenze pro Gramm dienen . Dabei sind aller-

dings Art, Menge und Häufigkeit der radioaktiven Abfälle maßge-

bend . Mit anderen Worten, der Grenzwert kann höher oder niedriger

angesetzt werden.

Zum Beispiel kann die Verbrennung von H-3- oder C-14-haltigen Ab-

fällen in einer Industrie- oder Hausmüllverbrennungsanlage auch

bei etwas höherer Aktivität erfolgen . Denn die Aktivität würde

auch in einer atomrechtlich genehmigten Anlage in die Atmosphäre

abgeleitet werden . Andererseits pflegen die Genehmigungsbehörden

bei Abfällen aus Kernkraftwerken eher das 10°'fache der Freigrenze

pro Gramm zu genehmigen.

Nach wie vor nicht geklärt ist, was aus dem genehmigten Umgang

stammt . Verpackungsmaterial, das aus dem Kontrollbereich kommt,

aber nicht kontaminiert werden konnte, stammt unserer Auffassung

nach nicht aus dem Umgang und muß daher nicht besonders aus dem

Atomrecht entlassen werden . Allerdings muß der Strahlenschutzbe-

auftragte die Aktivitätsfreiheit bestätigen.

Der Fachverband für Strahlenschutz hat empfohlen generell festzu-

legen, daß Stoffe, deren spezifische Aktivität nicht-natürlichen

Ursprungs, gemittelt über höchstens 100 kg, 0 .1 Bq/g bei Alpharn

Strahlern und 1 Bq/g bei sonstigen Radionukliden unterschreitet,

nicht als radioaktive Stoffe im Sinne des Atomrechts gelten . Es
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wäre dann keine besondere Freistellungsgenehmigung notwendig.

7 . Ableitungenin den Vorfluter

Ableitungen mit dem Abwasser bedürfen einer atomrechtlichen und

einer wasserrechtlichen Genehmigung . Die atomrechtliche Genehmi-

gung kann in die Umgangsgenehmigung eingeschlossen sein, sie kann

aber auch selbständig erteilt werden . Sie legt die maximal zuläs-

sige Ableitung radioaktiver Stoffe fest . Dabei darf die nach der

Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu 5 45 StrlSchV berechnete
Strahlenexposition die Grenzwerte der Körperdosen nach § 45

StrlSchV (30 mrem®Konzept) nicht überschreiten . Die KFA hat für

diese Berechnung ein Rechenprogramm entwickelt.

Die Genehmigung nach dem Wasserhaushaltsgesetz berücksichtigt die

Ableitung nichtradioaktiver und radioaktiver Stoffe . Da sie ge®

samtwasserwirtschaftliche Belange berücksichtigen muB, können die

maximal zulässigen Ableitungen für radioaktive Stoffe auch niedri-

ger angesetzt sein als in der atomrechtlichen Genehmigung . Diese

niedrigeren Werte sind dann für den Genehmigungsinhaber bindend.

8 . Ableitungenin dieAtmosphäre

Radioaktive Ableitungen in die Abluft bedürfen einer Genehmigung

nach 5 46 StrlSchV, wenn die Abluft aus dem Kontrollbereich oder

betrieblichen Übezwachungsbereich die in 5 46 (3) genannten Grenz-

werte überschreiten kann . In diesem Fall ist die potentielle

Strahlenexposition am ungünstigsten Ort außerhalb des Zauns nach

der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu 5 45 StrlSchV zu berech-

nen . Für die Berechnung hat KFA ein Rechenprogramm erstellt.

Neben der atomrechtlichen Genehmigung ist eine Genehmigung nach

dem BImSchG erforderlich, wenn auch nichtradioaktive Schadstoffe

emittiert werden, wie z . B . bei Verbrennungsanlagen und Beizbä®

dein . Dabei ist die TA Luft zu berücksichtigen .
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Die Abluft bzw. das Abgas sollte möglichst für mindestens ein Ge-

bäude zusammengefaßt über einen Schornstein abgeleitet werden.

nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu § 45 muß der Gebäu-

deeinfluß rechnerisch berücksichtigt werden, wenn die effektive

Emissionshöhe kleiner als die doppelte Höhe der umliegenden Ge-

bäude ist.

Mach der TA Luft soll der Schornstein mindestens eine Höhe von

10 m über Flur und 3 m über Dachfirst haben . Sie soll jedoch nicht

das Zweifache der Gebäudehöhe übersteigen . Man will damit vermei-

den, daß die Schadstoffe durch hohe Schornsteine weiträumig ver-

teilt und dadurch die Immissionen reduziert werden .
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9 . Gesetze, Verordnungen, Richtlinien

(1) Gesetz Ober die friedliche Verwendung der Kernenergie und den

Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz - AtG), Neufassung vom

15 .06 .1985, BGB1 I, S . 1565 - 1583.

(2) Verordnung Ober den Schutz vor Schäden durch ionisierende

Strahlung (Strahlenschutzverordnung - StrlSchV), Neufassung

vom 30 .06 .1989, BGB1 I, S . 1321 - 1375.

(3) Richtlinie zur Kontrolle radioaktiver Abfälle mit vernachläs=

si gbarer Wärmeentwicklung, die nicht an eine Landessammel-

stelle abgeliefert werden vom 16 .01 .1989, bekannt gemacht im

Bundesanzeiger vom 04 .04 .1989.

(4) Gesetz über die Errichtung eines Bundesamtes für Strahlen-

schutz vom 09 .10 .1989, (BGB1 I, S . 1830 - 1832).

(5) Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch

Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche

Vorgänge, (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BlmSchG) vom

15 .03 .1974, (BGB1 I, S. 721, 1193) zuletzt geändert am

24 .04 .1986, (BGB1 I, S . 560).

(6) Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-

gen - 4 . BlmSchV).

(7) Siebzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsm

schutzgesetzes (Verordnung über Verbrennungsanlagen für Ab-

fälle und ähnliche brennbare Stoffe - 17 . BlmSchV) vom

23 .11 .1990, BGBl I, S . 2545 - 2552 und 2832.

(8) Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz

WHG), i . d . F . der Bekanntmachung vom 23 .09 . 1986, (EGBl I, S.

1529, 1654) .
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(9) Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 45 StrlSchV: Ermittlung

der Strahlenexposition durch die Ableitung radioaktiver Stoffe

aus kerntechnischen Anlagen oder Einrichtungen, 21 .02 .1990,
Bundesanzeiger vom 31 .03 .1990.

(10) Rundschreiben des BMI vom 20 .09 .1979 - RS II 1 - 511 831/11:

Auslegung des § 4 (4) Satz 1 Pr . 2e StrlSchV, Gemeinsames

nister-ialblatt 1979, S . 630 - 631 .



Ermittlung von Strahlenexpositionen infolge der Ableitung radioaktiver Stoffe aus

kerntechnischen Anlagen oder Einrichtungen nach der Allgemeinen Verwaltungsvor-

schrift zu § 45 Strahlenschutzverordnung

P . Handge

Gesellschaft für Reaktorsicherheit (GRS) rnbH, Köln

Im Rahmen des atomrechtlichen Genehmigungsverfahrens sind die Auswirkungen der

Ableitung radioaktiver Stoffe mit Luft und mit Wasser aus kerntechnischen Anlagen

oder Einrichtungen zu ermitteln . Die Ergebnisse dienen der Feststellung, ob die tech-

nische Auslegung und der Betrieb der Anlagen oder Einrichtungen so geplant ist, daß

die Vorschriften der Strahlenschutzverordnung zum Schutz der Bevölkerung und der

Umwelt vor den Gefahren ionisierender Strahlen /SSV 89/ eingehalten werden.

Nach § 45 Abs. 1 StriSchV gilt:

"(1) Der Strahlenschutzverantwortliche hat die technische Auslegung und den Betrieb

seiner Anlagen oder Einrichtungen so zu planen, daß die durch Ableitung radioaktiver

Stoffe aus diesen Anlagen oder Einrichtungen mit Luft oder Wasser bedingte

Strahlenexposition des Menschen jeweils die folgenden Grenzwerte der Körperdosen

im Kalenderjahr nicht überschreitet:

Effektive Dosis, Ieilka rdosis fair Te1mdrasen,

Gebärmutter, rotes Knochenmark

	

0,3 Milliisievert,

2. Teilkörperdosis für alle Organe und Gewebe, soweit

nicht unter Nummer 1 oder Nummer 3 genannt

	

0,9 Millisievert,

3. Teilkörperdosis für Knochenoberfläche, Haut

	

1,8 Millisiever=t ."

Diese Dosisgrenzwerte far die Ableitung radioaktiver Stoffe gelten für außerbetriebii-

che Überwachungsbereiche und für Bereiche, die nicht Strahlenschutzbereiche sind.

Zur Berechnung der effektiven Dosis bei einer Ganz- oder Teilkörperexposition sind

die Äquivalentdosen der in Tab. 1 genannten Organe und Gewebe mit Wichtungsfak-

Waren (siehe Tab . 1) zu multiplizieren und die so erhaltenen Produkte zu addieren.

1



° 32 -

Nach § 45 Abs . 2 StrtSchV gilt:

"(2) Diese Strahlenexposition ist für eine Referenzperson an den ungünstigsten Ein-

wirkungssteilen unter Berücksichtigung der in Anlage XI genannten Expositionspfade,

Lebensgewohnheiten der Referenzperson und übrigen Annahmen zu ermitteln . Die

Bundesregierung erläßt mit Zustimmumg des Bundesrates allgemeine Verwaltungs-

vorschriften über die zu treffenden weiteren Annahmen ."

Die ungünstigsten Einwirkungsstellen in der Umgebung einer kerntechnischen Anlage

oder Einrichtung sind die Stellen, bei denen aufgrund der Verteilung der abgeleiteten

radioaktiven Stoffe in der Umwelt unter Berücksichtigung realer Nutzungsmöglichkei-

ten durch Aufenthalt oder Verzehr dort erzeugter Nahrungsmittel die höchste

Strahlenexposition der Referenzperson zu erwarten ist.

Für die Referenzperson ist die Dosis im Kalenderjahr (Jahresdosis) zu berechnen . Die

Lebensgewohnheiten der Referenzperson sind in der StrlSchV festgelegt (siehe

Tab. 2) . Die im allgemeinen zu berücksichtigenden Expositionspfade nach der

StrISchV sind:

"1 .

	

Bei Ableitung mit Luft:

1 .1 Exposition durch Betastrahlung innerhalb der Abluftfahne

1 .2 Exposition durch Gammastrahlung aus der Abluftfahne

1 .3 Exposition durch Gammastrahlung der am Boden abgelagerten radioaktiven

Stoffe

1 .4 Luft - Pfanze

1 .5 Luft Futter pflanze - Kuh Milch

1 .6 Luft - Futterpflanze - Tier - Fleisch

1 .7 Atemluft

2. Bei Ableitung mit Wasser

2.1 Aufenthalt auf Sediment

2.2 Trinkwasser

2.3 Wasser - Fisch

2.4 Viehtränke - Kuh - Milch

2.5 Viehtränke - Tier - Fleisch

2.6 Beregnung Futterpflanze - Kuh - Milch

2.7 Beregnung - Futterpflanze - Tier - Fleisch

2.8 Be regnung .- PflanzeBeregnung

2
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Expositionspfade bleiben unberücksichtigt oder zusätzliche Expositionspfade sind zu

berücksichtigen, wenn dies aufgrund der örtlichen Besonderheiten des Standortes

oder aufgrund der Art der Anlage oder Einrichtung begründet ist ."

Die übrigen Annahmen nach § 45 Abs . 2 StrlSchV sind:

"1 . Zur Ermittlung der Strahlenexposition sind die Dosisfaktoren aus der im Bundes-

anzeiger Nr . 185a vom 30. September 1989 bekanntgegebenen Zusammenstel-

lung zu verwenden /BUN 891.

2. Zur Ermittlung der Strahlenexposition ist von Modellen auszugehen, die einen

Gleichgewichtszustand beschreiben . Die erwarteten Schwankungen radioaktiver

Ableitungen sind dabei durch geeignete Wahl der Berechnungsparameter zu be-

rücksichtigen.

3. Bei Ableitungen mit Luft sind der Ausbreitungsrechnung das Gauß-Modell und ei-

ne langjährige Wetterstatistik zu Grunde zu legen . Im Einzelfall kann die zuständi-

ge Behörde zur Berücksichtigung von Besonderheiten des Standorts oder der An-

lage oder Einrichtung die Anwendung anderer Verfahren anordnen oder zulassen.

Bei Ableitungen mit Wasser sind der Berechnung langjährige Mittelwerte der Was-

serführung des Vorfluters zu Grunde zu legen.

4. Die Festlegung von Parameterwerten ist in Verbindung mit den Berechnungsmo-

dellen so zu treffen, daß bei dem Gesamtergebnis eine Unterschätzung der Strah-

lenexposition nicht zu erwarten ist . Sind zur Ermittlung der Strahlenexposition Pa-

rameter zu berücks ichtigen, deren Zahlenwerte einer Schwankungsbreite unterlie-

gen, dürfen nur in begründeten Ausnahmefällen Extremwerte der Einzelparameter

gewählt werden ."

Die in § 45 Abs . 2 zitierten weiteren Annahmen sind in der Allgemeinen Verwaltungs-

vorschrift zu § 45 StrlSchV /AVV 901 festgelegt, in welcher auch die zu verwendenden

Berechnungsverfahren aufgeführt sind.

Basis der Berechnung der Strahlenexpositionen sind die Antrags- bzw . die Genehmi-

gungswerte für die Ableitung radioaktiver Stoffe mit der Abluft und dem Abwasser.

Diese sind für die Ableitungen mit der Abluft im allgemeinen spezifiziert nach den Nu-

3
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klidgruppen radioaktive Edelgase, Radiojod, aerosolgebundene Aktivität und falls er-

forderlich Tritium und Kohlenstoff 14.

Bei den Ableitungen mit dem Abwasser ist zu unterscheiden zwischen einem Nuklid-

gemisch, welches alle Radionuklide mit Ausnahme von H 3 umfaßt, und Tritium . Beim

Nuklidgemisch sind die Angaben ggf . nach (¢+y)-Strahlern und a-Strahlem getrennt

auszuweisen . Letzteres gilt auch für die aerosolgebundene Aktivität in der Abluft.

Für die einzelnen Nuklidgruppen sind außerdem die Nuklidzusammensetzungen, die

aus theoretischen Analysen besser aus Erfahrungswerten vergleichbarer Anlagen ab-

geleitet werden, anzugeben . In /AVV 901 sind für Kernkraftwerke mit Leichtwasser-

reaktoren Modeligemische far Edelgase und Aerosole bei den Ableitungen mit Luft

und für das Nuklidgemisch bei Ableitungen mit dem Abwasser angegeben.

Ableitung radioaktiver Stoffe mit der Abluft

Die Ermittlung der Strahlenexposition gliedert sich in folgende Schritte:

Berechnung der Ausbreitung der emittierten radioaktiven Stoffe in den bodenna-

hen Luftschichten und Ermittlung der bodennahen Konzentration unter Verwen-

dung des Gaußmodells.

- Berechnung der Kontamination von Boden und Bewuchs infolge der Ablagerung

radioaktiver Stoffe.

Ermittlung der Spe91fischer! Aktivität von Mi!ch und Fleisrh.

Berechnung der Strahienexpositionen.

Bei der Ermittlung von Konzentrationen in der Abluftfahne ist zwischen langzeitigen

Emissionen mit konstanter Quellstärke sowie nach kurzzeitigen und ungleichmäßigen

Emissionen zu unterscheiden. Während bei kurzzeitigen Emissionen die Konzentratio-

nen bzw. das Zeitintegral der Konzentrationen unter Verwendung des sog . Kurzzeit-

ausbreitungsfaktors zu bestimmen sind, erfolgt die Berechnung der Konzentrationen

bei Emissionen mit konstanter Quellstärke und unter bestimmten Voraussetzungen

auch bei ungleichmäßigen oder periodischen Emissionen mit dem sag . Langzeitaus-

breitungsfaktor.

4
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Die Voraussetzungen für die Anwendung des Langzeitausbreitungsfaktors sind nach

/AVV 501:

"Bei ungleichmäßiger Quelistärke,

® Die pro Tag, d .h . in Zeiträumen von je 24 Stunden, emittierte Aktivitätsmenge ist

nicht größer als '/,oo der gleichmäßig über das Jahr verteilt angenommenen Jah-

resemission.

® Die o.g . Emissionen linden nicht systematisch jeweils zur selben Tageszeit, son-

dern annähernd gleichmäßig über alle Tageszeiten verteilt statt.

o In einem beliebigen Zeitraum eines halben Jahres wird die Hälfte der angenom-

menen Jahresemissionen nicht überschritten.

Bei periodischen Emissionen,

• Die pro Tag. d .h . in Zeiträumen von je 24 Stunden, emittierte Aktivitätsmenge ist

nicht größer als 'I, oo der gleichmäßig über das Jahr verteilt angenommenen Jah-

resemission.

• In einem beliebigen Zeitraum eines halben Jahres wird die Hälfte der angenom-

menen Jahresemission nicht überschritten.

Die errechneten Teilkörperdosen in der Hauptwindrichtung sind in diesem Fall mit ei-

nem Faktor 2 zu multiplizieren ."

Der Langzeitausbreitungsfaktor selbst ist unter Verwendung einer mindestens

5-jäh rigen Ausbreitungsstatistik zu bestimmen. Der Einfluß von Gebäuden und der

Orographie muß bei der Ermittlung der Ausbreitungsfaktoren nach den in /AVV 901

angegebenen Beziehungen berücksichtigt werden . Sind die in IAVV 901 angeführten

Beziehungen zur Berücksichtigung der c.a . Einflüsse - z .B. bei Kühltürmen mit großen

Abmessungen oder in topographisch äußerst komplexem Gelände - nicht anwendbar,

muß der Einfluß ggf . durch Windkanalversuche ermittelt werden.

Bei der Berechnung der Ablagerung radioaktiver Stoffe auf Boden und Bewuchs müs-

sen sowohl die Auswirkungen trockener Ablagerung (Fallout) als auch die Ablagerun-

gen durch Niederschlag (Washout) berücksichtigt werden . Dabei Ist zu beachten, daß

der Boden während des ganzen Jahres, landwirtschaftliche Produkte aber nur wäh-

5
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rend der Vegetationsperiode kontaminiert werden können . Bei kontinuierlichen oder

quasi-kontinuierlichen Emissionen sind daher zur Ermittlung der Bodenkontamination

der Langzeitausbreitungsfaktor (LAF) und der Langzeitwashoutfaktor (LWF) für das

gesamte Jahr heranzuziehen. Die Kontamination der Vegetation ist dage gen unter

Verwendung des LAF und des LWF für das Sommerhalbjahr (I . Mai bis 31 . Oktober)

zu bestimmen.

Bei der Berechnung der Kontamination landwirtschaftlicher Produkte ist neben der

Ablagerung radioaktiver Stoffe auf der Oberfläche auch der Transfer von Radionukli-

den vom Boden in den Bewuchs zu berücksichtigen, der unter Verwendung von

Transferfaktoren Bq/kg Feuchtmasse Pflanze pro Bq/kg Trockenmasse Baden ermit-

telt wird. Dabei wird bei kontinuierlichen Emissionen unterstellt, daß die Radionuklide

bereits seit 50 Jahren auf dem Boden abgelagert und durch Pflügen gleichmäßig in

der obersten Bodenschicht verteilt wurden . Die Berücksichtigung des Eindringens von

Nukliden in tiefere Bodenschichten ist im allgemeinen nur für sehr langlebige Nuklide

bei Betrachtungen über einen sehr langen Zeitraum von Bedeutung.

Die spezifische Aktivität in Milch und Fleisch durch Verzehr von kontaminiertem Futter

durch Rinder wird unter Verwendung von Transferfaktoren Futter/Milch bzw . Fut-

ter/Fleisch bestimmt.

Die Berechnung der Strahlenexpositionen muß nun nach § 45 Abs . 2 StrlSchV unter

Berücksichtigung realer Nutzungsmöglichkeiten für die ungünstigste Einwirkungsstelle

- nach den in /AW 90/ angegebenen Formeln - erfolgen . Hierbei ist zunächst der Auf-

enthaltsort in der Umgebung der Anlage oder Einrichtung zu ermitteln, an welchem

die Referenzperson über die Expositionspfade

Betastrahlung innerhalb der Abluftfahne

Gammastrahlung aus der Abluftfahne

Gammastrahlung der am Boden abgelagerten radioaktiven Stoffe

Inhalation radioaktiver Stoffe

insgesamt den höchsten Strahlenexpositionen ausgesetzt ist . Dieser Ort ist dann als

ungünstigste Einwirkungssteile far den Aufenthalt der Referenzperson anzunehmen,

und die hier berechneten Körperdosen zum Vergleich mit den Dosisgrenzwerten des

§ 45 (1) StriSchV heranzuziehen . Zusätzlich müssen beim Vergleich mit den Dosis-

6
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grenzwerten die Ingestionsdosen berücksichtigt werden, die sich unter Zugrundele-

gung der Ernährungsgewohnheiten nach Tab . 2 durch den Verzehr von solchen Le-

bensmitteln ergeben, die zu den höchsten Teiikörperdosen oder zur höchsten effekti-

ven Dosis führen . Dazu ist auch hier die Ermittlung der Einwirkungsstellen in der Um-

gebung der Anlage erforderlich, an welchen die spezifische Aktivität der pflanzlichen

Produkte und der Weidepflanzen ihre höchsten Werte erreicht.

Ableitung radioaktiver Stoffe mit dem Abwasser

Bei der Einleitung radioaktiver Abwässer in Oberflächengewässer sind zunächst die

resultierenden Konzentrationen radioaktiver Stoffe irre Oberflächengewässer zu be-

rechnen. In /AVV 90/ sind die erforderlichen Rechenmodelle für die Einleitung der Ab-

wässer in Fließgewässer (Vorfluter) angegeben . Dabei wird berücksichtigt, daß sich

von der Einleitungssteile ausgehend im Vorfluter eine Abwasserfahne ausbildet, die

sich allmählich mit dem Wasser des Vorfluters mischt . Zur Ermittlung der ungünstig-

sten Einwirkungsstelle sind far den Abwasserpfad die Auswirkungen der Nutzung von

Wasser im Nahbereich und im Fernbereich der Einleitungsstelle zu betrachten . im

weiteren erfolgt die Berechnung der Strahlenexpositionen in analoger Weise wie far

die Ableitungen mit der Abluft .

7
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Organ« und Gemsba Wehtungstaktorcn
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5. Schilddrüse 0 .03
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Jahr

1 Jahr
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Verarbeitung radioaktiver Abfälle im

Forschungszentrum Jülich

St . Halaszovich

Forschungszentrum Jülich GmbH

Dekontamination

1 . Einleitunq

Die Gründung des Zentrums geht auf einen Beschluß der Landesregie-

rung in 1956 zurück, eine Kernforschungsanlage (KFA) in Nordrhein-

Westfalen einzurichten . Der Standort wurde Jülich, etwa in der

Mitte des Dreiecks gebildet durch Köln, Düsseldorf und Aachen . Bit

den .Bauarbeiten wurde Mitte 1958 begonnen.

Die Forschungsarbeiten konzentrierten sich zunächst auf Themen der

Reaktorentwicklung, weiteten sich aber seit den sechziger Jahren

stark aus und umfaßten z . B. die Nuklearmedizin, Nuklearchemie,

Plasmaphysik, Festkörperforechung . Den Schwerpunkt bildete die

Entwicklung des graphitmoderierten, heliumgekühlten Hochtempera-

turreaktors . Anliegerfirmen wie die Arbeitsgemeinschaft Versuchs-

reaktor AVR GmbH, die Hochtemperatur-Reaktorbau GmbH (HRB), die

URANIT GmbH siedelten sich an.

Mitte der achtziger Jahre erfolgte eine Umstrukturierung, um sich

den geänderten gesellschafts- und forschungspolitischen Randbedin-

gungen anzupassen . Nichtnukleare Forschungsgebiete wie z . B . Um-

weltforschung, Biotechnologie, Informationstechnik gewannen an Be-

deutung, während der Anteil der Nuklearforschung und -entwicklung

auf ca . 15 % zurückgegangen ist . Um dieser Tatsache auch im Er-

scheinungsbild Rechnung . zu tragen, wurde der Name Kernforschungs-

anlage Jülich GmbH in Forschungszentrum Jülich GmbH geändert, das
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weltweit bekannte Akronym KFA jedoch beibehalten.

Der heutige Anteil der Nuklearforschung von rund 15 % soll erhal-

ten bleiben . Er deckt im wesentlichen die Gebiete Nuklearmedizin,

Radioagronomie, Materialforschung mit Hilfe von Neutronenstrah-

lung, Teile des Brennstoffkreislaufes und der Endlagerung von Ab-

fällen sowie Sicherheitsforschung ab.

Der Vorstand der KFA hat als Strahlenschutzverantwortlicher eine

zentrale Abteilung geschaffen, um den Vorgaben des Atomgesetzes

(AtG) und der Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) entsprechend die

radioaktiven Abfälle entsorgen zu können . In der heutigen Organi-

sationsform ist dies die Zentralabteilung Forschungsreaktoren und

Kerntechnische Betriebe ® Dekontamination (ZFK®DE).

2 . Die zentrale Entsorcgungseinrichtunq ZFK DE

Das Aufgabengebiet der ZFK-DE umfaßt das Einsammeln, den Trans-

port, die Konditionierung und Zwischenlagerung von radioaktiven

Abfällen, die Durchführung von Dekontaminationsma .Bnahmen verschie-

denster Art, den Betrieb von Auffanganlagen sowie den Betrieb der

chemischen und der biologischen Kläranlagen . Sie unterhält Labora-

torien für die Betriebs.. und Emissionsüberwachung.

Auf ihrem Gelände steht das Büro .. und Laborgebäude, das Betriebs-

gebäude mit einer Grundfläche von rund 4500 m 2 , Zwischenläger mit

einem Lagervolumen für schwach- und mittelaktive Abfälle von rund

2700 m3 und Containerplätze für die Aufstellung von 20'Containern.

Zu dem zusammenhängenden Betriebsgelände gehören auch die Kläran-

lagen . Ebenfalls auf dem Gelände steht die vom Land Nordrhein-

Westfalen betriebene Landessammelstelle für radioaktive Abfälle.

Das Gelände ist an das Straßen- und Eisenbahnnetz angeschlossen.

Die anfallenden Arbeiten werden von der eigenen Belegschaft, der

115 Mitarbeiter angehören, erledigt . Bei Bedarf werden Aufträge an

Fremdfirmen vergeben .
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3 . Genehmicungen und Vorschriften

2FK-DE betreibt alle ihre Einrichtungen im Rahmen der einschlägi-

gen behördlichen Genehmigungen, deren Inhaberin die KFA ist . Die

atomrechtlichen Umgangsgenehmigungen sind nach § 9 AtG und nach

§ 3 der StrlSchV erteilt worden . Daneben existieren Betriebsvor-

schriften, die der Vorstand entsprechend den §§ 31 und 34 der

StrlSchV erlassen hat.

Die wichtigsten sind:

- Strahlenschutzregelung für den Uhrgang mit radioaktiven Stoffen

- Regelung für die Beförderung radioaktiver Stoffe - Transportord .
nung

- Abwasserordnung

- Betriebsordnung der Technischen Dienste für "Auffanganlagen für
radioaktive Abwässer"

- Bedingungen für die Abgabe von radioaktiven Abfällen und Rest-

stoffen an die Abteilung Dekontamination

weiterhin ist zu befolgen die "Richtlinie zur Kontrolle radioakti-

ver Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung, die nicht an

eine Landessammelstelle abgeliefert werden" (Abfallrichtlinie).

Sie gilt zunächst für die Dauer von drei Jahren und wird in 1992
durch eine Rechtsverordnung ersetzt.

Die Beachtung der "Anforderungen an endzulagernde radioaktive Ab-

fälle (Vorläufige Endlagerbedingungen, Stand April 1990)

Schachtanlage KONRAD -" ist heute noch nicht zwingend . Dennoch er-

folgt die Abfallkonditionierung so, dal3 die darin geforderten Qua-

litäten der Endlagerprodukte eingehalten werden.

Die Anpas s ung des Betriebes an neue Au' fga}fen und di e Novellierung

von Gesetzen und Verordnungen macht die Beantragung von neuen Ge-

nehmigungen und die Neubeantragung von auslaufenden Genehmigungen

erforderlich . Die Antragsunterlagen werden von 27K-DE erarbeitet,

die Antragsformulierung und Antragsstellung erfolgt durch die Ab-

teilung Sicherheit und Strahlenschutz (ASS) .
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Auf Konsequenzen, die sich aus dem Erlaß der Abfallrichtlinie und

der Novellierung der Strahlenschutzverordnung ergeben, wird im

letzten Kapitel näher eingegangen.

4 . Artund HerkunftderAbfälle

ZFK-DE verarbeitet in erster Linie Abfälle und Reststoffe aus:

- KFA-Einrichtungen wie dem Forschungsreaktor, den Forschungsla-

bors, der Medizin, Heißen Zellen, der nuklearmedizinischen Kli-

nik der Uni Düsseldorf auf dem Gelände der KFA,

- Einrichtungen der Anliegerfinnen AVR GmbH und URANIT GmbH,

- der Landessammelstelle für radioaktive Abfälle des Landes Nord-

rhein-Westfalen.

Soweit Anlagen- und Personalkapazität frei sind, werden auch Ab-

fälle von Dritten zur Verarbeitung übernommen.

Da die KFA keine Einrichtungen zur Wiederaufarbeitung von Kern-

brennstoffen betreibt und aus solchen Einrichtungen auch keine Ab-

fälle übernimmt, ist der weitaus größte Teil der zu konditionie-

renden Abfälle schwach radioaktiv . Der Kernbrennstoffgehalt bleibt

unter dem Wert von 3 g pro 100 kg . Dies bedeutet, daß weder beson-

dere Abschirmmaßnahrnen wie Heil3zellentechnik und Fernbedienung

noch c-dichte Umschließungen für den Betrieb der verfahrenstechni-

schen Einrichtungen erforderlich sind.

Mittel- bis hochaktive Abfälle werden nicht routinemäßig bearbei-

tet.

Bestrahlte Kernbrennstoffe werden nur gelagert, aber nicht kondi-

tioniert .



5 . Sammlung der radioaktiven Abfälle

Bereits bei der Sammlung beim Erzeuger werden die radioaktiven
Rohabfälle getrennt gesammelt . Die Trennung erfolgt nach der phy-

sikalisch-chemischen Beschaffenheit, worauf die anschließenden

Konditionierungsverfahren abgestimmt sind.

Die Einteilung erfolgt in Abfallgruppen, wie sie auch im Abfallar-

tenkatalog der Abfallrichtlinie angegeben sind:

- fest Abfälle, anorganisch (nicht brennbar)

- feste Abfälle, organisch (brennbar), mit getrennter Sammlung vom

pflanzlichen oder tierischen Material und gefüllte Szintillator®
küvetten

- flüssige Abfälle, anorganisch (nicht brennbar)

- flüssige Abfälle, organisch (brennbar)

gasförmige Abfälle

Im Hinblick auf Genehmigungen und auf besondere Behandlungsmetho-
den werden Abfälle aussortiert:

mit einer Kernbrennstoffkonzentration über 100 Bq/g

- mit Natururan und abgereichertem Uran

mit Radium

- mit einem Tri ti umgehal t über 5 E 07 Bq

- mit kurzlebigen Radionukliden, im wesentlichen mit Jod 131

Die wäßrigen Abfallösungen werden in Auffanganlagen der einzelnen

Einrichtungen gesammelt und nach einer Kontrollmessung entweder

über den Chemieabwasserkanal zur Kläranlage geleitet oder mit

Tankwagen zur Behälteranlage der ZFK-DE transportiert, um ver-

dampft zu werden.

Brennbare Flüssigkeiten werden überwiegend in Kleinbehältern mit

10 1 Volumen zum Lager der Lösemittelverbrennungsanlage transpor-

tiert.

Nicht brennbare Festabfälle werden in 200-l- oder 180-1-Fässern

gesammelt und zum Abfallager transportiert .
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Brennbare Festabfälle werden in 200-1-Fässern zum Abfallager

transportiert.

Gasförmige Abfälle werden in Druckgasflaschen zum Abfallager

transportiert.

Größere Ausbauteile werden in Containern oder auf Paletten in Pla-

stikumhüllung zum Containerlager_pletz oder direkt zur Geräteent-

strahlung transportiert . Teile, deren Wiederverwendung nicht sinn-

voll ist, werden direkt in Endlagercontainer verpackt und zum Ab-

fallager transportiert.

K1'A-interne Transporte werden vom ZFK-DE-Personal durchgeführt.

Die angelieferten Rohabfälle werden hinsichtlich ihrer Deklaration

einer Eingangskontrolle unterzogen, bei Bedarf zwischengelagert

und je nach Verarbeitungskapazität der jeweiligen Konditionie-

rungsanlage zugeführt.

6 . Verarbeitungderradioaktiven Abfälle

Abfälle mit kurzlebigen Radioisotopen werden so lange zwischenge-

lagert bis sie, nach Unterschreiten der vorgeschriebenen Grenz-

werte, als nicht radiaoktive Abfälle abgegeben werden können.

Brennbare Festabfälle dürfen an eine industrielle Müllverbren-

nungsanlage abgegeben werden.

Abwässer, überwiegend Fäkalabwässer aus der Sonderkläranlage der

Nuklearmedizinischen Klinik und Badewässer gelangen aus den Ab-

klingtanks der Behälteranlage in die chemische Kläranlage.

Die anderen Abfälle werden in den Konditionierungsanlagen weiter-

behandelt mit dem Ziel, endlagerfähige Abfallformen herzustellen.

Qualität der Abfallprodukte und die Wahl der Verpackung richten

sich nach den vorläufigen Endlagerungsbedingungen der .,.Bundesan-

stalt für Strahlenschutz .



Den Abfallfl uI3 durch die Anlagen zeigt schematisch die Abbildung

1.

Sperrige Abfallstücke werden direkt in Endlagercontainer verpackt.

Prel3bare Festabfälle werden in einer mobilen Hochdruckpresse FAKIR

der Fa . GNS kampagnenweise verprel3t . Die Presse kann sowohl mit

befüllten 180-1- und 200-1-Fässern als auch mit losem Abfall be-

schickt werden . Lose Abfälle werden in Kartuschen verprel3t . Die

Anlage kann bis zu 80 Fässer pro Acht-Stunden-Tag verarbeiten.

Trockene PreBlinge werden in Endlagercontainer gepackt . Nasse

PreBlinge zunächst in 200-1-Fässer- gelegt, um in der Tracknungsan-

lage PETRA getrocknet zu werden . Nach der Trocknung werden auch

diese in die Endlagercontainer verpackt.

Brennbare Festabfälle werden in der in Jülich entwickelten Ver-

brennungsanlage JäV 50 verascht . Ihre Kapazität liegt bei 50 - 60

kg/h.

Die Asche wurde früher mit Hilfe eines Taumelmischers in 200-1-

Fässern zementiert . Heute wird die Asche ohne weitere Zusätze ver-

preßt, wodurch das Volumen des Endproduktes auf ca . ein Drittel

gesenkt werden konnte.

Die wäßrigen Abfälle werden in zwei Stufen verdampft . Sie durch-

laufen zwei hintereinander geschaltete Zwangsumlaufverdampfer mit

Brüdenkompression . Der Durchsatz des ersten beträgt 5 t/h, der des

zweiten 2 t/h.

Der Feststoffgehalt (Abdampfrückstand) des Konzentrates liegt zwi-

schen 30 und 35 % . Er wird auf Walzentrocknern bis auf eine Rest-

feuchte von Ca . d'0 % getrocknet . Es stehen zwei Doppelwalzentrock-

ner zur Verfügung mit je 25 kg/h Verarbeitungskapazität.

Das Trockenprodukt wurde früher mit Elite eines Faßmischers mit

Planetenrührer in 200-1-Fässern zementiert . Heute wird es in ge-

sonderten Chargen im Verbrennungsofen thermisch zersetzt und

schließlich verpreßt . Das Volumen des so hergestellten Endlager-

produktes beträgt ca . ein Fünftel des zementierten Produktes .
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Organische Lösemittel werden der Lösemittelverbrennungsanlage LÖMA

mit einer maximalen Verbrennungskapazität von 20 kg/h nahezu rück-

standsfrei verbrannt . Die Kapazität wird durch hohe Chlorgehalte

eingeschränkt . Sie muß z . T. auf 2 kg/h zurückgefahren werden, um

die vorgeschriebenen Emissionswerte einhalten zu können.

Stäube aus den Vorfiltern von JÜv 50 und LÖMlA werden zementiert,

die Absolutfilter entweder verpreßt oder verbrannt.

ZFK-DE besitzt eine Heiße-Zellen-Einrichtung, in der mittel- bis

hochradioaktive Ausbauteile bestimmter Größe fernbedient weiter

zerlegt und in 200-1-Fässer verpackt werden können . Abfälle dieser

Kategorie, z . B . zersägte Einschübe aus dem Forschungsreaktor wer-

den z . Z . ohne weitere Fixierung gelagert, weil es für sie noch

keine Endlagerbedingungen gibt.

7 . Lagereinrichtungen

ZFK-DE besitzt verschiedene Zwischenlagermöglichkeiten . Ein Endla-

ger ist auf dem Gelände nicht eingerichtet und auch für die Zu-

kunft nicht vorgesehen.

Es existieren zwei geschlossene Lagergebäude mit einer Aufnahmeka-

pazität von ca . 2700 m3 für schwach- und mittelaktive Abfälle.

Schwachradioaktive Rohabfälle und konditionierte Abfälle lagern

verpackt und je nach Erfordernis durch feste oder durch Stapel-

steinwände abgeschirmt . Bestrahlte Kernbrennstoffe lagern aus Kri-

tikalitäts« und Strahlenschutzgründen in abgeschirmten Sicher-

heitszonen . Kittelaktive Abfälle sind ebenfalls in besonderen La-

gerbereichen abgeschirmt . Der Kran dieser besonders abgeschirmten

Bereiche wird aus der Fahrerkabine außerhalb der Abschirmung mit

Hilfe von Fernsehmonitoren und Spiegeln fernbedient.

Neben diesen festen Lagergebäuden gibt es drei offene Containerla-

gerplätze, auf denen insgesamt 139 mit Abfall beladene

20'Container in drei Lagen gestapelt aufgestellt werden dürfen .
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Flüssigabfälle dürfen in den Lagerhallen und in den Containern

nicht gelagert werden . wäBrige Abfallösungen werden in der Behäl-

teranlage mit einer Auffangkapazität von 800 m 3 zwischengelagert.

An dieser Stelle werden auch Kleinportionen in Kanistern aufbe-

wahrt . Für brennbare Flüssigkeiten ist in der Mähe der Lösemittel-

verbrennungsanlage ein spezielles Zwischenlager eingerichtet wor-

den . Dort können maximal ca . 15 m3 brennbare Lösungen gelagert

werden.

Seit Ende 1978 dürfen keine radioaktiven Abfälle mehr in der ASSE

eingelagert werden . Hit der Inbetriebnahme eines Bundesendlagers

wird nicht vor Ende der 90er Jahre gerechnet . Um genügend Z'wi-

schenlagerkapazität bereitstellen zu können, wird die Errichtung

einer weiteren Lagerhalle für endlagergex-echt konditionierte

schwachradioaktive Abfälle geplant.

Als Erweiterung einer der beiden Lagerhallen wurde ein Zwischenla-

ger für die abgebrannten Brennelemente des stillgelegten AVR-

Reaktors errichtet . In diesem Lager sollen die ca . 300000 kugel-

förmigen Brennelemente in rund 150 Transport® und Lagerbehältern

aus Gußeisen bis zu ihrer Abgabe an ein Endlager zwischengelagert

werden . Die Betriebsgenehmigung ist noch nicht erteilt.

8 . Dokumentation, Abfallrichtlinie

Behördenauflagen und der Bedarf nach Selbstkontrolle erfordern

eine vielfältige Dokumentation.

Der AbfallfluB und der Bestand auf den einzelnen Genehmigungen

werden dokumentiert, indem:

jeden Transport radioaktiver Abfälle von einem Institut oder

einer Gemeinschaftseinrichtung zur ZFK-DE ein Transportbegleit-

schein in vierfacher Ausfertigung (weiß: Zentrale Buchführung:

grün : Empfänger ZFK-DE; blau : Absender; gelb : Transporteur) aus-

gestellt wird . Die Aktivitätsangaben auf diesem Schein dienen als

Buchungsbeleg für die Zentrale Aktivitätsbuchführung bei der Zen-

tralabteilung ASS-GE und für die Buchführung des Abfallagers.

ger
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Über den Eingang und die Verarbeitung der Abfälle wird bei ZFK-DE

buchgeführt.

Ein Transport kann ein oder mehrere Abfallgebinde umfassen, die in

der ZFK-DE ihren Weg durch die Verarbeitungsanlagen nehmen . Dieser

Weg wird ebenfalls dokumentiert.

Für jedes Abfallgebinde wird ein Abfallbegleitzettel in vierfacher

Ausfertigung ausgeschrieben (weiß : DE, gelb : Abfallgebinde ; grün:

Zentrale Buchführung ; rot° Ablieferer).

Im Zuge der Anpassung der Begleitpapiere an die Anforderungen der

Richtlinie soll ein Durchschlag des Transportbegleitscheins den

Abfallbegleitzettel ersetzen.

Die dokumentierten Angaben Ober Isotopenzusammensetzung und Radio-

aktivität sind das Ergebnis einer "Neumessung' . . Der Verbleib der

Rohabfälle ist anhand der Abfallbegleitzettel nachweisbar. So wird

unabhängig von der Handbuchführung, in der Eingang eines Gebindes

und ggf . Ausgang zur weiteren Verarbeitung vermerkt sind, für je-

des Abfallgebinde eine Tasche geführt, in der die Abfallbegleit-

zettel aufbewahrt werden . Sind mehrere Gebinde durch Volumenreduk-

tion, z . B . durch Verbrennung oder Verpressung, in einem Gebinde

vereinigt, so enthält die Tasche die Abfallbegleitzettel aller

Rohabfallfässer.

Die Dokumentation des Kernbrennstoffbestandes erfordert zusätzli-

che Angaben.

Beim Eingang kernbrennstoffhaltiger Abfälle werden die Kernmate-

rialmen gen auf Kernmaterialkarteiblätter übertragen, die für jede

einzelne Sicherheitszone (darf maximal 200 g Kernbrennstoff ent-

halten) angelegt sind und Auskunft geben Über Zeitpunkt und Menge

des zu- bzw. abgegangenen Kernmaterials sowie den jeweiligen Be-

stand.

Für die konditionierten Abfälle wird eine Dokumentation erstellt,

die den "Anforderungen an endzulagernde Abfälle" des BfS, Stand

April 1990 (ET-3/90) genügt . Sie wird auf Datenträger gespeichert

und ist jederzeit abrufbar .
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Schließlich wird der aktuelle Lagerbestand dokumentiert und Kapa-

zität sowie die jeweilige Belegung der Läger den Aufsichtsbehörden

jährlich mitgeteilt.

9 . Konsequenzen aus der Abfallrichtlinie und der Novellierunq der

Strahl enschutzverordnunq

Die Einführung der Abfallrichtlinie, die verlangt, daß der Bear-

beiter über den Zustand und den Aufenthaltsort jedes Abfallpaketes

unverzüglich Auskunft geben können muß, führt zu einer enormen Zu-

nahme der Datenmenge . Deren Bearbeitung mit der geforderten

Schnelligkeit ist nur noch mit Hilfe der elektronischen Datenver-

arbeitung (EDV) möglich . Die Einführung eines EDV-Systems macht

Eingriffe an den Anlagen und eine gewisse Umstellung der Betriebs-

organisation nötig . Die Anschaffung von Rechnern und geeigneten

Programmen erfordert eine Investition in Millionenhöhe.

Der S 88 der neuen StrlSchV besagt, daß alle Genehmigungen, die

nach der 1 . StrlSchV erteilt worden sind, Ende Oktober 1993 erld

schen . Da die KEA sich kerntechnischen Aufgaben, wie bereits er-
wähnt, in einem gewissen Umfang weiter zuwenden will, muß eine
Reihe von auslaufenden Genehmigungen neu beantragt werden.

Diese werden nur dann erteilt, wenn Verfahren und der Zustand der

Anlagen dem Stande von Wissenschaft und Technik entsprechen . Dies

wiederum bedeutet, daß umfangreiche Sanierungsmaßnahmen an zum

Teil 20 Jahre alten Anlagen durchgeführt werden müssen . Die dafür

erforderlichen Investitionen liegen bei rund 30 Millionen DM.

Die Durchführung der Sanierungsmaßnahmen wird neben der routine-

mäi?igen Entsorgung die Hauptaufgabe

Jahre sein .

ZF K DE für die folgendender
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Freimessen von Schrott

M . Laser

Forschungszentrum Jülich GmbH

Dekontamination

1 . Grenzwerte und Normen

Für die Freigabe von Gegenständen aus Kontrollbereichen gelten die

Kontaminationsgrenzwerte nach Anlage IX StrlSchv

(J EC)®Strahler mit einer Freigrenze von 5 E 6 Bq,

Fe-55, Ni-63 und einige andere Nuklide 5 Bq/cm'

- sonstige J3-Strahler 0,5 Bq/cm2

- a-Strahler 0,05 Bq/cm2

Darüber hinaus darf nach einer Empfehlung der Strahlenschutzkom-

mission SSK die massenbezogene Aktivität bei der bedingungslosen

Freigabe von Schrott maximal 0,1 Bq/g, bei der Abgabe an eine

Gießerei zum allgemeinen Einschmelzen I Bq/g betragen . Die massen-

bezogene Aktivität ergibt sich rechnerisch nach Gleichverteilung

der Aktivität im Grundmaterial (Aktivierung) und an dessen Ober-

fläche (Kontamination).

Der Freigabegrenzwert von 1 Bq/g ist heute kaum durchzusetzen, da

Gießereien in der Regel nur bedingungslos freigegebenes Material

annehmen.

Für beidseitig kontaminierte Stahlbleche ist bei einer Blechdicke

unter 13 mm der massenbezogene Grenzwert von 0,1 Bq/g der restrik-

tivere.
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Ferner sind folgende DIN-Normen zu berücksichtigen:

- DIN/ISO 7503 Teil 1:

Bestimmung der Oberflächenkontamination ; 13-Strahler (max . B-

Energie EBmax größer als 0,15 MeV) und a-Strahler ; Identisch mit

ISO 7503 .1 ; 1988

- DIN 25 482 Teil 1:

Nachweisgrenze und Erkennungsgrenze bei Kernstrahlenmessungeno

Zählende Messungen ohne Berücksichtigung des

Probenbehandlungseinflusses.

- DIN 44 801 Teil 1:

Oberflächen-Kontaminationsmel3geräte und -monitore für a-, ß- und

Gamma-Strahlung; Allgemeine Festlegungen.

In Kürze wird als Gelbdruck erscheinen:

- DIN 25 457 Teil 1:

Aktivitätsmeßverfahren für die Freigabe von radioaktiven Rest-

stoffen und abgebauten kerntechnischen Anlagenteilen ; Grundlagen

der B- und Gamma-Meßverfahren.

- DIN 25 457 Teil 3:

Aktivitätsmeßverfahren für die Freigabe von radioaktiven Rest-

stoffen und abgebauten kerntechnischen Anlagenteilen ; Metall-

schrott aus Kernkraftwerken.

Teil 2 der DIN-Norm (a-Meßverfahren) ist in der Vorbereitung.

2 . Kontaminationsmeßgeräte und ihre Kalibrieruncg

Oberflächenkontaminationen werden in der Regel mit 13- bzw . a+13..

Kontaminationsmel3geräten gemessen . Es sind meist Proportionalzäh-

1er . Sie müssen der DIN 44 801 Teil 1 entsprechen.

Die mit diesen Geräten gemessenen Meßeffekte hängen von mehreren

Faktoren ab . Die Zählrate ist daher nur bei Konstanz aller dieser

Faktoren proportional der Aktivität . Neuere DIN-Normen haben ver-



sucht, die verschiedenen Einflüsse separat zu berücksichtigen, da-

mit zuverlässige Mel3ergebnisse erzielt werden.

Nach der DIN/ISO 7503 Teil 1 und der DIN 25 457 TEil 1 läßt sich

der als Oberflächenansprechvermögen bezeichnete Kalibrierfaktor

als Produkt des Wirkungsgrades der Kalibrierquelle, des Ansprech-

vermögens des Meßgeräts und der Fläche der Sonde darstellen:

- ~sc'i' Fc

Der Wirkungsgrad der Kalibrierquelle ist gegeben durch

sc A

wobei q = Oberflächenemssionsrate der Kalibrierquelle in den

oberen Halbraum (s -1 )
A = Aktivität der Kalibrierquelle (Bq)

Fc = Fläche der Kalibrierquelle (cm 2)

6 i = Ansprechvermögen des Mel3gerätes (-)

Die Oberflächenemissionsrate einer polierten Fläche, z . B . eines

Kalibrierstrahlers beträgt für Nuklide mit einer maximalen I3®E°ner-

gie oberhalb 0,4 MeV 0, 5 . Die Selbstabsorption ist also vernach-

lässigbar . Für 13-Energie zwischen 0, 15 und 0,4 MeV kann man mit
einer mittleren Emissionsrate von 0,25 rechnen . Für Ni-63 beträgt

er etwa 0,17 für Fe-55 0,14.

Die unterschiedliche Emissionsrate wird durch Kalibrieren des Me13-

gerätes mit Kalibrierstrahlen unterschiedlicher Energie berück-

sichtigt . Die DIN 25 457 Teil 1 empfiehlt, für Maximal-f3-Energien

< 0, 4 MeV Co-60 (0,3 MeV), für den Bereich von 0,4 bis 1 MeV T1-

204 (0,8 MeV) und oberhalb 1 MeV Sr/Y-90 (0,5/2,3 MeV) als Kali-

brierstrahler zu benutzen.

Die zu messenden Oberflächen sind aber in den seltensten Fällen

poliert, sondern haben eine gewisse Rauhigkeit . In diesem Falle

geht man davon aus, da13 die winzigen Vertiefungen mit einer

„Absorptionsschicht" aus Staub und Fett ausgefüllt sind, die die
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Emissionsrate der Fläche verringert . Sie sinkt um so stärker ab,

je energieärmer die Strahlung ist.

Bei unbearbeiteten Oberflächen Liegt die Rauhigkeitstiefe bei etwa

50 pm . Daraus ergibt sich ein Flächengewicht der Absorptions-

schicht von etwa 2,5 mg/cm2 . Die gemessene Impulsrate sinkt in ei--

nem solchen Fall bei Sr/Y-90 auf 95 %, bei Fe-55 auf 85 %, bei Co-

60 auf 75 % und bei Ni-63 auf 2r % . Diese Reduktion muß rechne-

risch durch einen Korrekturfaktor berücksichtigt werden (Abb . 1).

Sichtbare Schmutz- und Rostschichten beeinflussen die Emissions-

rate in völlig unkontrollierter Weise . Eine zuverlässige Freimes-

sung ist daher nur an einer sauberen Oberfläche möglichst unmit-

telbar nach der Dekontamination durchzuführen.

Das Ansprechvermögen des Gerätes hängt außer von den Geräte-

konstanten wie z . B . Detektoroberfläche, Flächengewicht der Folie

und Zählgasfüllung vom

- Abstand des Detektors von der Quelle und

- der Energie der ionisierenden Strahlung

ab.

Das Oberflächenansprechvermögen

	

_ sc. c z' Fc„ der Mel3effekt

also, beträgt bei polierten Flächen z . B . (Abb . 2):

- bei 1,5 mm Abstand

für Co-60 ca . 0,36

Fe-55 ca . 0,04

Ni-63 ca . 0,03

- bei 25 mm Abstand

für Co-60 ca . 0,14

Fe-55 ca . 0,02

Ni.-63 ca . 0,001

Diese Zahlen verdeutlichen die Problematik der Kontaminationsmes-

sung. .

s-1 Bq
-1

cm2
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- Das Oberflächenansprechvermögen für Fe-55 liegt etwa um den Fak-

tor 10 niedriger als das für Co-60 . Damit wird der um den Faktor

10 höhere Grenzwert des Fe-55 ausgeglichen.

- Ni .53 wird dagegen bei etwas größerem Abstand überhaupt nicht

mehr erfaßt.

- Wegen des stark unterschiedliche* Oberflächenansprechvermögens

muß die Nuklidzusammensetzung der Kontamination bekannt sein, um
den Kalibrierfaktor festlegen zu können.

3 . .1IL-kennun s renze rTach€aeis renze Alarmwert

Für die Messung der Oberflächenkontamination können Digital- oder

Analogmeßgeräte eingesetzt werden . Bei der Digitalmessung werden

die Impulse in einer vorgegebenen Zeit gezählt, die Analogmessung

ist eine Ratemetermessung . Beide Gerätetypen können stationär

durch Aufsetzen auf das Meßgerät oder dynamisch durch langsames

Überstreichen der Fläche benutzt werden . In jedem Fall bestimmt

die Meßzeit bzw. die Überstreichzeit die Nachweisgrenze der Mcl3an-

ordn ung .

In der Regel möchte man natürlich Zeit sparen und die Meßzeit

minimieren . In diesem Fall ist

Nachweisgrenze = Grenzwert.

Die Nachweisgrenze läßt sich rechnerisch ermitteln . Der Rechenver-

lauf kann zweckmäßigerweise anhand von Abb . 3 verdeutlicht werden.

Die Zählraten für den Nulleffekt und den Meßeffekt sind statisti-

sche Größen, die sich durch eine Normalverteilung annähern lasset.

Die Wahrscheinlichkeitskurven für den Nulleffekt und den Meßeffekt

an der Nachweisgrenze überschneiden sich geringfügig.

Das Minimum der resultierenden Kurve bezeichnet man als Erken-

nungsgrenze. Bei Überschreitung dieser Erkennungsgrenze schreibt

man die Überschreitung der Erkennungsgrenze einem Probenbeitrag

zu . .. Diese Entscheidung ist jedoch mit einer Wahrscheinlichkeit a
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falsch . Es tritt ein Fehlalarm auf.

Der überlappende Teil der ließeffektskurve bedeutet ein Nichterken-

nen eines Probenbeitrags mit der Wahrscheinlichkeit ß, und damit

im Falle einer Gleichsetzung von Nachweisgrenze und Grenzwert eine

Alarmverfehlung.

Die statistische Wahrscheinlichkeit für das Auftreten von Fehl-

alarmen und das Nichterkennen von Grenzwertüberschreitungen soll

jeweils nicht mehr als 5 % betragen. Die Quantilen der Standard-

Norrnalverteilung k1-a und k1_ß sind dann gleich 1, 65.

Die Nachweisgrenze errechnet sich nach

N W G = l k ~f ~ ® t

	

k 4 _ ) I

Ein Rechenbeispiel soil das verdeutlichen.

Nachweisgrenze NWG = Grenzwert GW = 0,5 Bg/cm2

Mel3zei t

	

tb = 2 s

Nulleffekt Rc = 6 s` 1 (als Schätzwert für oJ
bestimmt über t o = 20 s

%

N W G = 3 ,3 V 6 ( -;-ö. ®-

Das Oberflächenansprechvermögen für Co-60 mit aufgesetztem Gerät

betrage

= 26 s 1 Bg®1 c.I .r2

Bei einem Grenzwert von 0,5 Bq/cm2 ergibt sich eine Maßrate von 13

s®l . Dieser Wert liegt noch deutlich über der Nachweisgrenze . Das

Verfahren ist also geeignet, den Grenzwert nachzuweisen.

Ähnliche Rechnungen können auch für Analogmessungen durchgeführt

werden . Beispiele sind in der DIN 25 457 Teil 1 enthalten.

,
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4 . Bestimmunen des Nuklid .emisches und der Schlüsselnuklide

Wegen des unterschiedlichen Oberflächenansprechvermögens der ein-

zelnen Nuklide muß die Nuklidzusammensetzung der Kontamination be-

kannt sein . Daher verlangt die DIN 25 457 Teil 2 Voruntersu-

chungen, in denen an Materialstichproben das Nuklidgemisch, die

relativen Anteile der einzelnen Radionuklide sowie ihre geometri-

sche Verteilung zu ermitteln sind . Dabei ist zu berücksichtigen,

daß die Nuklidzusammensetzung der Restkontamination nach der De-

kontamination zu bestimmen ist . Sie kann nämlich von der ursprüng-

lichen Nuklidzusammensetzung der Kontamination abweichen, wenn

sich die verschiedenen Nuklide .unterschiedlich leicht dekontami-

nieren lassen.

Zur Bestimmung der Nuklidzusammensetzung setzt man zweckmäßiger-

weise die Gamma-Spektrometrie ein . Die mit dieser Methode nicht

erfaßbaren Nuklide, vor allem Fe-55 und Ni-63, muß man in der Re-

gel auf radiochemischem Wege bestimmen . Aus den Ergebnissen wird

dann ein für das Nuklidgemisch spezifischer Kalibrierfaktor be-

stimmte

In der Praxis vereinfacht sich die Kalibrierung häufig, weil oft

das Co-60 das bestimmende Nuklid der Restkontamination ist.

Das Co-60 gehört zu den meßtechnisch einfach erfaßbaren Schlüssel-

nukliden, über deren Messung das Inventar schwierig zu messender

Radionuklide, z . B . des Fe-55 rechnerisch unter Verwendung eines

Hochrechnungsfaktors nach der Beziehung

A = As ' fs

(A = Gesamtaktivität, As = Aktivität der Schlüsselnuklide,

Hochrechnungsfaktor)

ermittelt werden kann .
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5 . Die Entscheidungsmessunq

Die Entscheidungsmessung ist eine Messung, die zu Meßwerten führt,

die durch vergleich mit den vorgegebenen Richt- oder Grenzwerten

eine Entscheidung über die schadlose Wiederverwendung oder Verwer-

tung zuläßt . Sie muß die Einhaltung der Freigabekriterien

® Oberflächenkontamination nach Anlage IX Spalte 4 StrlSchV und

® massenbezogene Aktivität gemäß der Empfehlung der SSK vom

01 .10 .87, und zwar

4 0,1 Bq/g bei bedingungsloser Freigabe oder

® 1 Bq/g bei der Freigabe zum allgemeinen Einschmelzen

sicherstellen.

In den meisten Fällen wird die Entscheidungsmessung mit Kontamina-

tionsmeßgeräten flächendeckend durchgeführt.

Die Einhaltung des Grenzwertes für die massenbezogene Aktivität

kann gleichzeitig mit der Oberflächenkontaminationsmessung sicher-

gestellt werden, wenn

- die Aktivität an der Oberfläche konzentriert ist, also keine Ak-

tivierung vorliegt, und

® bei einem Grenzwert von 0,5 Bg/cm` die Stahlteile

6 für die bedingungslose Freigabe mindestens 13 mm bzw.
® für die Freigabe zum allgemeinen Einschmelzen mindestens 1,3

mm dick sind.

Bei dünnerem Material müßte die Restkontamination unter dem Grenz-

wert von 0,5 Bq/cm2 liegen, um den Richtwert für die massenbezo-

gene Aktivität einhalten zu können.

Wird das radioaktive Material in einer Anlage mit atomrechtlicher

Genehmigung eingeschmolzen, so genügt die Ausmessung einer

Schmelzprobe als Entscheidungsmessung ; denn das Material ist voll-
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ständig homogenisiert . Diese einfache Probenahme und Analyse wird

häufig als Argument gegen die Dekontamination und für das Ein-

schmelzen verwendet . Die Vorteile verschwinden aber häufig wegen

der hohen Einschmelzkosten und der meist eingeschränkten Verwend-

barkeit des Schmelzgutes . Die z . Z . einzige Gießerei, die radioak-

tives Material einschmilzt, setzt dieses Material ausschließlich

für Abschirmungen ein.

Eine andere interessante Variante der Entscheidungsmessung ist die

Messung der Gesamt-Gamma-Aktivität in einer Meßkamrner, die von

mehreren großflächigen Szintillationsdetektoren umgeben ist.

in dieser Meßkamner können auch Teile mit komplizierter Geometrie,

z . B . Rohre, Armaturen, Profilstähle, aber auch dünne Bleche aus-

gemessen werden . Wegen der Selbstabschirmung des Meßgutes muß die

Anlage für jede Meßgutart mit einem Referenzmeßgut und mit einer

Referenzstrahlenquelle neu kalibriert werden . Das Referenzgut kann

aus einer aktivitätsfreien Meßgutcharge der betreffenden Meßgutart

bestehen, z . B . einem Stapel Bleche . Diese Meßgeometrie muß dann

für die Entscheidungsmessung beibehalten werden.

Das Meßergebnis ergibt zusammen mit dem Gewicht die massenbezogene

Aktivität . Die Oberflächenkontamination kann dann errechnet wer-

den.

Die Gamma-Meßkammer ist damit eine wertvolle Ergänzung der übli-

cherweise angewandten Ober°flächenkontaminationsmessung.

6 . Mittelun .sfläche und Mittelun .smasse

Die Oberflächenkontamination wird nach der StrlSchV über° 100 cm 2
gem i ttelt . Damit wird vermieden, daß lokal hohe Aktivitäten auf-

treten.

Für die Bestimmung der massenbezogenen Aktivität ist die Mitte-

lungsmasse noch nicht einvernehmlich geregelt . Die von der EG

empfohlene Masse von 1000 kg ist vermutlich in der Bundesrepublik

nicht .. durchzusetzen .
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Sinnvoll könnte die Mittelung über den Inhalt eines 200-Liter-Fas-

ses, also vielleicht 300 bis 400 kg, oder der Inhalt einer Gamma--

Mel3kammer mit 100 bis 200 kg sein . Allerdings kann in diesen Fäl-

len ein Teil mit einer Aktivität, die wesentlich über den Grenz--
bzw. Richtwerten liegt, in der Charge versteckt sein . Selbst wenn
eine solche lokale Aktivitätsspitze in der Regel keinen körperli-
chen Schaden hervorrufen wird, der politische Schaden kann enorm

sein.

Die Strahlenschutzkommission möchte daher über das Einzelstück

mitteln . Dies wiederum führt bei kleinen Teilen, wie z . B . Schrau-
ben, zu einem unzumutbaren Meßaufwand.

Hier ist also Augemaß beim Betreiber wie bei der Behörde notwen-
dig.

7, Analogieschlüsse

Beim Ausbau von Komponenten fä11t häufig eine Vielzahl von

gleichartigen Teilen mit vergleichbarem oder gleichem Radio-

nuklidspektrum und gleichförmiger Beaufschlagung an, z . B.

Kondesatorrohre . Wenn solche Rohre nur außen mit Radioaktivität
beaufschlagt waren und nach der Dekontamiantion an der äußeren

Oberfläche frei sind, kann man annehmen, daß sie auch innen sauber

sind, obwohl natürlich eine Verschleppung von Aktivität auf die

Innenfläche nicht auszuschließen ist.

In einem solchen Fall sollte die stichprobenweise Überprüfung der
Innenfläche nach dem Aufschneiden der Rohre genügen.

So haben wir z . B . 300 Mg Kondensatorrohre dekontaminiert und auf

diese Weise ohne Panne freigemessen.

Die DIN 25 457 Teil 3 eröffnet diesen Weg . Dort heißt es : "lm

Falle der Messung von gleichartigen Teilen aus Systembereichen mit

vergleichbarem Radionuklidspektrum und gleichförmiger Beaufschla-

gung kann von der vollständigen Messung aller Einzelteile abgewi-

chen werden, wenn durch andere zusätzliche Informationen der Nach
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weis der Einhaltung der Grenz- bzw . Richtwerte mit ausreichender

Sicherheit nachgewiesen werden kann ."
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Dekontamination von Ausbauteilen

M. Laser

Forschungszentrum Jülich GmbH

Dekontamination

1 . Rechtliche Randbedingungen

Nach § 9a AtG hat der Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen,

die nach dem Atomgesetz genehmigt sind, dafür zu sorgen, daß an-

fallende radioaktive Reststoffe sowie ausgebaute oder abgebaute

radioaktive Anlagenteile mit Vorrang schadlos verwertet werden.

Nur wenn dies nach dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht

möglich, wirtschaftlich nicht vertretbar oder nicht mit den in § 1

AtG angegebenen Zwecken (z . B. Schutz von Leben und Gesundheit)

vereinbar ist, müssen sie als radioaktive Abfälle schadlos besei-

tigt werden.

Die Richtlinie zur Kontrolle radioaktiver Abfälle dehnt diesen

Verwertungsvorrang auch auf Anlagen und Einrichtungen, die nach

der StrlSchV genehmigt sind, aus.

Der Begriff "wirtschaftlich nicht vertretbar" heißt nicht, daß die

Verwertung die wirtschaftlich günstigste Lösung sein muß . Sie darf

in zumutbarem Rahmen auch teurer sein, insbesondere wenn andere

wichtige Ziele damit verwirklicht werden können, z . B . die Scho-

nung von Bodenschätzen oder Endlagerkapazität.

Neben dem Atomrecht gilt u .a . auch das Immissionsschutzrecht . So

bedürfen . nach der : 4 . BlmSchV
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® Beizbäder bei Verwendung von Fluß- oder Salpetersäure (Nr . 3 .10

4 . BImSchV)

- Anlagen zur Oberflächenbehandlung mit Strahlmitteln (Nr . 3 .20 4.

BImSchV) und

- Anlagen zum Einschmelzen von Schrott (Nr . 3 . 3, 3 . 4, 3 .7 oder 3 .8

4 . BImSchV)

einer Genehmigung nach dem BImSchG.

Beizbäder und Sandstrahlkabinen werden nach dem vereinfachten Ver-

fahren (§ 19 BImSchG), also ohne Öffentlichkeitsbeteiligung, ge-
nehmigt . Anlagen zum Einschmelzen von Schrott dagegen werden in

der Regel nach dem förmlichen Genehmigungsverfahren (§ 10 BImSchG)

genehmigt.

Für die Verwertung von Stahl und Eisen hat die Strahlenschutzkomm
mission eine Empfehlung ausgesprochen . Danach besteht die Böglich-

keit der

® bedingungslosen Freigabe von Schrott zur allgemeinen Verwendung

oder Verwertung, wenn die massenbezogene Gesamtaktivität eines

Einzelstücks nicht größer als 0,1 Bq/g ist und die

Oberflächenkontamination die Werte der Anlage IX Spalte 4

StrlSchV nicht überschreitet oder

- Freigabe von Schrott zum allgemeinen Einschmelzen, d . h . zum

Einschmelzen mit inaktivem Schrott, wenn die massenbezogene

Gesamtaktivität nicht größer als 1 Bq/g ist und die

Oberflächenkontamination die Werte der Anlage IX Spalte 4

StrlSch V nicht überschreitet oder

- kontrollierten Verwertung des schwachradioaktiven Schrotts durch

Einschmelzen im Rahmen einer atomrechtlichen Genehmigung, wenn

die o .a . Grenzwerte überschritten sind.

Das Schmelzgut kann bedingungslos freigegeben werden, wenn die

massenbezogene Aktivität kleiner als 0,1 Bq/g ist . Im Einzelfall

kann die Genehmigungsbehörde einer Verwendung von eingeschmolzenem
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Material zustimmen, wenn die spezifische Aktivität zwischen 0,1

und 1 Bq/g liegt und das Material nicht zu einer erhöhten

Strahlenexposition führt, z . B . bei der Verarbeitung des Materials

zu Baustahl, Schienen, Grundmaterial von Walzen usw.

Die Empfehlung der Strahlenschutzkommission ist restriktiver als

die Empfehlung einer Arbeitsgruppe der Kommission der Europäischen

Gemeinschaft, die für die Rezyklierung von Material aus der Stil-

legung kerntechnischer Anlagen eine Freigabe bei einer spezifi-

schen Aktivität der

- ß-Gamma - Emi t ter von < 1 Bq/g

und einer Oberflächenkontamination der

- I3-Gamma-Emitter von < 0,4 Bq/cm2 bzw.

a-Emitter von

	

< 0,04 Bq/cm2

empfiehlt.

Die Diskrepanz zwischen beiden Empfehlungen wird deutlich, wenn

man berücksichtigt, daß die Grenzwerte der deutschen Empfehlung

die Aktivität der reinen ß-Strahler Fe-55 und Ni-63 einschließen.

Die spezifische Aktivität der Gamma-Emitter muß daher noch deut-

lich niedriger liegen . Zum Nachweis solch niedriger Aktivitäten

sind im allgemeinen schon sehr lange Meßzeiten erforderlich.

Die deutsche Empfehlung ist heute auch nicht mehr konsistent mit

der neuen Strahlenschutzverordnung . Diese läßt nämlich für die

Oberflächenkontamination durch bestimmte ß-Strahler-, zu denen Fe-

55 und Ni-63 gehören und Elektroneneinfangstrahler um den Faktor

10 höhere Werte zu als für sonstige Radionuklide . Entsprechend

müßten auch für die spezifischen Aktivitäten des Fe-55 und des Ni-

63 höhere Werte zugelassen werden.

Eine weitere Diskrepanz tritt bei der Mittelungsmasse auf . Die EG

schlägt eine Mittelungsmasse von 1000 kg vor . Der Mormenausschuß

Kerntechnik empfiehlt im Entwurf der Norm DIN 25 457 Aktivitäts-

meßverfahren für die Freigabe von radioaktiven Reststoffen, Teil 3

Anhang B, je nach den spezifischen Gegebenheiten, Mittelungsmassen
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schutzkommission bezieht sich auf das Einzelstück . Das kann eine

einzelne Schraube aber auch ein Turbinenläufer mit 10 Mg Gewicht

sein.

Die Empfehlung der Strahl enschutzkommission ist also überarbei-

tungsbedürftig.

Die Empfehlung der Strahlenschutzkommission beruht auf einer um-

fangreichen Studie "Strahlenexposition der Bevölkerung infolge der

Freigabe von Eisenmetallschrott aus Kernkraftwerken zur schallosen

Verwertung" der Firma Brenk Systemplanung.

In dieser geht es um die Erfassung der Strahlenexposition der all-

gemeinen Bevölkerung, also der Personen, die beruflich oder außer-

halb des beruflichen Bereiches betroffen sind . Die Betrachtungen

beginnen mit dem Abtransport aus dem Kernkraftwerk, befassen sich

mit der Be- und Verarbeitung des Schrotts und enden wieder beim

Verbraucher . Zur Ermittelung von Einzeldosen wurde ein statisti-

sches Simulationsmodell erarbeitet . Die Rechnungen ergaben, daß

bei einem Freigabewert von I Bq/g die höchsten Individualdosen im

Bereich von 10 bis 100 jSv/a liegen . Diese Ergebnisse werden als

eine Bestätigung für die Richtigkeit des Freigabegrenzwertes ange-

sehen.

Der Grenzwert von 74 bzw . heute 100 Bq/g für- den genehmigungs- und

anzeigefreien Umgang ist in diesem Fall nicht anwendbar . Er könnte

zu sehr hohen Strahlenexpositionen von nicht beruflich strahlenex-

ponierten Personen führen.

2 . Definition von "Reststoff" und "Abfall"

Die Begriffe "Reststoff" und "Abfall" sind im Atomrecht nicht sau-

ber definiert . Insbesondere wird er in verschiedenen Rechtsnormen

mit unterschiedlichem Sinn verwendet .
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- S 9a AtG unterscheidet zwischen den zu verwertenden "Reststof-

fen" und Anlagenteilen einerseits und den "Abfällen", die ge-

ordnet beseitigt werden müssen.

Zunächst besteht weithin Einigkeit, daß das AtG ausgediente

Brennelemente als Reststoffe bezeichnet . Der noch gültige Vorrn

rang der Wiederaufarbeitung gegenüber der Direkten Endlagerung

stützt sich auf diesen Passus.

Anlagenteile sollen ebenfalls verwertet werden . Sie sind aber

offensichtlich weder Reststoffe noch Abfälle.

- Anlage 1 StrlSchV:

Radioaktive Abfälle sind radioaktive Stoffe, die nach § 9a AtG

geordnet beseitigt werden müssen.

- Richtlinie zur Kontrolle radioaktiver Abfälle:

Reststoffe sind beim Umgang mit radioaktiven Stoffen anfallende,

nicht direkt verwertbare Stoffe.

Die Richtlinie versteht also offensichtlich Anlagenteile auch

als Reststoffe.

® Die Bedingungen für die Abgabe von radioaktiven Stoffen an die

Hauptabteilung Dekontaminationsbetriebe des Kernforschungszen-

trums Karlsruhe kennen zunächst nur Reststoffe . Der Ablieferer

von "Reststoffen" kann nämlich häufig nicht entscheiden, was

verwertbar ist und was als Abfall beseitigt werden muß . Erst bei

oder nach der Verarbeitung der "Reststoffe" kann entschieden

werden, was verwertbar, und was Abfall ist.

Diese Begriffsverwendung ist zwar logisch, wird aber nicht durch

die Formulierungen des Atomrechts gedeckt . Sie entspricht auch

nicht der Begriffsdefinition im Abfallrecht.

- Das Abfallgesetz, das allerdings nicht für radioaktive Abfälle

gilt, definiert Abfälle als bewegliche Sachen, deren sich der

Besitzer entledigen will . Auch im Falle der Verwertung sind

diese Sachen Abfälle, bis sie oder die aus ihnen gewonnenen

Stoffe dem Wirtschaftskreislauf zugeführt werden.

Ich halte diese Definition für- die sauberste.

Die Definitionen von "Abfall" und "Reststoff" können Bedeutung für

die Art der Genehmigung erlangen .
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Betrachtet man "Abfall" als übergeordneten Begriff in Anlehnung an

das Abfallgesetz, so können Anlagenteile mit einem Kernbrennstoff-

gehalt von 100 Bq/g bis 3 g/100 kg im Rahmen einer Genehmigung

nach § 3 (1), 2 . Halbsatz als kernbrennstoffhaltige Abfälle verar-

beitet werden.

Sind die Anlagenteile dagegen Reststoffe und wird erst nach der

Verarbeitung entschieden, was als Abfall geordnet zu beseitigen

ist, wäre im Falle einer Kernbrennstoffaktivität oberhalb 100 Bq/g

eine Genehmigung nach 6' 9 AtG zum Umgang mit Kernbrennstoffen not-

wendig . Dies wäre dann vermutlich der Regelfall, weil die Unter-

schreitung des Grenzwertes von 100 Bq/g kaum überzeugend im voraus

zu belegen ist.

3 . Entscheidungskriterien Reststoff/Abfall

Die Entscheidung, ob ein ausgebautes Anlagenteil verwertet werden

kann oder als Abfall beseitigt werden muß, muß individuell gefällt

werden . Beispiele können jedoch Anhaltspunkte für eine Entschei-

dung liefern.

- Aktivierte Teile mit einer spezifischen Aktivität von mehr als

etwa 100 Bq/g können z . Z . in der Regel nicht verwertet werden.

Sie sind daher als Abfall zu beseitigen.

- Teile mit komplizierter Geometrie, z . B. Armaturen können wegen

der Unzugänglichkeit innerer Oberflächen nicht freigemessen wer-

den . Sie müssen daher in der Regel entweder eingeschmolzen oder

als Abfall beseitigt werden.

- Besteht eine größere Charge aus gleichartigen Teilen mit glei-

cher Vergangenheit, so kann die Freimessung schwer zugänglicher

Oberflächen aufgrund von Stichprobenmessungen erfolgen . So haben

wir 337 Mg Kondensatorrohre freigemessen, in denen die ursprüng-

lich mit Aktivität beaufschlagte äußere Oberfläche zu I00 %, die

innere Oberfläche aber nur stichprobenweise nach Aufschneiden

einzelner Rohre ausgemessen wurde .
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- Dünne Bleche sind häufig nicht mit hinreichender Sicherheit

auszumessen . Zwar kann man in der Regel nachweisen, daß der Kon-

taminationsgrenzwert unterschritten wird . Bei der Umrechnung der

möglicherweise vorhandenen Restaktivität auf die Gesamtmasse

wird aber der Freigabegrenzwert von 0,1 bzw . 1 Bq/g überschrit-

ten . So errechnet sich z . B . für ein 1,25 mm starkes Stahlblech

(D = 8 g/cm 3 ) bei einer beidseitigen Kontamination von

0,5 Bq/cm2 rechnerisch eine spezifische Aktivität von 1 Bq/g.

- Dünne Bleche können, wenn sie verzinkt sind, zur Zeit nicht ein-

geschmolzen werden, da das Zink stört . Diese Bleche müssen also

als Abfall beseitigt werden.

- Sehr hochkontaminierte Anlagenteile bedürfen oft einer sehr in-

tensiven Behandlung, die zu hoher Strahlenexposition des Perso-

nals, hohen Sekundärabfailmengen und hohen Bearbeitungskosten

führt . Sie werden daher zweckmäßigerweise als Abfall beseitigt.

- Ferritischer Stahl kann in der Regel eingeschmolzen werden, wenn

die Aktivität nicht über 100 Bq/g liegt und keine störenden Be-

gleitmetalle im Schrott enthalten sind (Kupfer, Zink usw.) . Das

Schmelzgut kann weiterverwendet werden, z . B . zur Herstellung

von Abschirmbehältern vom Typ MOSAIK . Die Verwertung außerhalb

der Kerntechnik ist heute aus politischen Gründen kaum möglich.

- Austenitischer Stahl kann ebenfalls eingeschmolzen werden . Eine

vernünftige Verwertung ist aber bis heute kaum gegeben . Es kön-

nen allenfalls Abschirmplatten daraus gegossen werden . Es ist

jedoch auch möglich, die entstandenen Stahlkokillen zwischenzu-

lagern, bis die Aktivität, die hauptsächlich aus Co-60, Fe-55

und Ni-63 besteht, abgeklungen ist.

4 . Verarbei t unqsmögl i chkei ten

In den meisten Fällen werden Ausbauteile mechanisch und chemisch

behandelt werden müssen . Doch womit fängt man am besten an? Das

kann von Fall zu Fall verschieden sein .
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- Große Teile werden meist zuerst einmal in handlichere Teile zer-

legt.

- Kompliziert aufgebaute Teile werden ebenfalls zweckmäßigerweise

zuerst zerlegt, um innere Oberflächen zugänglich zu machen.

- Höher kontaminierte Teile mit einer Dosisleistung von 0,01 Sv/h

aufwärts kann man zuerst im ganzen vordekontaminieren, um die

Dosisleistung zu reduzieren . Eine fernbediente Zerlegung ist

meist sehr aufwendig, oft technisch auch kaum möglich . Ein typi-

sches Beispiel ist die Dekontamination eines Dampftrockners, der

eine maximale Dosisleistung von 0,1 Sv/h hatte.

5 . ZerlegungderAusbauteile

Die Zerlegung der Ausbauteile kann durch

- Sägen,

Schleifen,

- Fräsen,

- Schneiden mit hydraulischen Scheren und

- Brennschneiden mit der autogenen Flamme, der Sauerstofflanze

oder dem Plasmabrenner

erfolgen.

Sehr bewährt hat sich die Bügelsäge, die sich auch recht einfach

in Heißen Zellen zur fernbedienten Zerlegung einsetzen läßt . Ihre

Verwendung ist allerdings aus geometrischen Gründen sehr begrenzt.

Etwas universeller ist die Kreissäge verwendbar . Auch sie kann in

Zellen oder hinter einfachen Abschirmungen eingesetzt werden.

Ein unentbehrliches Werkzeug ist der Winkelschleifer, mit dem man

vor allem kleinere Teile zerlegen oder abtrennen kann.

Zum Zerlegen von Rohren ist oft eine Rohrfräse sehr hilfreich . Sie

wird mit einer Kette auf das Rohr aufgezogen, und sie frißt sich

von selbst weiter .
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Auch das Brennschneiden ist unentbehrlich . Wegen der sich dabei

bildenden Aerosole ist aber eine geschlossene Kabine mit Absaugung

unbedingt notwendig . Ferritisches Material trennt man durch auto-

genes Schneiden, austenitischer Stahl kann bis zu einer Stärke von

etwa 150 mm mit dem Plasmabrenner geschnitten werden.

6 . Dekontamination

Zur Dekontamination von Schrott werden die verschiedensten Dekon-

taminationsmittel und -verfahren eingesetzt . Maßgebend für die

richtige Auswahl sind

- das Material (z . B . Ferrit, Austenit, Kupfer, Messing, Zink oder

Aluminium),

- die "Geschichte" der Kontamination (insbesondere Temperatur der

Komponente im Betrieb, chemische Zusammensetzung der Kontamina-

tion),

- der für eine Verwertung notwendige Dekontaminationsgrad und

- Art und Menge des Sekundärabfalls.

Primär aber ist zu entscheiden, ob die Komponente wiederverwendet

oder ob das Material verwertet werden soil.

Die Wiederverwendung erfordert in der Regel sehr schonende Dekon-

taminationsmittel, z . B . Komplexbildner, alkalische Permanganatlö-

sung usw. Insbesondere die Verfahren zur Dekontamination des Fri-

märkreises von Kernkraftwerken sind hier zu nennen . Nur die Konta-

mination soll gelöst, das Grundmaterial aber möglichst überhaupt

nicht angegriffen werden . Dabei kommt es nur darauf an, daß die

Dosisleistung herabgesetzt wird, damit die Strahlenexposition des

Personals bei Revisions- und Reparaturarbeiten in Gren-

zen gehalten wird . Eine vollständige Dekontamination ist in der

Regel nicht notwendig .
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Oft genügt die Entfernung lose anhaftender Aktivität, damit ohne

Atemschutz gearbeitet werden kann.

Bei der Verschrottung dagegen ist eine möglichst weitgehende De-

kontamination erwünscht . Dabei kann das Metall ruhig angelöst wer-

den.

Vor Beginn der Dekontamination muß auch klar sein, wie der Sekun-

därabfall konditioniert wird . In vielen Fällen wird das nämlich

vergessen . Ein beliebtes Dekontaminationsmittel ist die Salzsäure.

Sie ist billig und meist sehr wirksam . Doch was nützt das, wenn

hinterher die verbrauchte Säure eingedampft werden soli und sich

dabei der Verdampfer auflöst?

Zur Dekontamination austenitischer Stähle haben sich Mischungen

aus Salpeter® und Flußsäure bewährt . Auch in der konventionellen

Technik haben sich Beizsäuren mit ca . 10 - 15 % Salpetersäure und

2 ® 5 % Flußsäure bewährt . Allerdings ist in der Kerntechnik die

Behandlung der verbrauchten Beizsäure, die etwa 30 bis 60 g Eisen

pro Liter enthält, problematisch.

Die für nichtradioaktive Beizbäder entwickelten Verfahren sind

sehr aufwendig und daher für die vergleichsweise geringen Mengen

radioaktiver Beizsäure viel zu teuer . Die Neutralisation der Beizen

bäder führt zu einem sehr feinteiligen, schwer filtrierbaren Ei-

senhydroxid-Niederschlag.

Aus diesen Gründen haben wir eine in Hinblick auf die Sekundärab-

Fallbehandlung günstigere Beizsäure entwickelt . Sie besteht aus

10 % Flußsäure und 3 % Salpetersäure . Auch diese Säure kann etwa

30 bis 60 g Eisen pro Liter aufnehmen . Bei der vorsichtigen Neu-

tralisation der verbrauchten Säure mit Natronlauge bis etwa pH 4

fällt ein gut filtrierbarer Niederschlag mit der ungefähren Zusam-

mensetzung Na 2FeF6 aus . Die überstehende Lösung kann dann bequem

über einen Verdampfer verarbeitet werden . In etwas verdünnterer

Form kann diese Beizlösung auch für ferritische Stähle eingesetzt

werden .
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Für ferritische Stähle wird häufig Phosphorsäure verwendet . Das

Kernkraftwerk Gundremmingen hat diese Säure auch als Elektrolyt

zum Elektropolieren von ferritischen Stählen eingesetzt und die

verbrauchte Säure regeneriert . Nach Zusatz von Oallsäure fällt gut

filtrierbares Eisenoxalat aus, das dann thermisch zu Eisenoxid

zersetzt wird . Die überstehende verdünnte Phosphorsäure wird

eingedampft und rezykliert.

Aluminium wird zweckmäßigerweise mit verdünnter Natronlauge behan-

delt . Dabei ist allerdings die Entwicklung von Wasserstoff zu be-

achten.

Lose anhaftende Kontamination kann häufig durch Hochdruckwasser-

strahlen entfernt werden.

Wesentlich wirksamer, aber auch teurer ist das Trockenstrahlen.

Das Strahlmittel wird dabei zweckmäßigerweise längere Zeit im

Kreis geführt.

Zur Behandlung lokal begrenzter Kontaminationen werden häufig mit

gutem Erfolg Beizpasten, die neben Aluminiumoxid anorganische Säu®

ren enthalten, eingesetzt . Da häufig Salzsäure der wirksame Be-

standteil der Pasten ist, muß dies besonders bei der Sekundärab-

fallbehandlung berücksichtigt werden.

Baustahlkomponenten sind oft zum Schutz gegen Korrosion lackiert.

Häufig allerdings wurden solche Komponenten später- auch zur

Fixierung von Kontaminationen nachgestrichen . Solche Lackschichten

müssen dann in der Regel vor der Verschrottung mühsam mit Lack-

beize, einem Gel auf der Basis chlorierter Kohlenwasserstoffe,

entlackt werden.

Bei der Dekontamination von Kleinteilen, z . B. von Schrauben oder

von Atemschutzmasken, hat sich vielfach der Einsatz von Ultra-

schallbädern zur Unterstützung von üblichen Dekontaminationsld-

sungen bewährt.

Probleme bei der Dekontamination bereiten häufig Schweißnähte und

feine Risse, in die die Kontamination eindringt und dann nur

schwer zu beseitigen ist . In einem solchen Fall hilft dann in der
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Regel nur das Heraustrennen der kritischen Stellen und deren Be-

seitigung als radioaktiver Abfall . Zu berücksichtigen ist dabei

aber auch, da/3 beim Brennschneiden Radioaktivität eingeschmolzen

werden kann und damit neue, nicht zu entfernende Kontaminationen

entstehen.

Zum Entfetten der Werkstücke werden häufig handelsübliche, chlor-

freie Kaltreiniger verwendet.

Lediglich zur Reinigung von Motorwicklungen werden noch chlorierte

Kohlenwasserstoffe eingesetzt.

Neben diesen beschriebenen Dekontaminationsverfahren kommen noch

zahlreiche Varianten infrage . Sie müssen von Fall zu Fall erprobt

werden.

7 . Kosten der Dekontamination

Die Dekontamination ist ein personalintensives Verfahren . Die Ko-

sten werden also überwiegend durch die Personalkosten bestimmt.

Die zu erwartenden Kosten lassen sich daher in erster Näherung

durch Abschätzung der Personalkosten einschließlich der Kosten für

die Infrastruktur (Overhead®Kosten) abschätzen.

Die Kosten bzw. die auf der Basis der Kosten ermittelten Preise

werden häufig in DM/kg angegeben . Diese spezifischen Kosten bzw.

Preise schwanken in einem weiten Bereich, da ja der Aufwand sehr

stark von der Art der Kontamination und der Art des Materials ab-

hängt.

Die Dekontamination eines leicht kontaminierten Abschirmbehälters

führt verständlicherweise zu wesent l ich niedr igeren spezifischen

Kosten als die Reinigung von dünnen lackierten Blechen, die mühsam

abgebeizt werden müssen.

Nicht zu vergessen sind bei der Kalkulation der Kosten auch die

Kosten der Verarbeitung des Sekundärabfalls und dessen Zwischen-

und Endlagerung .
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Die von uns ermittelten Kosten liegen im Mittel bei 7,50 DM/kg mit

einer Schwankungsbreite von 1,- bis 12,- DM/kg . Die obere Kosten-

grenze stellt bereits die Rentabilitätsgrenze dar.

8 . Gesetze, Verordnunqen, Richtlinien

(1) Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den

Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz - AtG), Neufassung vom

15 .06 . 1985, BGB1 I S . 1565 - 1583.

(2) Verordnung über den Schutz vor Schäden durch ionisierende

Strahlung (Strahlenschutzverordnung - StrlSchV), Neufassung

vom 30 .06 .1989, BGB1 I S. 1321 - 1375.

(3) Richtlinie zur Kontrolle radioaktiver Abfälle mit vernachläs-

sigbarer Wärmeentwicklung, die nicht an eine Landessammel-

stelle abgeliefert werden vom 16 .01 .1989, bekannt gemacht im

Bundesanzeiger vom 04 .04 .1989.

(4) Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch

Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche

Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BlmSchG) vom

15 .03 .1974 (BGB1 I S . 721, 1193), zuletzt geändert am

24 .04 .1986 (BGB1 I S . 5660).

(5) Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes°-Immissions-

schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-

gen - 4 . BlmSchV).

(6) Strahlenschutzgrundsätze zur schadlosen Wiederverwertung und

-verwendung von schwachradioaktivem Stahl und Eisen aus Kern-

kraftwerken.

Empfehlung der Strahlenschutzkommission vom 01 .10 .1987;

Bundesanzeiger Nr . 9 vom 09 .01 .1988 .



(7) Radiation Protection No . 43; Radiological Protection Criteria

for the Recycling of Materials from the Dismantling of

Nuclear Installations;

Recommendations from the Group of Experts set up under the

Terms of Article 31 of the Euratom Treaty; Luxembourg, Novem-

ber 1988.

(8) DIN 25 457 AktivitätsmeBverfahren für die Freigabe von

radioaktiven Reststoffen und abgebauten Kerntechnischen

Anlagenteilen;

Teil 3 : Metallschrott aus Kernkraftwerken, Anhang B

Gelbdruck in Vorbereitung.

(9) Gesetz über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen

(Abfallgesetz ® AbfG), in der Fassung vom 11 .05 .1990, BGB1 I

S. 870.

(10) R . Görtz, R . Graf und A .G. Kaup

Strahlenexposition der Bevölkerung infolge Freigabe von Ei®

senmetallschrott aus Kernkraftwerken zur schadlosen Verwer-

tung

Brenk Systemplanung BS 8607/1 (1988).

(11) Bedingungen für die Abgabe von radioaktiven Stoffen an die

Hauptabteilung Dekontaminationsbetriebe, Kernforschungszen-

trum Karlsruhe GmbH .
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Schadlose Verwertung von Schrott

St . Halaszovich

Forschungszentrum Jülich GmbH

Dekontamination

1 . Einleitun g

Während in der Vergangenheit der Schwerpunkt der Entsorgung kern-

technischer Einrichtungen auf der Beseitigung der Betriebsabfälle

lag, gewinnt heute die Behandlung von aus- oder abgebauten radio-

aktiven Anlagenteilen immer mehr an Bedeutung . Dies ist zunächst

die natürliche Folge des zunehmenden Betriebsalters der Anlagen.

Anlagenkomponenten müssen im Zuge von Wartung und Reparatur ausge-

tauscht werden . Anlagen, die das Ende ihrer Lebensdauer erreicht

haben, müssen abgebaut werden . Ein neu zu berücksichtigender Ge-

sichtspunkt taucht mit den aus sicherheitstechnischen Gründen

stillgelegten Anlagen in den neuen Bundesländern auf . Aus diesen

Anlagen werden ebenfalls erhebliche Mengen an ausgebauten Kompo-

nenten zu entsorgen sein, die entweder bei Ertüchtigungsmal3nahmen

oder im Zuge der Verwirklichung des bei Stillegungen geforderten

gesicherten Einschlusses anfallen werden.

Die Beseitigung all dieser Teile als Abfall ist sehr kostspielig.

Neben dem Aufwand für Demontage und Konditionierung sind auch Ge-

bühren für Zwischen- und Endlagerung zu bezahlen . Als Endlagerge-

bühren sind heute bis zu DM 10 .000,-/m3 im Gespräch . Es besteht

also ein wirtschaftlicher Anreiz, wiederverwertbares Material dem

Wirtschaftskreislauf zuzuführen und damit nicht nur die Kosten für

die Lagerung zu sparen, sondern einen Erlös aus der Wiederverwer-

tung zu erzielen . Hier sei nur der Vollständigkeit halber erwähnt,



daß die Wirtschaftlichkeit von Fall zu Fall anhand eines detail-

lierten Kostenvergleiches zwischen Wiederverwertung und Beseiti-

gung als Abfall ermittelt werden muß . Dabei spielen mehrere Fakto®

ran eine Rolle, wie erforderlicher Arbeitsaufwand, benötigte tech-

nische Einrichtungen, Kosten für Lagerbehälter usw.

Neben der Kostenersparnis im betriebswirtschaftlichen Bereich ist

die Schonung der natürlichen Ressourcen durch die Rückführung der

Rohstoffe in den Wirtschaftskreislauf volkswirtschaftlich bedeut-

sam.

Bei diesen wirtschaftlichen überlegungen sei darauf hingeweisen,

daß Wirtschaftlichkeit nicht zum Nachteil von Strahlenschutzbe-

langen optimiert werden darf . Hier besteht ein Konflikt zwischen

den begründeten wirtschaftlichen Interessen des Verwerters einer-

seits und dem ebenfalls begründeten Schutzbedürfnis der betroffe-

nen Arbeitnehmer und der Bevölkerung andererseits.

Die Verwertung von Reststoffen und Ausbauteilen stützt sich auf

das "Verwertungsgebot" im 5 9a des Atomgesetzes (AtG), in dem es

bezüglich radioaktiver Reststoffe und ausgebauter oder abgebauter

Anlagenteile heißt:

(1) Wer Anlagen, in denen mit Kernbrennstoffen umgegangen wird,

errichtet, betreibt, sonst innehat, wesentlich verändert, stillegt

oder beseitigt, außerhalb solcher Anlagen mit radioaktiven Stoffen

umgeht oder Anlagen zur Erzeugung ionisierender Strahlen betreibt,

hat dafür zu sorgen, daß anfallende radioaktive Reststoffe sowie

ausgebaute oder abgebaute radioaktive Anlagenteile

1. den in S 1 Nr, 2 bis 4 bezeichneten Zwecken entsprechend schad-

los verwertet werden oder,

2. soweit dies nach dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht

möglich, wirtschaftlich nicht vertretbar oder mit den in § 1

Nr. 2 bis 4 bezeichneten Zwecken unvereinbar ist, als radioak-

tive Abfälle geordnet beseitigt werden .
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Damit liegt die schadlose Verwertung in der Eigenverantwortung des

Anlagenbetreibers . Schwierigkeiten für die praktische Umsetzung

dieser Bestimmung ergeben sich aus der Tatsache, daß im Gegensatz

zu radioaktiven Abfällen die Reststoffe sowie aus- oder abgebaute

Anlagenteile weder im AtG noch in der Strahl enschutzverordnung

(StrlSchV) weiter erwähnt werden . Die Frage ist also, anhand wel-

cher Anordnung, mit Hilfe welcher Grenzwerte es sichergestellt

wird, daß die Verwertung schadlos erfolgt . Welche Schwierigkeiten

sich hierbei aus Zusammenhängen zwischen internationalen und na-

tionalen Gesetzen, Vorschriften, Verordnungen und Empfehlungen so-

wie aus dem Fehlen eindeutiger Definitionen der Begriffe Abfall

undReststoff ergeben, wird in dem Beitrag "Dekontamination von

Ausbauteilen" ausgeführt . An dieser Stelle soll nicht weiter dar-

auf eingegangen werden.

Für die Praxis gibt es zwei Anhaltspunkte . Der erste ist die ein-

deutige Regelung für alle Anlagen, die nach § 7 AtG genehmigt wer-

den . Diese brauchen auch für die Beseitigung eine eingenständige

Genehmigung nach § 7 AtG, in der Freigabegrenzwerte vorgeschrieben

werden . Hiermit ist der Bereich erfaßt, in dem der Hauptanteil der

wiederverwertbaren Stoffe anfällt.

Der zweite Anhaltspunkt gilt für alle anderen Genehmigungsberei-

che . Die atomrechtlichen Genehmigungsbehörden setzen den Tatbe-

stand der Verwertung mit Bearbeitung, also mit Umgang gleich,

woraus sich eine Genehmigungspflicht ableitet . Damit haben die Ge-

nehmigungsbehörden auch hier die Möglichkeit, im Rahmen der Um-

gangsgenehmigung Freigabegrenzwerte vorzuschreiben.

2 . Begrif f serkl ärun cr

Für die erneute Nutzung von Gegenständen und Materialien aus Kon-

trollbereichen werden hier die Begriffe Wiederverwendung und Wie-

derverwertung benutzt.

In seltenen Fällen werden Gegenstände nach einer evtl . erforderli-

chen Dekontamination in ihrer Beschaffenheit weitgehend unverän-

dert weiterbenutzt . Dies äst denkbar z . B . bei Regalen, Gerüsten,

Trägern oder auch bei Behältern . Diese Anwendung wird unter Wie-
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derverwendung verstanden.

Die Wiederverwertung bedeutet die Rückführung des Materials als

Rohstoff in den Wirtschaftskreislauf . Dies geschieht im Falle von

Schrott durch Einschmelzen.

3 . Zur Verwertunq anfallende Mengen

Die bisherigen Ausführungen befaßten sich mit Reststoffen und Aus-

bauteilen allgemein . Dazu zählt im Falle von Abrißmaßnahmen u .a.

auch der anfallende Beton, dessen Beseitigung oder Verwertung

schon wegen der enormen Mengen ein besonders wichtiges Problem

darstellt . Im folgenden erfolgt jedoch eine Beschränkung der

Betrachtung auf die Wiederverwertung von Schrott.

Die folgenden Mengenangaben stammen entweder aus konkreten Stille®

gungs . und Umbaumaßnahmen oder aus Mengengerüsten in Planungsun-

terlagen für künftige Stillegungen.

Aus der Stillegung des Kerkraftwerkes

Gundremmingen, Block A, Maschinenhaus:

Mengengerüst für einen Siedewasserreaktor

(Typ Brunsbüttel), aus dem Kontrollbereich:

Stillegung der WAX:

Zwischenüberhitzer aus dem Kernkraftwerk

Obrigheim:

Brennelementgestelle (Normalgestelle)

aus Kerkraftwerk Bib13so

	

ca.

In der Hauptabteilung Dekontaminationsbe-

triebe des Kernforschungszentrums Kalrsruhe

(HDB/KfK) von 1984 bis 1986 bearbeitet :

ca . 2500 Mg

ca . 7700 Mg

ca . 125 Mg

ca . 20 Mg

1 ., g

- ca . - 850-Mg
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In der Abteilung Dekontamination des For-

schungszentrums Jülich (ZFK-DE/KFA)

von 1986 bis 1990 bearbeitet:

Die o .g . Mengen beinhalten nur den Schrott, der nach einer Dekon-
tamination zur Wiederverwertung ansteht . Sie beinhalten nicht die

Mengen, die zwar aus Kontrollbereichen stammen, aber nach einer

Freimessung ohne weitere Maßnahmen freigegeben werden konnten . Es

fehlt auch die Unterscheidung, wieviel Material zur kontrollierten
oder zur uneingeschränkten Wiederverwertung gelangt.

4 . Grenzwerte fürWiederverwertung

Der § 4 (2) der StrlSchV nennt 100 Bq/g als Grenzwert für den ge-

nehmigungs- und anzeigenfreien Umgang mit radioaktiven Stoffen.

Aus der allgemeinen Formulierung zu folgern, daß dies auch für

wiederverwertetes Material aus dem kerntechnischen Bereich gelten

könnte, wäre aber falsch . Dieser Grenzwert kann nur für geringe
Umgangsmengen sinnvoll sein . Vergleiche mit Modelluntersuchungen

zeigen, daß die Verwertung von nennenswerten Mengen Schrott mit
dieser Aktivitätskonzentration zu einer nicht tolerierbaren Bela-
stung der Bevölkerung führen würde.

In konkreten Fällen legen die Behörden die Freigabegrenzen deut-

lich tiefer. Sie beschränken darüber hinaus in einigen Fällen die

Jahresmengen für die Wiederverwertung des Materials . Die folgenden

Beispiele zeigen die uneinheitliche Szene.

Entsorgungskonzept Niederaichbach:

Ohne weitere Maßnahmen frei verwertbar, falls

1. Aktivität < 10-5fache der Freigrenzen laut StrlSchV, Anlage IV,

Tab. IV, Spalte 4 und

2. Oberflächenkontamination < 0,37 Bg/cm2, gemittelt über 100 cm2 .

ca . 650 Mg



Bei der Ermittlung der spez . Aktivität darf nur über 10 kg gemit-

telt werden, und es muß die Summenformel für die enthaltenen Nu-

klide angewendet werden, insbesondere H-3, Mn-54, Fe-55, Co-58,

Co-60, Ni-59, Ni-63, Nb-94, Cs-134, Ba-133, Eu-152, Eu-154 . Für

nicht gemessene Nuklide sind die Nachweisgrenzen einzusetzen . In

dem Genehmigungsbescheid wurde leider nicht zwischen den im Stahl

und den im Beton vorhandenen Nukliden unterschieden . D. h ., daß

bei der Berechnung der spez . Aktivitäten der Stahlmassen auch die

Aktivitäten der Nuklide hinzugezählt werden muß, die nur im Beton

vorkommen.

Mach dem Einschmelzen frei verwertbar, falls

1. Aktivität < 0,5 Bq/g und

2. lose Kontamination < 0,05 Bq/cm a , gemittelt über 100 cm a .

Nach dem Einschmelzen kontrolliert verwertbar, falls

1. 0,5 Bq/g < Aktivität < 74 Bq/g, gemittelt über 1 kg oder

2. 0,05 Bq < lose Kontamination < 0,5 Bq/cm a , gemittelt Ober

100 cm 2 .

Nach dem Einschmelzen im Rahmen einer atomrechtlichen Genehmigung

verwertbar, wenn

1. Aktivität > 74 Bq/g, gemittelt über 1 kg oder

2. lose Kontamination > 0,5 Bq/cm 2 , gemittelt über 100 cra 2 .

Kernkraftwerk Gundremmingen, Block A:

Freie Abgabe, falls

1. Aktivität < 2,2 Bq/g und

2. Kontamination < 0,22 Bg/cm 2 .
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Bei der Ermittlung der spez . Aktivität muß die Summenformel ange-

wendet werden . Der Wert von 2,2 Bq/g darf nur im Einzelfall er-

reicht werden.

Kontrollierte Wiederverwertung, falls

1. 2,2 Bq/g < Aktivität < 74 Bg/g und

2. 0,22 Bq/cm 2 < Kontamination < 0,37 Bq/cm 2 .

Genehmigung der Hauptabteilung Dekontaminationsbetriebe (HDB) im

Kernforschungszentrum Karlsruhe (KfK):

Frei wiederverwertbar, falls

1. Aktivität < 0,37 Bq/g und

2 . Kontamination mit ß--Strahlen < 0,5 Bq/cm 2

mit a-Strahlen < 0,05 Bq/cm 2

Kontrolliert wiederverwertbar, falls

1. Aktivität < 74 Bq/g und

2 . Kontamination mit ß-Strahlern < 0,5 Bq/cm 2

mit Strahlern < 0,05 Bq/cm a

Mit atomrechtlicher Genehmigung einzuschmelzen, falls Aktivität

< 74 Bq/g.

In der neuen Genehmigung wird der Wert der massenbezogenen Aktivi-

tät für die kontrollierte Wiederverwertung um den Faktor 10 nied-

ricer lieaen . In der Praxis liest die massenbezogene Aktivität bei

der uneingeschränkten Freigabe unter 0,1 Bq/g und für die kontrol-

lierte Abgabe unter 5 Bglg.

Abgabepraxis der Zentralabteilung Forschungsreaktoren und Kern-

technische Betriebe - Dekontamination (ZFK-DE) im Forschungszen-

trum Jülich (KEA) :



An den Schrotthändler wird grundsätzlich kein aktiviertes Material

abgegeben . Dekontaminiertes Material wird nur dann frei abgegeben,

wenn oberhalb des Nulleffektes keine Aktivität gemessen werden

kann.

Für das kontrollierte Einschmelzen wird der von der Schmelzerei

vorgegebene Grenzwert eingehalten.

Um die Genehmigungspraxis der einzelnen Genehmigungsbehörden zu

vereinheitlichen, hat die Strahlenschutzkommission (SSK) 1987

Strahlenschutzgrundsätze zur schadlosen Wiederverwertung und -

ver-wendung von schwach radioaktivem Stahl und Eisen aus Kernkraftwer-

ken veröffentlicht . Die darin genannten Grenzwerte sind, wie im

Beitrag "Dekontamination von Ausbauteilen" ausgeführt, anpassungs-

bediirftig . Sie werden in der Fachwelt durchaus kontrovers disku-

tiert, dennoch ist es zu erwarten, daß sie von deutschen Genehmi-

gungsbehörden angewendet werden.

Die Grundsätze lauten kurz zusammengefaßt:

- Wenn irgend möglich, Wiederverwendung oder -verwertung im kern-

technischen Bereich, wenn nicht : Rechtfertigung für die Rückfüh-

rung in den allgemeinen Kreislauf.

-- Bedingungslose Freigabe ist möglich, wenn die spezifische Akti-

vität < 0,1 Bq/g und Oberflächenkontamination < Werte in Anl . IX

Spalte 4 StrlSchV sind.

- Freigabe zum allgemeinen Einschmelzen kann erfolgen, wenn die

spezifische Aktivität < 1 Bq/g und Oberflächenkontamination

Werte in Ani . IX Spalte 4 StrlSchV sind.

Kontrollierte Verwertung ist möglich, wenn die zuständige Be-

hörde geprüft hat, daß für niemanden eine erhöhte Strahlenexpo-

sition entsteht . Eine bedingungslose Freigabe der Produkte ist

nur dann möglich, wenn die spezifische Aktivität der Endprodukte

< 0,1 Bq/g Gesamtaktivität ist.

Jede Freigabe bedarf eines eigenen Genehmigungsaktes der zustän-

digen Behörde.



5. Sortierung

Der erste Schritt zur schadlosen Verwertung von Schrott ist dessen

Sortierung . Sie ist unerläßlich sowohl im Hinblick auf die ver-

schiedenen Dekontaminationsverfahren, die je nach Werkstoff und

Kontaminationsgrad angewendet werden, als auch im Hinblick auf das

Einschmelzen . Ferritisches und austenitisches Material, Buntme-

talle müssen getrennt eingeschmolzen werden, verzinktes Material

wird nicht eingeschmolzen.

Es ist am rationellsten, das Material noch an Ort und Stelle vor

dem Abtransport zur Dekontamination zu sortieren . Dabei wird
zunächst freigemessenes Material sorgfältig vom kontaminierten und

aktivierten getrennt . Beim Urgang mit dem radioaktiven Material

wird darauf geachtet, daß unnötige Querkontaminationen vermieden
werden . Bei starker Kontamination muß noch vor der Demontage de-

kontaminiert werden.

Die Sortierung kann nicht in jedem Falle mit der wünschenswerten

Schärfe erfolgen . Kleinablieferer z . B . aus dem Institutsbereich

von Forschungseinrichtungen übergeben häufig gemischtes Material.

In diesem Fall wird, sofern es unter Berücksichtigung von Strah®

lenschutzaspekten und bei Beachtung der Wirtschaftlichkeit sinn-

voll ist, die Trennung des Materials in der Dekontaminationsein.

ri ch t ung vorgenommen.

Bei größeren Abbaumaßnahmen erfolgt die Sortierung in jedem Fall

noch vor Ort.

Wie die Verfügbarkeit von verschiedenen Dekontaminationseinrich®

tun gen die Klassifizierung des Materials bestimmt, kann am Bei-

spiel der ehemaligen KWU®Einrichtungen in Karlstein gezeigt wer-

den .



Glas- und

Korundstrahien

Vacublastanlage,

Kabinen mit Ent-

staubung

lackierte und metallische

Oberflächen

(frei zugänglich)

Elektropolieren Elektropolierbäder,

Gleichstromversor-

metallische Oberflächen

(frei zugänglich)

gung, Beschickung

Chemische Ver-

fahren

Bäder und Kreis-

Läufe

metallische Oberflächen

(schwer zugänglich)

Ultraschall-

reinigung

Chemische Bäder mit

Ultraschallgenera-

Loren

Kabel,

harte Oberflächen

Freonreinigung Hochdruckspritzan-

lage mit Freon-

kreislauf

elektronische Bauteile

(Platinen, Stecker usw.)

Tabelle 1 : Dekontaminationseinrichtungen in der Entsorgungshalle

der KWU-Karlstein

Die Sortierung nach radiologischen Gesichtspunkten bei größeren

Abbauvorhaben beinhaltet ein umfangreiches Meßprogremm, wie es am

Beispiel Niederaichbach gezeigt werden kann.

I
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führt . Dabei wurden neben Wischtests auch Proben von den Systemen

zur nuklidspezifischen Analyse entnommen.

Zur Bestimmung der Aktivität im biologischen Schild wurden mehrere

Kernbohrungen durchgeführt.

Aufgrund dieser Messungen wurde das Mengengerüst für die einzelnen

Abfallkategorien aufgestellt.

1987 wurde nochmals ein Probenahmeprogramm durchgeführt, das fol-

gende Ziele hatte:

-Repräsentative Erfassung des radiologischen Zustandes der vor-

aussichtlich gewöhnlichen, d . h . nichtradioaktiven Anlagenteile



- Deutliche Abgrenzung der gewöhnlichen Anlagenteile zu den konta-

minierten Anlagenteilen und Kennzeichnung der gewöhnlichen An-

lagenteile

- Festlegung des Ortes für die ganzflächigen Entscheidungsmes-

sungen

m Ermittlung aller Punkte, die für die endgültige Erstellung der

Fachanweisung "Freigabe von Anlagenteilen . . ." erforderlich sind

- Festlegung der Basis für die Abschätzung der Restaktivität

Es handelt sich bei den Proben um Wischteste (WT), z . B . an Rohr-

leitungen sowie um Materialproben (MP), z . B . von Isoliermaterial

der Rohrleitungen und Komponenten oder um Beton-, Kratz- und

Stahlbohrproben . Von jedem inaktiven System wird mindestens eine

Materialprobe von der Innenfläche genommen.

Die genannten Probenahmeorte werden vor Beginn der eigentlichen

Probenahme mit der Genehmigungsbehörde abgestimmt und mit Aufkle-

bern gekennzeichnet.

Die Wischtestprobenahme wird gemäß DIN 25 415 durchgeführt.

Die Proben aus dem Isoliermaterial werden dort entnommen, wo sich

Thermoelemente oder Flansche an Rohrleitungen und Komponenten

befinden, da eine Kontamination dieses Materials, wenn überhaupt,

durch Undichtigkeiten an diesen Stellen hervorgerufen worden ist.

Das Probenvolumen soll dabei mind. 1 Liter betragen.

Bei Bohr . und sonstigen Materialproben erfolgt die Probenahme hin-

sichtlich der Probenmasse und der Beschaffenheit der Probe ent-

sprechend den Anforderungen des nachfolgenden Auswerteverfahrens.

Es wurden insgesamt ca . 1300 Wischproben und ca . 70 Materialproben

genommen .
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Die Messung der Proben erfolgt, mit Ausnahme der externen Labor-

messungen der Sondernuklide, innerhalb des betrieblichen Oberwa-

chungsbereiches des KKN.

Zur Messung stehen ein Wischtestmei3platz (Beta/Gamma-Gesamtmes-

sung) und ein Reinst-Ge-Detektor mit Vielkanalanalysator und ent-

sprechenden Meßgeometrien zur Verfügung.

Die Wischtestproben werden zunächst auf dem Wischtestmel3platz ge-

messen . Zusätzlich wird bei einem Teil der Wischtestproben die Ak-

tivität gammaspektroskopisch bestimmt . Die Häufigkeit dieser Mes-

sungen wird mit der Genehmigungsbehörde abgestimmt.

Bei den Materialproben des Isoliermaterials wird eine Co®60-ägui-

valente Gesamt-Gamma-Messung durchgeführt . Sollten Aktivitäten

oberhalb der Nachweisgrenze festgestellt werden, wird bei einem

Teil der Proben die Aktivität ebenfalls gammaspektroskopisch be-

stimmt . Die Anzahl dieser Messungen ist mit der Genehmigungsbe-

hörde noch festzulegen.

Beton-, Kratz- oder Stahlbohrproben werden gammaspektroskopisch

ausgemessen.

In Abstimmung mit der Genehmigungsbehörde wird bei einem Teil der

Proben die Aktivität der Sondernuklide Fe-55 und Ni-63 bestimmt.

6 . EinschmelzenvonSchrott

Im Bereich der alten Bundesländer steht nur die Fa . Siempelkamp in

Krefeld für das Einschmelzen von radioaktivem Schrott zur Verfü-

gung . Sie ist die einzige Inhaberin einer entsprechenden atom-

rechtlichen Genehmigung . Diese erfaßt zwei Bereiche:

- Genehmigung der Schmelzanlage zum Umgang mit radioaktiven Stof-

fen

- Genehmigung über die Verwertung von Materialien nach dem Schmel-

zen mit einer Zusatzgenehmigung für die Handhabung der Filter-

stäbe .
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Der Grenzwert für umgangs- und genehmigungsfreie Handhabung radio-

aktiver Stoffe lag bei einem Aktivitätsgehalt von 74 Bq/g . Da aus-

schließlich Material mit einer Aktivität kleiner als 74 Bq/g ge-

schmolzen werden sollte, war demnach eine Genehmigung grundsätz-

lich nicht erforderlich.

Ein Problem ergab sich, weil die Aktivität des zu schmelzenden Ma-

terials zwar abgeschätzt, aber nicht definitiv bestimmt werden

konnte . Dies bedeutet, daß der Aktivitätsinhalt erst nach dem

Schmelzen sicher bestimmt werden kann.

Die Umgangs® und Genehmigungsfreiheit beginnt somit erst nach dem

Schmelzen des Matreials . Nach eingehender Diskussion mit den Be-

hörden mußte eine Genehmigung nach § 3 Strahl enschutzverordnung

eingeholt werden.

Die heute gültige Genehmigung nach § 3 der StrlSchV erlaubt die

Annahme von Schrott mit einer Aktivität von 200 Bq/g gemittelt

über ein Faß.

Die zweite Genehmigungsproblematik ergibt sich in der Weiterver-

wendung des radioaktiven Materials . Bei dem von Siempelkamp ver-

folgten Konzept wird das Material nicht aus dem kerntechnischen

Kreislauf freigegeben, sondern durch Fertigung neuer Komponenten

in den kerntechnischen Kreislauf zurückgeführt . Daher ist hier ein

Grenzwert nicht maßgebend (siehe SSK-Empfehlung).

Die Einschränkung, daß das Material ausschließlich in den kern-

technischen Bereich zurückgeführt wird, ist ein Zugeständnis an

die kritisch bis ablehnend eingestellte öffentliche Meinung . Sie

ist aus der Sicht des Antragstellers verständlich, denn sie er-

leichtert das Genehmigungsverfahren . Sachlich gerechtfertigt ist

diese Einschränkung nicht . Sie bedeutet eine unnötige Einengung

des Absatzgebietes, die in der Zukunft, zumal bei den erwarteten

großen Materialmengen, zu Absatzschwierigkeiten führen wird . Das

könnte aber den sinnvollen Weg der Wiederverwertung über das Ein-

schmelzen insgesamt gefährden .



Bei der Schmelzanlage der Fa . Siempelkamp handelt es sich um einen

von einer Warte aus unter Sichtkontakt gefahrenen Induktionsofen.

Das Fassungsvermögen beträgt 3,2 Mg. Die Anlage ist lüftungstech-

nisch gekapselt . Der Schrott wird in 200-1- oder 400-1-Blechfässer

eingebracht . Eine starke Absaugung mit 6000 m 3/h sorgt dafür, daß

Stäube sicher in die Abgasstrecke gesaugt werden . Sie werden in

einer dreistufigen Filteranlage, bestehend aus Zyklon, Schlauch-

filter und Absolutfilter der Klasse S, zurückgehalten.

Durch das Schmelzen erfolgt eine Dekontamination des Materials,

indem flüchtige Radionuklide in die Schlacke und in den Staub ge-

langen . Dies trifft z . B. auf das Cäsium zu . Es zeigt sich fol-

gende Aktivitätsverteilung zwischen Schmelze, Schlacke und Staub:

Tab . 2: Verteilung der Radioaktivität auf Schmelze,

Schlacke und Filterstäube

Da der Staubanteil - gemessen an der gesamten Schmelze - etwa 0,1

bis 0,2 Gewichtsanteile beträgt, ergeben sich hier Aktivitätsan-

reicherungen, die um den Faktor 40 höher liegen, bezogen auf das

geschmolzene Material.

Bei einem Einsatz von beispielsweise 10 Bq/g erreicht die spezifi-

sche Staubaktivität Werte zwischen 50 und 400 Bq/g . Bei besonderen

Schmelzen mit extrem niedrigem Staubanteil wurden spezifische Ak-

tivitäten weit über 500 Bq/g gemessen.

In Kenntnis dieses Verhaltens mußte eine Zusatzgenehmigung bean-

tragt werden, um den Staub mit höherer Akti vitätskonzentration

handhaben zu dürfen.

Tabelle 3 veranschaulicht den Durchsatz der Anlage und die entste-

henden Schlacke- bzw. Staubmengen . Der Erzeuger von Schrott muß

die Schlacke und den Staub als Abfall zurücknehmen.

- Schmelze 70 - 95 % der Gesamtaktivität

- Schlacke 1 -- 25 % der Gesamtaktivität

- Stäube 3 - 5 % der Gesamtaktivität
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Schmelztermin

Massen in kg

Kohlenstoff-

	

Edel- Schlacke Stäube

stahl

	

stahl Summe (kg) (kg)

24 .01 .86 19 .900 6 .710 26 .610 524 12,7

31 .01 .86 11 .390 7.040 18 .430 570 7,9

14 .02 .86 7 .650 5 .040 12 .690 281 ./.

28 .02 .86 19 .540 6 .680 26 .220 265 . / .

14 .03 .86 14 .190 5 .960 20 .150 200 ./.

11 .04 .86 6 .920 1 .180 8 .100 230 ./.

16 .05 .86 - 22 .020 22 .020 485 23

30 .05 .86 - 4 .960 4 .960 425 56

79 .590 59 .590 139 .180 2 .980 99,6

Tabelle 3 : Anfall von Sekundärabfällen beim Schmelzen von

kontaminiertem Material aus Kernkraftwerken

7 . Produkte

Komponenten in aufsteigender Reihenfolge hinsichtlich der Mate-

rialanforderungen für den kerntechnischen Kreislauf können sein:

- Abschirmblöcke und Krantestgewichte

- Abschirmtüren

- Typ-A-Behälter und -Container

- Typ-B-Behälter.

Entsprechend den jeweiligen Anforderungen muß die Materialqualität

durch Legierungsmaßnahmen sichergestellt werden . Planung und

Durchführung von qualitätssichernden Maßnahmen haben entsprechend

große Bedeutung.

So ist z . B . das die Sicherheit beim Transport gewährleistende

Grundmaterial GGG 40 ein duktiles Gußeisen mit klar beschriebenen

Qualitäten und Eigenschaften . Diese Eigenschaften können nur dann

gewährleistet werden, wenn das Produkt im metallurgischen Sinne

einen hohen Reinheitsgrad besitzt . Diese Forderung schließt die

Rezyklierung mancher im Kernkraftwerk benutzten metallischen Werk-



stoffe aus . Vor allem Kupfer und hohe Chromanteile können für die

Ausbildung von idealem Sphärogußgefüge schädlich sein.

Edelstähle können mit akzeptablem Aufwand nur zu Produkten mit re-

lativ niedrigen Anforderungen wie Abschirmteile ohne besondere

Werkstoffspezifikation verarbeitet werden . Es ist ein bedauerli-

cher Verlust, daß diese wertvollen Materialien nicht ihrem ur-

sprünglichen Wert entsprechend wiederverwertet werden können . Die

Zusammensetzung der Edelstähle im Bereich der Verfahrenstechnik

aber muß in aller Regel in engen Grenzen gehalten werden, um die

gewünschten Eigenschaften zu erzielen . Dies würde im Falle von

wiederverwertetem Material zu einem untragbaren Aufwand führen.

Der Vollständigkeit halber sei noch erwähnt, daß in getrennten

Schmelzkampagnen neben Stahl und Eisen auch Aluminium, Kupfer und

Messing eingeschmolzen wird . Um unerwünschte Auflegierungen der

Stahlschmelzen zu vermeiden, geschieht dies zweckmäßigerweise vor

dem Erneuern der Tiegelausmauerung.

8 . Dokumentation

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

verlangt eine lückenlose Dokumentation, um den Weg des radioakti-

ven Materials kontrollieren zu können . Diesbezügliche Pflichten

des Abfall- bzw. Reststofferzeugers regelt im Detail die Abfall-

richtlinie, auf die hier nicht näher eingegangen wird . Der Gel-

tungsbereich der Richtlinie endet mit dem Beginn der schadlosen

Verwertung . Der Abgeber braucht also keinen Nachweis über den wei-

teren Weg des freigegebenen Materials zu erbringen.

Die zuständige Genehmigungsbehörde hat für die Gießerei eine be-

sondere Regelung getroffen, indem sie in der Umgangsgenehmigung

Auflagen erteilte, um die Kontrolle über den Materialfluß ausüben

zu können.

Eine Auflage aus dem Genehmigungsbescheid fordert, daß über die

Mengen, die erschmolzen werden und die Produkte, die daraus herge-

stellt werden, dokumentarisch Bilanz geführt wird . Dies geschieht

in drei Stufen .
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Die erste Stufe der Dokumentation erfaßt die Einsatzstoffe . Aufge-

zeichnet wird die Materialherkunft, wann geschmolzen wird, Faß-

NE., Gewicht und Aktivität . Mit zu erfassen sind auch die Zusatz-

stoffe, wie Kohlenstoff und Siliciumkarbid und was aus dieser

Schmelze abgegossen wurde . In aller Regel werden zunächst Blöcke

aus diesem Eisen hergestellt, die zwischengelagert werden, bis die

Aktivität ermittelt ist.

Der zweite Schritt der Dokumentation verfolgt den Weg der herge-

stellten Blöcke bis zum Erschmelzen für die Verwertung in den End-
produkten.

Im dritten Schritt schließlich werden die Endprodukte erfaßt, die

zum Versand kommen . Erfaßt wird hier, was ausgeliefert wird sowie
die Sekundärabfälle Staub und Schlacke, die bei überschreiten der

Grenzwerte zur freien Deponierung von 3,7 Bq/g an die Lieferanten
zurückgeschickt werden müssen.

9 . Literatur

Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den

Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz)

Verordnung über den Schutz vor Schäden durch ionisierende Strahlen
(Strahl enschutzverordnung - StrlSchV)

Verwertung von Reststoffen aus Reparatur- und Stillegungsmaßnahmen

bei kerntechnischen Anlagen, Seminar in Jülich, 10 . und 11 Novem-

ber- 1987, JÜL-Conf--62, Juli 1988
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KONTROLLE RADIOAKTIVER ABFALLE

Wotfg°aiEg Vvldninger

Gesellschaft für Reaktorsicherheit, 5000 KöIn9 , Sehdverrnergasse 1
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1 .

	

EINLEITUNG

Als Konsequenz aus der TN-Affäre wurde seitens des BMU i► im April 1989 die 'Richtlinie zur Kon-

trolle radioaktiver Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung, die nicht an eine Lan-

dessammelstelle abgeliefert werden° /BMU 89/ veröffentlicht . Die Richilnie legt u .a . die vom

Abfallverursacher zu dokumentierenden Informationen über seine radioaktiven Abfälle fest und

verlangt die Durchführung einer Abfaliflußkontrolle . Danach ist ein Dokumentationssystems einzu-

richten, das es ermöglicht, daß auf Anfrage der zuständigen Landesbehörde Angaben zu Her-

kunft, Art, Menge, Aktivitätsinventar, Behandlungszustand und Verbleib der radioaktiven Abfälle

unverzüglich bereit gestellt werden können.

Von Seiten der Betreiber deutscher Kernkraftwerke war unabhängig von den Inhalten der Richtlinie

im Vorlauf zu ihrer Erarbeitung dem BMU eine freiwillige Selbstkontrolle bei Behandlung, Lagerung

und dem Transport radioaktiver Abfälle zugesagt worden . Zu diesem Zweck wurde 1988 im Auf-

trage der Elektrischen Versorgungs-Unternehmen (EVU) bei der deutschen Gesellschaft zur

Wiederaufarbeitung abgebrannter Kernbrennstoffe (DWK) mit Entwicklung und Aufbau des soge-

nannten ~bfallfluß- Merfoigungs- und Produkt-Kontrollsystems (AVK) begonnen . Mit Auflösung

großer Teile der DWK im Frühjahr 1990 wurde diese Aufgabe auf die Gesellschaft für Nuklear Ser-

vice (GNS) Obertragen.

Das AVK ist ein dezentrales Datenerfassungssystem zur Erfassung und Verfolgung radioaktiver

Abfälle aus deutschen Kernkraftwerken von der Entstehung bis zur Ablieferung in einem Endiager.

Es soll gewährleisten, daß bis zur Ablieferung der Abfälle in einem Endlager jederzeit der Be-

handlungszustand der Rohabfälle sowie der vorbehandelten und konditionierten Abfälle festge-

stellt werden kann sowie Herkunft und Verbleib der Abfälle nachgewiesen werden können.

Die Datenaufnahme, -speicherung und -verwaltung erfolgt im AVK dezentral bei den Verursachern

mittels eines PC-Programmes . Darüberhinaus findet zwischen den Verursachern, den Zwischenla-

gern und den Konditionierungseinrichtungen, die ebenfalls einen AVK-PC betreiben, ein Daten-

austausch statt . Ein derartiger Datenaustausch ist immer dann erforderlich, wenn Abfälle zum

Zwecke der Vorbehandlung, Konditionierung oder externer Zwischenlagerung transportiert

werden müssen . Die Eigenkontrolle des Systems übernimmt die sogenannte AVK-Zentralstelle.

Sie wird bei der Cualitätssicherungsstelle der GNS eingerichtet . Die Organisation des AVK sieht

vor, daß in vierteljährlichen Abständen alle Teilnehmer ihren gesamten Datenbestand an die AVK-

Zentralstelle melden . Dort werden die Daten archiviert und kontrolliert.

Mit der rechnergestützten Erfassung der Daten radioaktiver Abfälle in den Kernkraftwerken wurde

bereits kurz nach Aufnahme der Arbeiten zur Entwicklung des AVK Ende 1988 begonnen . Dazu

war zunächst ein Teil des AVK-PC-Programms, das sogenannte Modul zur Abfaltatenlufnahme

(MADA), entwickelt worden . Das komplette PC-Programm in der Version 1 .0 wurde Mitte 1990 fer-



- 96 -

tiggestelit und bis Ende 1990 in den Kernkraftwerken installiert . Seit Beginn des Jahres 1991 ver-

fügen alle Kernkraftwerke, die Konditionierungseinrichtungen und die externen Zwischenlager

über das PC-Programm . In einem von der GNS durchgeführten Auswertungs- und Anwender-

unterstützungsprogramm werden derzeit die Erfahrungen, die im Verlaufe dieses Jahres mit dem

Dokumentationssystem gewonnen werden systematisch ausgewertet, um PC-Programm und

Organisationsstruktur bei Bedarf gezielt zu verbessern. Gleichzeitig befindet sich die AVK-Zentral-

stelle zur Zeit im Aufbau, die im ersten Quartal 1992 ihren Betrieb aufnehmen wird.

Mit der Einrichtung des AVK verfügen die Betreiber deutscher Kernkraftwerke seit Anfang diesen

Jahres über ein rechnergestütztes Abfalldokumentationssystem, daß den gestiegenen Anfor-

derungen der zuständigen Aufsichts- und Genehmigungsbehörden an die Dokumentation, Kon-

trolle und Verfolgung radioaktiver Abfälle in bundesweit einheitlicher Weise Rechnung trägt.

Nachfolgend werden die Anforderungen der Richtlinie, kurz aufgezeigt und es wird ihre Umset-

zung im AVK demonstriert . Dabei wird insbesondere auf die Bestimmung des Aktivitätsgehaltes

der Abfälle eingegangen .



97

2 .

	

ANFORDERUNGENDER BMÜ- RICHTLINIEAN DIEKONTROLLE

RADIOAKTIVER ABFÄLLE

Die wesentlichen Anforderungen an die Kontrolle radioaktiver Abfälle, auf die im Zusammenhang

mit der nachfolgenden Vorstellung des AVK eingegangen werden soll, sind unter Punkt 2 der

Richtlinie °Abfallflul3kontrolle° festgelegt . Unter diesem Punkt wird insbesondere die einheitliche

und ausreichende Erfassung der Abfalldaten, die Meldung dieser Daten an die zuständigen Auf-

sichtsbehörden und die Bestimmung des Aktivitätsgehaltes der radioaktiven Abfälle geregelt.

2 .1

	

Einheitliche und zuverlässigeDatenerfassung

Unter dem Punkt 2 .1 °Abfallerfassung durch den Abfallverursacher° werden alle Daten und Infor-

mationen festgelegt, die der Abfallverursacher von der Enstehung der Abfälle bis zur Endlagerung

zu erfassen und den zuständigen Aufsichtsbehörden entweder in regelmäßigen Abständen oder

auf Anfrage bereitzustellen hat.

Der Abfallverursacher hat einen Mindestsatz an Daten über die vorhandenen Rohabfälle und Zwi-

schenprodukte und die vorhandenen konditionierten Abfälle zu erfassen und zu dokumentieren.

Dieser Datensatz ist in entsprechenden Anlagen der Richtlinie detailliert festgelegt.

Daten, die nach Anfall des Abfalles als Rohabfall und bei seiner erstmaligen Erfassung auf-

zunehmen sind, sind z .B.

- Abfallart,

fO11Y' V71d11161 I,

Ort der Lagerung,O a! eer - I gerung,

Aktivitätsgehalt,

Oaten der Rückstellprobe (falls erforderlich),

vorgesehene Vorbehandlungs- und Konditionierungsart und -methode,

Ort bzw. Anlage bei externer Vorbehandlung oder Konditionierung,

erwarteter Anfall an konditioniertem Abfall.

Welcher Abfallart ein Rohabfall zugeordnet werden kann, ist detailliert in einem sogenannten Ab-

fallartenkatalog in Anlage 2 der Richtlinie festgelegt.

Die übrigen zu erfassenden Daten dienen der Lokalisierung und Bilanzierung der Rohabfälle .
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Diese sind entsprechend um die für den Transport erforderlichen Informationen zu erweitern,

wenn die Rohabfälle in einer externen Anlage vorbehandelt und konditioniert werden sollen.

Ist der Rohabfall vorbehandelt oder konditioniert, so sind für die dabei entstandenen Abfallfässer

oder endlagergerecht konditionierten Abfallgebinde weitere Daten zu erfassen . Dabei handelt es

sich um Angaben zur Vorgeschichte des Abfallgebindes und um end- bzw . zwischenlagerrele-

vante Angaben . So sind neben der

Gebindekennzeichnung,

Oberflächendosisleistung mit Datum der Messung und

Masse des Abfallgebindes bzw . des Abfallfasses

Daten zu erfassen, wie

Vorbehandlungs- und Konditionierungsart und -methode,

Ort bzw. Anlage der Vorbehnadlung und Konditionierung,

Datum der Vorbehandlung und Konditionierung (Monat und Jahr) und

Art des vorbehandelten und konditionierten Rohabfalles.

Bei den end- und zwischenlagerrelevanten Daten handelt es sich um Angaben wie

Nummer der Abfallproduktgruppe,

Behältertyp und A bfallbehälterklasse,

Dichtheit des Behälters.

Alpha- und Beta/Gamma-Gesamtaktivität,

Aktivität der relevanten Leitnuklide mit Bezugsdatum,

Kernbrennstoffgehalt,

Nachweis der zwischenlagergerechten Konditionierung und

Beleg für die endiagergerechten Konditionierung durch die Produktkontrolle.

Für jedes konditionierte Abfallgebinde muß außerdem der Ort bzw . die Anlage für die Zwischenla-

gerung sowohl bei interner als auch bei externer Lagerung durch den Abfallverursacher erfaßt

werden.

Diese va°a atet sind mittels~~$ eines Dorüiikeriiaati oiSS 'StciiiS so zu verarbeiten, däA auf Anfrage der fOr

den Abfallverursacher zuständigen Landesbehörden die Informationen unverzüglich bereitgestellt



werden können . Darüberhinaus ist zum Stichtag 31 . Dezember eines jeden Jahres der Bestand an

Abfällen, aufgeschlüsselt nach einem festgelegten Datenumfang, der zuständigen Landesbehörde

bis zum 1 . März, der dem Stichtag folgt, zu melden.

2 .2

	

Bestimmung des Aktivitätsinventares von KKW-Abfällen gemäß BMU-Richtlinie

In Anlage 9 der BMU-Richtlinie sind die Leitnuklide aufgelistet, die für Rohabfälle, Zwischenpro-

dukte oder konditionierte Abfälle prinzipiell zu deklarieren sind, wenn das Aktivitätsinventar eines

Leitnuklides den entsprechenden Deklarationsgrenzwert überschreitet . Die für Rohabfälle und

Zwischenprodukte gültigen nuklidspezifischen Deklarationsgrenzwerte sind in der Anlage 9 mit

aufgelistet . Bei konditionierten Abfällen sind die Deklarationsgrenzwerte gültig, die in den vorläufi-

gen Endlagerungsbedingungen für die Schachtanlage Konrad /PTB 89/ festgelegt sind.

Gamma-Strahler
(hochen®rgetlach)

Beta/Gamma-
Strahler Alpha-Strahler

(nlederenergetlsch)

Na 22 14 3 Ra 228
Cs 00 3s 10 Th 230
~b 34 C 14 Pa 231
Ag 103m Cl 38 Th 232
Cd 113m Ar 3® 1~232
Cs 134 Ca 41 233
Cs 137 Fe 33 U 234
Eu 152 ~~ 233

8e 79 Np 237
Rb 87 U 238
Or 8® Pu 238
Ru 1~6 Pu 239
~ 125 Pu 240
5n 128 Pu 242
4128 Pu 244
Pb 210 Cm 245
Ac 227 Cm 246
Ra 228 Cm 247
Pu 241 Cm 248
Am 242m

Bild 2 .1 : Deklarationspflichtige Radionuklide gemäß Anlage 9 der BMU-Richtlinie
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In Bild 2.1 sind die Leitnuklide aus Anlage 9 der BMU-Richtlinie gemäß 1Endlagerungsbedingungen

/PTB 89/ zusammengestellt . Die Leitnuklide sind zunächst in hochenergetische ß/y-Strahler, nie-

derenergetische ß/y-Strahler und a-Strahler unterteilt . Die für Abfälle aus Kernkraftwerken zu
berücksichtigenden Leitnuklide, die in den Abfällen mit einem Akt i vitätsgehalt auftreten können,

der zu einer Überschreitung der Deklarationsgrenzwerte führen kann (KKW-relevante Leitnuklide),

sind durch Fettdruck hervorgehoben . Die Gruppe der hochenergetischen ß/7-Strahler entspricht

den Leitnukliden, die y-spektrometrisch erfaßt werden können und damit leicht meßbar sind, wäh-

rend die Gruppe der niederenergetischen ß/y-Strahler und die a-Strahler zu den schwer meßbaren

Radionukliden zu zählen sind.

Aus der Aufschlüsselung in Bild 2 .1 ist zu erkennen, daß die überwiegende Zahl der in KKW-Ab-
fällen u .U. zu deklarierenden Leitnuklide zu den schwer meßbaren Radionukliden zählen . Aus die-

sem Grunde fordert die BMU-Richtlinie nicht nur die Deklaration der Leitnuklide sondern macht

auch Angaben zur Bestimmung des Aktivitätsgehaltes der Radionuklide.

Die BMU-Richtlinie läßt grundsätzlich drei verschiedene Verfahren zur Bestimmung des Aktivitäts-

gehaltes zu:

1. Direkte Messung der Aktivität der Radionuklide.

2. 7-spektrometrische Messung repräsentativer Proben und Ableitung schwer meßbarer

Radionuklide über ein repräsentatives Spektrum.

3. y-spektrometrische Messung von Schlüsselnukliden und Ableitung weiterer Radionu-

klide über Nuklidkorrelationen zu den Schiüsseinukliden.

Die direkte Messung der Aktivität der Radionuklide ist im KKW im allgemeinen in der Praxis nicht
oder nur sehr ein geschränkt mö g lich Die Bestimmung der Aktivität über die Messung repra' .°i~„iaentader . .~ . .~m,d~.:e ~B.G, die Messung i -
tiver Droben und

F.e

	

dr.

	

gültiges repräsen~~l.~btati .es RrtidLili„i[F~RIIEleS~,J~f(adi

	

.klids _,s, .G, Proben

	

ein für G,1,16J1al1JLl
Abfallstr

~jl~, g 'tdlut~Erurie ist nur denn

möglich, wenn aus dem Abfall eine repräsentative Probe gezogen werden kann . Dies trifft z .B. für

flüssige Rohabfälle wie Konzentrate oder veraschte Zwischenprodukte zu.

In den Fällen, in denen keine repräsentativen Proben gezogen werden können, z.B. bei unbehan-

delten Mischabfällen, verbleibt nur die Abschätzung des Aktivitätsgehaltes über die Messung

leicht erfaßbarer Schlüsselnuklide wie Goa) und Cs137, die im allgemeinen bei KKW-Abfall den

wesentlichen Beitrag zur Aktivitätsgehalt liefern.

Wie diese drei Möglichkeiten der Aktivitätsbestimmung, die die Richtlinie zuläßt, im AVK umgesetzt

wurden, wird nachfolgend für einzelne Abfallgebinde beispielhaft erläutert .
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3.

	

I,JMSE 12UNiDERANFORDER, '	 4GEN DER BMU-RIGHTI_.INIE IM AVK

3.1 .

	

AufdabeundAufnudesAVK

Das AVK hat die Aufgabe radioaktive Abfälle, die als Rohabfälle, Zwischenprodukte, Abfallpro-

dukte oder in endkonditionierter Form als Abfallgebinde vorliegen können, hinsichtlich ihrer ver-

schiedenen Zustände zu beschreiben, zu dokumentieren und von der Entstehung bis zur Ober-

nahme in ein Endlager des Bundes zu verfolgen . Mit dieser Dokumentation soli der gesamte Ent-

sorgungsweg des Abfalles bis zum jeweils aktuemien Zustand nachvollzogen werden können.

Teilnehmer des AVK sind alle Kernkraftwerke, die Gesellschaft für Nuklear-Service (GNS) als Kon-

ditionierer und Spediteur sowie die Betreiber der Zwischenlager . Das Zusammenspiel der AVK-

Teilnehmer wird durch Ablaufregelungen organisiert, die in einem Organisationshandbuch detail-

liert festgelegt sind . Die Datenerfassung und Datenhaltung erfolgt mit einem EDV-System, das für

dezentralen PC-Einsatz konzipiert und modular aufgebaut ist . Die Zuordnung der AVK-Module zu

den Stationen des Abfallflusses ist in Bild 3 .1 gezeigt.

Für die Abfailflul3-Verfolgung wurden die Module zur Abfalldatenaufnahme (MADA), zur Konditio-

nierung (MOKON), zum Transport (MOTRA) und zur Zwischenlagerung (MOZILA) entwickelt . Für

das Berichts- und Servicewesen wurden die Module MOBERI und MOSERV und für die

betreiberseitige Produktkontrolle durch die GRS der Modul MOPRO entwickelt.

Bestandteil des Produktkontroiimoduis ist die im Rahmen der Abfaiifiuß-Verfolgung gemäß BMU-

Richtlinie durchzuführende Aktivitätsbestimmung der Abfälle.

erhdivität~b~ätiriraia~r°riairrirrn v̀'n

Die drei Methoden zur Bestimmung des Aktivitätsgehaltes, die gemäß BMU-Richtlinie zugelassen

sind, sind . im AVK wie folgt umgesetzt:

1. Aktivitätseingabe und -ausgabe der gemessenen Aktivität für alle KKW-relevanten Leit-

nuklide.

2. Aktivitätseingabe und -ausgabe der gemessenen Aktivität einzelner Leitnuklide und Be-

rechnung und Ausgabe der Aktivität der restlichen KKW-relevanten Leitnuklide über

einen Nuklidverteilungscode.

3. Aktivitätseingabe und -ausgabe der gemessenen Aktivität der Schlüsselnuklide Co6O

und Cs137 und Berechnung und Ausgabe der Aktivität der restlichen KKW-relevanten

Leitnuklide Ober Lcit- zu SSchlüsselnuklidkorrelationen.



MOPRO
ZWiSCHENLAGERUNG

	

,v

MOZdLA

R

ENDLAGERUNG

RLIcI n aIdung der Ubarnahr c

i~ Endlager an dun Afi4ati -

varuraachar

(Berticksienligoog Im MOTRA)

ABFALLAUFNAHME

TRANSPORT

VORBEHANDLUNG
BEHANDLUNG

KONDITIONIERUNG

PRODUKTKONTROLLE
(Be4reibereei4ig)

MOPRO

MOPRO

	

tif

0

B

E

	 iid 3 .1 : Zuordnung der AVK Module zum AbfaHlfluß
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Alle drei Möglichkeiten zur Bestimmung des Aktivitätsgehaltes eines Abfallgebindes können im

AVK getrennt oder in Kombination eingesetzt werden und werden nachfolgend an praktischen

Beispielen erläutert.

In Bild 3.2 ist die im AVK unter den Modulen MADA und MOKON aufrufbare Eingabemaske zur

Eingabe der Aktivität der KKW-relevanten Leitnuklide gezeigt.

rADA

	

&ä]iR&

	

taY1Z 1 LA

	

MOON

	

l~&0

	

M03E& 1

	

KOSERV

	

ENDE
ROHABFALL ERGÄRd2EH SiAMMOAiEN

,

	

De?iälternLmmer : 0001
	 .UKL1DEL Nuktidverteitungscode :

Ab Ac227 Co60

	

:
Ge Ag108m : Cr51

	

:
Ab Ag110:n : Cs134 :
He Arr,242m : Cs137

Ar39 Eu152
EelO Fe55

	

:
C14

	

. Fe59

	

:
Ca41 H3

	

:
Cd113m : J125

ßü Ce141 J129

	

:
Da Ct36 Nr54

	

:
La Cm245 8a22

Cg246 : Rb94

	

:
Fr Cm247 Hb95

	

:
No CT24$ tdi63

[ Co58

	

: 1tp237
[ [ESC] Zurück au Sts:rrclsten

Pa231 :

	

Sn126
Pb210

	

Sr90
Pu238 .

	

Th230 .
Pu239

	

Fh232
Pu240

	

U232
Pu241 :

	

U233
Pu242 :

	

U234
Pu244 .

	

U235 .
ßa226 :

	

U238
Ra228

	

ZrL5
Rbz97 :

	

2r95
Ru103

	

Nuklidl:
Ru106

	

Huklid2:
Sb124 :

	

HukLid3:
S6125 :

	

Huk t i d4:
Se79 :

	

Wuklid5:
[F13 Hilfe

	

[F10] Daten sichern

(N 9 SUP

	

112 :00 :07

Bild3.2 : Eingabemaske zur Eingabe der Einzelnuklidaktivitäten

Über diese Eingabemaske kann im Prinzip der Meßwert für die Aktivität aller Leitnuklide eines Ab-

fallgebindes, die aufgrund ihres Aktivitätsgehaltes im Abfall deklarationspflichtig sind, eingegeben

werden. Diese Möglichkeit entspricht der unter Punkt 1 genannten.

Wurden nicht elie deklarationspflichtigen Leitnuklide gemessen, so besteht entsprechend Punkt 2

die Möglichkeit der Eingabe eines Nuklidverteilungscodes, Ober den die Aktivität der restlichen

KKW-relevanten Leitnuklide unter Berücksichtigung des Wertes für die Gesamt-ßh-Aktivität und

die Gesamt--Aktivität berechnet werden kann.

In die Eingabemaske in Bild 3.2 ist in diesem Fall in das Feld ® Nuklidverteilungscode° eine

Bezeichnung für die zu verwendende Nuklidverteilung einzugeben . Die Nuklidverteilung selbst, die

aus den prozentualen Anteilen der einzelnen Radionuklide an der Gesarntaktivität besteht, ist in ei-

ner Referenzdatei unter der Code-Bezeichnung abgelegt . Der Eintrag der Nuklidverteilung in die

Referenzdatei kann Ober einen Supervisordialog erfolgen . Auf diese Weise können mehrere Nu-

klidverteilungen, die sich z .B. auf verschiedene Abfallströme oder unterschiedliche Abfallchargen

beziehen, unter der entsprechenden Code-Bezeichnung bereitgehalten werden . Die Eingabe der

für die Berechnung mittels des Nuklidverteilungscodes erforderlichen ß/y- und a-Gesamtaktivität
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erfolgt über die in Bild 3 .3 gezeigte Eingabemaske zur Eingabe der radiologischen Daten.

I M 9

	

I SUP i 12 :22 :17

Bild 3 .3.: Eingabemaske zur Eingabe der radiologischen Daten

Die dritte Möglichkeit der Aktivitätsbestimmung besteht in der Verwendung der im Programm fest

abgelegten Leit- zu Schlüsselnuklidkorrelationen . Eine ausführliche Beschreibung zur Anwendung

dieses Verfahrens und zur Ableitung der Korrelationen ist in /WUR 90/ gegeben . Soll die Aktivi-

tätsbestimmung ausschließlich mittels des Schlüsselnuklidverfahrens erfolgen, so reicht es aus,

wenn über die Eingabemaske in Bild 3.2 die gemessene Aktivität für die Schlüsselnuklide Co60

und Cs137 eingegeben wird . Die Aktivität der restlichen KKW-relevanten Leitnuklide wird über die

Leit- zu Schlüsselnuklidkorrelationen berechnet.

Die Berechnung und Ausgabe des Aktivitätsgehaites für ein Abfallgebinde erfolgt in dem Modul

zur Produktkontrolle MOPRO . Bild 3 .4 zeigt ein Ausgabeformat von MOPRO, in dem Eingabeda-

ten und das Ergebnis der Berechnung der Nukiidzusammensetzung eines Abfaiigebindes zu-

sammen aufgelistet sind.

Die Ergebnisausgabe in Bild 3 .4 gibt in der ersten Zeiie die Programmversions-Nummer sowie das

aktuelle Datum, Zeit und Seitenzahl an . Anschließend wird die Gebindekennzeichnung, d .h. die

AVK-Identnummer des Abfallgebindes und die Eingabedaten sowie die berechnete Gesamt-Akti-

vität und H3-Konzentration in der Bestfeuchte des Abfalles dokumentiert . In dem fiktiven Beispiel

wurden für alle KKW-relevanten Leitnuklide Aktivitätswerle in der Einheit Bq/Gebinde eingegeben,

die am 15 .01 .1990 gemessen wurden . Das unter den Eingabedaten aufgelistete Nuklidinventar ist

ebenfalls in der Einheit Bq/Gebinde angegeben und wurde für den 18.10.1990 berechnet.

Das gezeigte Beispiel entspricht der unter Punkt 1 diskutierten Möglichkeit . Bild 3 .5 zeigt dagegen

ein Beispiel, in dem die Aktivität für die ,0/-y-Strahler über einen Nuklidverteilungscode (NUKLI1)

RD10LOG1SCHE MESSD~TEH

COL- s

	

(3:SV/h)

	

COL- n

	

(rZV/h)
Oberfläche :

	

Oberfläche :

	

geniessen
in 1 Meter :

	

in 1 Meter :

	

Referenz
in 2 Meter :

	

in 2 Meter :

KOMTAßiIP9ATI(k":( g q/cm' )
a

	

ge:nessen am:
~ / Y

	

Referenz

	

.

GES .AKTIVITAT(6q/Geb .)
a

	

gavesser:
~ / v

	

Referenz

	

:

[ESC] Zurück zu Stammdaten

	

[Fl] Hilfe

	

(F10] Daten sichern
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berechnet wurde, während die c-Strahler über einen Meßwert für die Gesamt-a-Aktivität unter Be-

rücksichtigung der durch die Leit- zu Schlüsselnuklidkorrelation festgelegten Nuklidverteilung der

a-Strahler bestimmt wurde.

Bei dem in Bild 3 .6 gezeigten Beispiel wurde ausschließlich die Aktivität der Schlüsselnukfide als

gießwert eingegeben, während die übrigen Nuklidaktivitäten über die Leit- zu Schlüsselnuklidkor-

relationen berechnet wurden . Die gemessenen Aktivitätswerte der Schlüsselnuklide Co60 und

Cst37 sind auf das gültige Datum umgerechnet und mit der Anmerkung MESSUNG versehen . In

Bild 3.7 schließlich handelt es sich um ein Abfallgebinde, bei dem alle drei Möglichkeiten der Akti-

vitätsbestimrnung genutzt wurden . Für einen Teil der Leiinuklide lagen Meßwerte vor und sind

demzufolge mit der Anmerkung MESSUNG versehen . Ober einen Nuklidverteilungscode (NUKLI2),

der nur einen Teil der Radionuklide umfaßt, wurden weitere nuklidspezifischs Aktivitäten aus der

Gesamt-ß/7-Aktivität bzw. Gesamt-a-Aktivität berechnet . Diese Aktivitäten sind mit der Anmerkung

NUK-VEK (NUKLI2) versehen. Für die restlichen Leitnuklide wurde die Aktivität über die Korrelatio-

nen zu den Schlüsselnukliden berechnet . Für diese Radionuklide wurden in diesem Beispiel zwei

Aktivitätswerte berechnet . Unter der Überschrift Erwartungswert ist der Mittelwert angegeben, wäh-

rend die Spalte Prognosewert den oberen Grenzwert enthält, der aufgrund der Unsicherheit des

Schätzverfahrens den tatsächlichen Aktivitätswert mit einer Frognosesicherheit von 95 % abdeckt.

4.

	

ZUSAMMENFASSUNG

Die BMU-Richtlinie zur Kontrolle radioaktiver Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung

legt datailliert fest, welche Daten für die Kontrolle radioaktiver Abfälle relevant und mittels eines

Dokumentationssytems zu erfassen und zu verfolgen sind . Die Betreiber deutscher Kernkraftwerke

haben mit der Einführung des AVK diesen Anforderungen der Richtlinie Rechnung getragen.

Insbesondere wurden auch die von der BMU-Richtlinie vorgesehenen Möglichkeiten zur Bestim-

mung des Aktivitätsgehaltes radioaktiver Abfälle mittels des AVK-Moduls MOPRO programmtech-

nisch umgesetzt .
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MOPRO Version 1 .00

	

Datum: 1$.10.90
Zeit :

	

16 :10
Eingabe- und berechnete Oaten mit Ruklidinventar

	

Seite :

	

1

Gebindekennzeichrung : EXKW1990R000005

Eingabedaten:

Abfallanfall : 10 .01 .90

	

Abfal€masse . . : 450.00 [kg]
Messdatum . . . : 15 .06 .90

	

Abfallvoluten :

	

0 .20 [m3]

ßerecArongsdaten am 18 .10 .1990:

Co 60-Aktivität	 : 1 .0E+10

	

(SoJGeb]

	

Messung
Cs137-Aktivität	 : 3 .0E+09

	

[Bq/Geb]

	

Messung
Verhältnis Cs137/Co 60 : 3 .0E-01

	

Rechnung
Ges-Aktivität Geer:ra . . . : 3 .0E+10

	

iBq/Geb]

	

Messung

Ges-Aktiv . Beta/Gam . : 2 .6E+10

	

[Bq/Geb]
Alpha	 2 .0E+05

	

[Bq/Geb]

(1m Abfall zum Zeitpakt der Messung)

N 3-Konzentration . . . . : 2 .0E+08

	

[BoJm3]

	

Messung
Restfeuchte	 : 0 .0

	

[Geer %]

	

Messung

Nuklidinventar in [Bg/Geb]

	

am 18.10.1990

Nukl id-
name

#

	

3

Aktivitat
[BaJGeb]

2 .0E+08

Messung

Messung
C

	

14 1 .0E+08 Messung
Fe 55 1 .8E+09 Messurv
Co 60 9.6E+09 6Sessung
Ni 63 3.0E+09 Messung
Sr 90 2.0E+06 Messung
1!b 94 7 .0E+05 Messung
Ru106 4.7E+08 Messung
AgiO8z 2.0E+06 Messung
Cd113m 3.0E+0$ Messung
J 129 2.0E+03 Messung
Cs134 1 .5E+09 Messung
Ce137 3 .0E+09 Messung
U 235 4 .7E+02 al-Mess
Pu23$ 4 .4E+03 at-Mess
Pu239 9 .1E+02 al-Mess
Pu241 2 .4E+07 al-Mess
Pu242 1 .1E+03 at-Mess
An242m 2.2E+03 a€-Mess
sae/Ga 6.2E+09
sAlphs 1 .9E+05 Messung
KBrst 6.1E-03 al-Mess [g/Geb]

Bild 3 .4: Ergebnisausgabe von MOPRO bei Eingabe von Meßwerten
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PRO

	

Version 1 .00 Datum : 18.10.90
Zeit

	

: 16 :12
Eingabe- und berechnete Daten mit Kuklidinventar Seite : 1

Gebirr.fekeanzeichnang :

	

EKKW1990R000006

	°°----
.- .- . . .

Eingabedaten:

Abfallanfall :

	

10 .01 .90 Abfallmasse . . : 450.00 tkg]

Messdatum . . . : 15 .06.90 Abfallvolumen : 0 .20 Em3]

Berechnungsdaten am 18 .10.1990:

Co 60-Aktivit®t	 : 1 .4E+09 EBg/Geb] Nuk-Vek
Cs137-Aktivität	 : 2 .0E+07 [BnjGeb] Nuk-Vek
Verhältnis Cs137/Co 60 : 1 .5E-02 Rechnung
Ges-Aktivität Gamho . . . : 2 .0E+09 [Bg/Geb] Messung

Ges-Aktiv. Beta/Gamma, : 2 .7E+09 (BojGeb]
Atp'aa	 : 3 .0E+05 [Bq/Geb)

(In der Restfeuchte beim Abfattanfall)
K

	

3-Konzentration . . . . : 5 .6E+07 Esq/m3] Rechnung
Restfeuchte	 : 5 .0 [Gase %] Messung

Nuklidinventar in [Bo/Deb] &m 18 .10.1990

Nuklid-
name

K

	

3

Aktivität
(eq/Geb]

1 .2E+06

.essurag

C

	

14 1 .2E+07 Nuk-Vek (NUKLII)

Fe 55 2.0E+08 Nuk-Vek (RUKLII)

Co 60 1 .3E+09 Nuk-Vek (kUKLl1)

Ni 63 3 .4E+08 Nuk-Vek (1:UKLI1)

Sr 90 2 .0E+04 Nuk-Vek {9g UKLII)

Nb 94 6 .0E+04 Nuk-Vek (RUKLI1)
Ru106 7 .9E+06 Nuk-Vek (BUKLI1)
w%f]üc=.- 2 .0E'05 r.°••k=Vek (ntinLiI)

Cd113n 3 .1E+07 Nuk-Vek (tIUKLII)
J 129 2 .0E+06 Nuk-Vek (küKL11)
Cs134 1 .4E+07 kuk-Vek (bUKLI1)

Cs137 2 .0E+07 Nuk-Vek (RUKL31)

U 235 6 .6E+02 al-Mess

Pu238 2 .1E+02 al - Mess
Pu239 5 .7E+00 al-Mess
Pu241 3 .0E+07 al-Mess
Pu242 1 .4E+03 at-Mess
Aaa242n 2 .8E+03 al-Mess
SBe1Ga 7.6E+08
SAIp°ra 2 .9E+05 Messung
KBrst 8.5E-03 al -Mess tg/Geb)

Bild$.5 :

	

Ergebnisausgabe von MOPP(C) bei Berechnung der A'sativiiaten über einen

Nuklidverteilungscode
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SRO Version 1 .00

	

Datum : 18 .10 .90
Zeit

	

16 :13
Eingabe- uld berechnete Daten nit Hukiidinventar

	

Seite :

	

1

Gebindekemzeichnung : EKI:].d1990R000007
---------------------------------------------------------------------

Eingabedaten:

Abfallanfall : 10 .01 .90

	

Abfallmasse . . : 450 .00 [kg]
Messdatum . . . : 15 .06 .90

	

Abfallvoluren :

	

0 .20 [m3]

Berechnungsdaten am 18 .10 .1990:

Co 60-Aktivität	 : 2 .0E+10

	

[Bg/Gebl

	

Messung
Cs137-Aktivität	 : 1 .0E+09

	

EEdiGeb]

	

Messung
Verhältnis Cs137/Co 60 : 5 .0E-02

	

Rechnung

	

Ges-Aktiv . Beta/Gam . : 4 .3E+10

	

tBq/Gebl
Alpha	 : 2 .2E+05

	

(BeJGeb]

(In der Restfeuchte beim Abfallanfall)
H 3-Konzentration . . . . : 5 .6E+07

	

[Bq/n0]

	

Rechnung
Restfeuchte	 0 .0

	

(Gew %]

	

Messung

Buklidinventar in [BoJGeb] am 18 .10 .1990

HukIld-

	

Aktivität

	

Messung

narr?

	

[Bq/Gebl

H

	

3

	

0 .0E-01
C 14

	

1 .8E+07
Fe 55

	

9 .2E+09
Co 60

	

1 .9E+10
Ni 63

	

3 .0E+08
Sr 90

	

9 .4E+06
Hb 94

	

9 .3E405
Ru106

	

1 .8E+08
Ag108m

	

1 .6E+07
Od413.w

	

1 .7E+09
J 129

	

1 .5E+02
Cs134

	

5 .9E+08
Cs137

	

9.9E+08
U 235

	

5 .1E+02
Pu238

	

2 .3E+03
Pu239

	

3 .0E+02
Pu241

	

2 .5E+07
Pu242

	

1 .2E+03
i.m242m

	

2 .4E+03
SBe/Ga

	

1 .1E+10
SAlpaha

	

2 .1E+05
KBrst

	

6.6E-03

Bild 3 .6:

	

Ergebnisausgabe von MOPRO bei Berechnung der Aktivitäten Ober Leit- zu

Schlüsselnuklidkorrelationen

Messung

Messung

(g/Gebl



MOPRO Versaas 1 .00

	

Datum: 18 .10 .90
Zeit :

	

16:24

Eingabe- und berechnete Oaten alit qukLidinventar

	

Seite :

	

1

Gebindekermaeichnusg: EKKW1990R000008
---------------------------------------------------------------------

Eingabedaten:

Abfallanfall : 10 .01 .90

	

Abfallnasse . . : 450 .00 [kg]
Messdatei . . . : 15 .06.90

	

Abfallvolumen :

	

0 .20 [m3]

Berechnungsdaten em 18 .10.1990:

Co 60-Aktivität	 : 9.0E+09

	

[Bq/Geb]

	

Muk-Vek
Cs137-Aktivitiit	 : 1 .2E+10

	

{Bo/Geb]

	

buk-Vek
Verhältnis Cs137/Co 60 : 1 .0E-01

	

liessung
Ges-Aktivität Gessa . . . : 3 .0E+10

	

CBqiGebl

	

Messung

	

Ges-Aktiv . Beta/Ga. : 3 .8E+10

	

EBq/Geb]
Alpha	 : 1 .9E+05

	

[Bq/Geb]

(In der Restfeuchte beim Abfallanfall)
H 3-Konzentration . . . . : 5 .6E+07

	

(BqJm3l

	

Rechnung
Restfeuchte	 5 .0

	

lGev %l

	

Messung

kuklidinventar in [8Gq//Geb] am 18 .10 .1990

P3uklid-

B

	

3

Erwartusgs-
were

EBq/Geb]

1 .2E+0S

Prognose-
vere

EBq/Geb]

1 .8E+06
C

	

14 8 .1E+06 2 .1E+08
Cr 51 9 .2E+05 Messung
Mn 54 2 .7E+08 Messung
Fe 55 2 .7E+09 Nuk-Vek (#UKLI2)

Co 60 8 .6E+09 Nuk-Vek (RUKLI2)
aai

	

63 3 .0E+09 Nuk-Vek 0IUKLI2)
Sr 90 1 .1E+08 2 .0E+10
Mb 94 4 .7E+05 1 .1E+07
RuiOS 8 .1E+08 2 .0E+10
Aj1n8:, 5-6S'+06 6 .9E+08
Ag110n 2.5E+08 Messung
Cdll3m 5 .9E+08 7 .3E+10
J 129 3 .0E+06 Iduk-Vek (I9UKLI2)
Cs134 3 .2E+09 Messung
Cs137 1 .2E+10 buk-Vek (RUKl12)

U 235 1 .8E+02 al-Hess
Pu238 4 .0E+04 Nuk-Vek (RUKL12)

Pu239 8 .0E+04 Nuk-Vek (IJUKLi2)
Pu241 9 .5E+06 a€-Mess
Pu242 4.5E+02 al-Mess
Am242eos 9 .0E+02 al-Mess
S6e/Ga 6.4E+09 2 .2E+11
SAlpha 7 .2E+04 Messung
Karst 2.4E-03 al-Mess [g/Geb]

Bild 3 .7 :

	

Ergebnisausgabe von MOPRO bei Nutzung aller bestehenden Möglichkeiten zur

Aktivitätsbestimmung
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IJNTERLGEN

/BMU 89/

	

Bekanntmachung der Richtlinie zur Kontrolle radioaktiver
Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung, die nicht
an eine Landessammelstelle abgeliefert werden
Bundesanzeiger, Jahrgang 41, Nummer 63a, 4. April 1989

/PTB 89/

	

Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB):
Anforderungen an endzulagernde Abfälle
(Vorläufige Endlagerungsbedingungen, Stand Mai 1989)
- Schachtanlage Konrad -
Braunschweig, Mai 1989

/WUR 90/

	

W. Wurtinger:

Determination of Activity of NPP-wastes on the Basis of Key Nuclides

2nd International Seminar on Radioactive Waste Products,

Jülich, 28.5-1 .6 .1990
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Landessammelstellen

M. Laser

Forschungszentrum Jülich GmbH

Dekontamination

1 . Rechtsgrundlacen

Hach § 9a AtG haben die Länder Landessammelstellen für die Zwi-

schenlagerung der in ihrem Gebiet angefallenen radioaktiven Ab-

fä11e einzurichten . Sie können sich zur Erfüllung ihrer Pflich-

ten Dritter bedienen.

An die Landessammelstelle sind gemäß § 82 (1) StrlSchV

- Abfälle aus dem Umgang mit sonstigen radioaktiven Stoffen, der

nach S 3 (1), 1 . Halbsatz StrlSchV genehmigt ist und

- Abfälle aus dem genehmigungsfreien, aber anzeigebedürftigen

Umgang mit radioaktiven Stoffen gemäß § 4 (1) StrlSchV

abzuliefern.

Abfälle aus Tätigkeiten, die nach dem Atomgesetz genehmigt sind,

dürfen nur an eine Landessammelstelle abgeliefert werden, wenn

dies die zuständige Behörde zugelassen hat.

Verpflichtet und berechtigt, an eine Landessammelstelle abzulie-

fern, sind in erster Linie die vielen Isotopenanwender in . For-

schung und Industrie, Kliniken, Radiologen, Verwender. von Quel-

len usw.
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Zugelassen werden in Ausnahmefällen Inhaber von Genehmigungen

nach dem Atomgesetz, wenn deren Abfallaufkommen gering ist und

die Toxizität der Abfälle keine besonderen Probleme aufwirft.

Dies könnte z . B. beire Umgang mit sehr schwach angereichertem

Uran zutreffen.

Nicht berechtigt sind z . B . die Betreiber von Kernkraftwerken,

Wiederaufarbeitungsanlagen, Brennelementfabriken usw . Sie erzeu-

gen in der Regel größere Mengen Abfall mit langlebigen Nukliden

hoher Toxizität . Diese Betreiber müssen selbst ihre Abfälle ver-

arbeiten oder verarbeiten lassen und bis zur Abgabe an ein Bun-

desendlager zwischenlagern . Von ihnen kann man die erforderliche

Kompetenz und die finanzielle Stärke erwarten.

Die Ablieferungspflicht an die Landessammelstelle entfällt, wenn

die Behörde etwas Abweichendes genehmigt oder anordnet (§ 9a

AtG) . Sie kann z . B . eine anderweitige Beseitigung nach § 3 (1)

StrlSchV genehmigen.

Eine Genehmigung zur anderweitigen Beseitigung kann erteilt wer-

den, wenn es sich um eine "geringfügige Aktivität" handelt, für

die keine besondere Beseitigung zum Schutz von Leben, Gesundheit

und Sachgütern notwendig ist (§ 2 (2) AtG).

Ein solcher Fall tritt im allgemeinen nach Abklingen kurzlebiger

Radioaktivität (z . B . 1-131) ein . zu beachten ist dabei aller-

dings, daß radioaktive Stoffe nicht automatisch zu nichtradioak-

tiven Stoffen werden, sondern die Entlassung aus dem Atomrecht

(Freistellung) genehmigt und in vielen Fällen auch von der Auf-

sichtsbehörde überwacht werden muß.

Als Richtwert für die Entlassung aus dem Atomrecht empfiehlt der

BMI in einem Rundschreiben an die zuständigen Genehmigungsbehör-

den das 10°fache der Freigrenze pro Gramm . Allerdings muß sie

bei der Festsetzung des Freigabegrenzwertes auch die Art und die
Menge des entstehenden Abfalls in Betracht ziehen . Sie kann nach

eigenem Ermessen auch höhere ocäer niedrigere Grenzwerte fest-

setzen .
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2. Aufgabender Landessammelstelle

Die Aufgabe der Landessammelstellen ist nach § 9a (3) AtG die

Zwischenlagerung der in ihrem Gebiet angefallenen radioaktiven

Abfälle, soweit sie nicht nach § 82 StrlSchV ausgeschlossen

sind . Nach § 82 StrlSchV führt die Landessammelstelle die bei

ihr zwischengelagerten Abfälle an ein Endlager. Nicht mehr und

nicht weniger!

Einsammeln und Verarbeiten gehören nicht zu ihren ureigenen

Pflichten . Zur Erfüllung dieser Aufgaben kann und sollte sie

sich Dritter bedienen.

Die Pflichtenbegrenzung sollte die für die Landessammelstelle

notwendigen Investitionen begrenzen.

Das Einsammeln der Abfälle kann im Prinzip durch einen zuverläs-

sigen Privatunternehmer, der die genehmigungsrechtlichen Voraus-

setzungen erfüllt, ausgeführt werden . Es kann sich aber für die

Landessammelstelle als zweckmäßig erweisen, die Abfälle selbst

einzusammeln, weil sie dadurch leichter den Abfallerzeuger kon-

trollieren und mangelhaft verpackte Abfälle sofort zurückweisen

kann.

Für die Verarbeitung der Abfälle wird sich die Landessammel-

stelle zweckmäßigerweise Abfallverarbeiter oder der entsprechend

eingerichteten Großforschungszentren bedienen . Eine Ausnahme ist

die Landessammelstelle Berlin, die wegen ihrer Insellage vor der

Wiedervereinigung Anlagen zur Verarbeitung Fron Abwässern und

Festabfällen erhalten hat.

3 . Finanzierung

Die Landessammelstellen sind definitionsgemäß Einrichtungen der

Länder . Sie unterschieden sich daher wesentlich von den Großfor-

schungszentren in den alten Bundesländern, die zu 90
.
% im Besitz
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des Bundes und zu 10 % im Besitz des jeweiligen Landes sind . Es

empfiehlt sich daher eine saubere Trennung von Forschungszentrum

und Landessammelstelle.

Die Mittel zur Errichtung der Landessammelstellen hat zum Teil

der Bund in Form eines Kredits zur Verfügung gestellt . Der Kre-

dit mußte mit 7 % verzinst und innerhalb von 10 Jahren zurückge-

zahlt werden.

Die Gesamtkosten einschließlich Transport, Verarbeitung, Endla-

gerung, Kreditkosten und Betriebskosten müssen auf den Verursa-

cher umgelegt werden . Um die sich daraus errechnenden spezifi-

schen Kosten zu begrenzen, kann es ,zweckmäßig sein, daß sich

mehrere Länder auf eine gemeinsame Landessammelstelle einigen

und daß sie möglichst allen im Zuständigkeitsbereich anfallenden

Abfall erfassen.

Die Genehmigung zur anderweitigen Entsorgung von Abfällen durch

den Abfallerzeuger reduziert die Abfallmengen und treibt die

spezifischen Kosten für die abzuliefernden Abfälle in die Höhe.

Hohe spezifische Kosten lassen aber die Versuchung wachsen, .b-

fälle auf unerlaubte Weise billig zu beseitigen . Hier muß man

also einen vernünftigen Mittelweg suchen.

Die zu erhebenden Gebühren werden von der jeweils zuständigen

Landesbehörde festgesetzt . Sie sind daher von Land zu Land ver-

schieden.

Die Landessammelstelle des Landes Nordrhein-Westfalen berechnet

z . Z . für ein 200-Liter Faß mit langlebigen Nukliden DM 4 .320,-.

Für Abklingabfälle stehen 60-Liter-Kunststoffbehälter zur Verfü-

ung . Für ihre Übernahme werden DIS 324,- berechnet . 30-Liter-,
Kunststoffbehälter mit gefüllten Szintillatorküvetten kosten bei

einer spezifischen Aktivität bis zum 10-4 fachen der Freigrenze

pro Gramm DM 234,-, darüber DM 500,-.

Von diesen Einnahmen muß die Landessammelstelle Beträge und Ko-

sten für die Benutzung des Endlagers in Höhe von DM 1 .000,- pro

200-Liter-Endlagerfaß an das BfS abführen .
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Nit der Übernahme der Abfälle durch die Landessammelstelle gehen

sie in das Eigentum der Landessammelstelle über . Die Landessam-

melstelle tragt damit auch das Risiko etwaiger unkalkulierbarer
Kosten, z . E . bei der Endlagerung. Eine solche Regelung ist auch
notwendig; denn es ist kaum möglich, einen Arzt oder eine kleine

Firma nach 10 oder 20 Jahren mit Nachforderungen zu belasten,

ganz abgesehen davon, daß keine Garantie für das Weiterbestehen

der Verursacher gegeben werden kann.

Die an eine Landessammelstelle abgelieferten Abfälle unterschei-

den sich damit wesentlich von den Abfällen aus einem Umgang, der

nach dem Atomgesetz genehmigt worden ist, der ja Eigentum des
Abfallerzeugers bis zur Abgabe an ein Endlager bleibt . Das mit

der Ablieferungspflicht verbundene Ablieferungsrecht hat daher

für den Abfallerzeuger einen relativ hohen Wert.

4 . Nusterbenutzuncgsordnunq

Die Landessammelstellen haben Benutzungsordnungen erlassen, die

die rechtlichen und technischen Randbedingungen für die Ober-
nahme der Anfälle regeln . Sie orientieren sich im allgemeinen an

einer vom damals zuständigen BMI erarbeiteten Musterbenutzungs .
Ordnung.

Die Benutzungsordnung regel t

- die Anmeldung der Abfälle,

- die Anlieferung, z . B . durch Abholdienst oder durch Selbstan-

lieferung,

- die Voraussetzung für die Annahme, z . B . Überprüfung der De-

klaration, der Ablieferungsberechtigung usw . ,

- die Kosten bzw. Gebühren und vor allem

- die technischen Randbedingungen .
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Die technischen Annahmebedingungen müssen sich nach den techni-

schen Einrichtungen der Landessammelstelle und der für die be-

treffende Landessammelstelle tätigen Verarbeiter richten.

Unbedingt erforderlich ist eine getrennte Erfassung der einzel-

nen Sorten

- fest, nicht brennbar

- fest, brennbar

- flüssig, nicht brennbar

- flüssig, brennbar

- faul- und gärfähig.

Darüber hinaus sind Abfälle mit kurzlebigen Nukliden getrennt zu

sammeln, damit sie nach dem Abklingen konventionell beseitigt

werden können.

Wichtig ist auch die ordnungsgemäße Verpackung der Abfälle . Sie
sind nämlich Gefahrgut im Sinne der verkehrsrechtlichen Bestim-

mungen, z . B . der Gefahrgutverordnung Straße GGVS, die irrt we-

sentlichen den "Regulations for the Safe Transport of Radio-

active Material" der IAEO entsprechen . Danach werden die radio-

aktiven Stoffe sogenannten "Nur"-Klassen zugeordnet, d . h . sie

dürfen nur unter den entsprechenden Bedingungen transportiert

werden, wenn sie explizit genannt sind . Die Anforderungen an die

Verpackung und den Transport sind den Blättern 1 bis 13 der-

Klasse 7 zu entnehmen . Je nach dem Gefahrenpotential der radio-

aktiven Stoffe sind die verschiedenen Verpackungen (freige-

stellte Verpackung, Industrieverpackung IP I, IP II oder IP III

sowie Typ A- oder Typ-B-Verpackung) zu benutzen.

Beim üblichen Stückgutversand muß für jedes Versandstück ein Be-

förderungspapier erstellt werden . Die Angaben darin sind genau

in der GGVS Klasse 7 Rn 2702, 2713, 2704 vorgegeben . Sie können

um Angaben aus der Benutzungsordnung der Landessammelstellen er

ganzt werden .
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Der Ablieferer oder Absender ist heute verantwortlich in den

Transportvorgang eingebunden . Fehlende oder falsche Angaben wer-

den bei Kontrollen nicht nur dem Beförderer sondern auch ihm an-

gelastet und können zu Bußgeldverfahren führen.

Die Landessammelstelle wird dem Ablieferer im allgemeinen gern

mit Rat und Tat zur Seite stehen . Sie muß ihm aber auch klar ma-

chen, daß er seine Pflichten ordnungsgemäß und nach bestem Wis-

sen erfüllen muß . Das erleichtert beiden Seiten eine gute Zusam-

menarbeit.

5 . ZwischenlagerungderRohabfälle

Die angenommenen Rohabfälle müssen bis zu ihrer Verarbeitung

zwischengelagert werden . Dies erfolgt zweckmäßigerweise in den

Transportverpackungen . Dabei äst allerdings die Brandlast im La-

ger zu begrenzen . Feste brennbare Abfälle sollten daher grund-

sätzlich in Stahlfässern übernommen und gelagert werden.

Für brennbare flüssige Abfälle sind die Verordnung über brenn-

bare Flüssigkeiten (VbF) und die Technischen Regeln für brenn-

bare Flüssigkeiten (TRbF) zu beachten . Für solche Stoffe sind

bestimmte bauliche Maßnahmen vorzusehen.

Bei der Lagerung von Flüssigkeiten allgemein, insbesondere von

wassergefährdenden Stoffen ist dafür zu sorgen, daß diese Stoffe

nicht im Boden versickern und ins Grundwasser gelangen können.

Faul- und gärfähige Stoffe wie Kadaver aus Tierversuchen, Stall-

mist usw. werden zweckmäßigerweise in Tiefkühltruhen aufbewahrt.

Von einer Aufbewahrung in Formaldehyd oder ähnlichen Lösemitteln

ist dringend abzuraten .
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6. VerarbeitungderAbfälle

Die Landessammelstellen müssen sich um eine endlagergerechte

Verarbeitung der Rohabfälle bemühen . Dies ergibt sich indirekt

aus der Tatsache, daß sie Eigentümer der Abfälle sind und diese

einmal an ein Endlager abliefern müssen.

Für die Verarbeitung bedient sich die Landessammelstelle zweck-

mäßigerweise eines zuverlässigen Dritten.

Die Verarbeitung von wässerigen Abfallösungen und Abwasser durch

Eindampfen und Zementieren ist vermutlich unproblematisch, da

geeignete Anlagen auch in den neuen Bundesländern zur Verfügung

stehen werden.

Lösemittel können in begrenztem Umfang in Jülich und Karlsruhe

verbrannt werden.

Ein Engpaß besteht zur Zeit aber bei der Verbrennung fester Ab-

fälle einschließlich der faul- und gärfähigen Abfälle . Die Jüli-

cher Verbrennungsanlage ist mittelfristig voll ausgelastet . Die
Karlsruher Anlage hat auch nur begrenzte Kapazität frei . Eine

kommerzielle Anlage für radioaktive Abfälle soll für die Firma

GNS in Karlstein errichtet werden . Bis zur Betriebsaufnahme wird

aber noch einige Zeit vergehen . Es ist daher zu prüfen, ob Ver-

brennungskapazität im Ausland genutzt werden kann.

7. Abgabe an ein Endlader

Die Landessammelstellen lagern die endlagergerecht konditionier-

ten Abfälle bis zur Abgabe an ein Endlager . Da die Inbetrieb-

nahme eines solchen Endlagers z . Z . schwer abschätzbar° ist, müs-

sen die Landessammelstellen hinreichend Lagerkapazität, die ggf.

auch erweiterbar ist, vorsehen.

Bei der Abgabe müssen die Abfälle den Anforderungen an endzula-

gernde radioaktive Abfälle genügen . Problematisch ist hier, daß

endgültige Anforderungen erst nach Abschluß des Plan-
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Feststellungsverfahrens vorliegen können . Es ist aber zu hoffen,

daß sie von den z . Z. vorliegenden "Vorläufigen Endlagerbe-

dingungen" nicht wesentlich abweichen werden.

Unbedingt erforderlich ist auf alle Fälle eine gute Dokumenta-

tion. Anzustreben ist die Verarbeitung nach einem

"qualifizierten" Verfahren . Andernfalls äst mit Stichprobenkon-

trollen durch die Produktkontrollstelle zu rechnen .
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(4) BMI, Musterbenutzungsordnung der Landessammelstellen für ra-
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(5) Degener und Krause, Lagerung und Abführung brennbarer Flüs-

sigkeiten (VbF/TRbF), Vorschriftensammlung und Kommentar,

Carl Heymanns Verlag KG.

(6) Regulations for the Safe Transport of Radioactive material,

1985 Edition, International Atomic Energy Agency, Vienna,

1985.

(7) Busch, Handausgabe Gefahrgutverordnung Straße -- GGVS mit An-

lagen A und B der GGVS / des ADR und alphabetisches Ver-

zeichnis gefährlicher Güter, Deutscher Bundesverlag GmbH.

Herrn Köhler von der Zentralstelle für Sicherheitstechnik - Lan-

dessemmelstelle für radioaktive Abfälle - in Jülich danke ich

für die freundliche Unterstützung .
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RECHTLICHE GRUNDLAG 77

	

1 .1

	

Die	 ist durch	 gemä2 §§ 9 a

Absatz 3 litomG 'and 47 Abs . 1 Satz 1 StrlSchV zur Landes-

sammelstelle für die Zwischenlagerung von radioaktiven

Abfällen bestimmt worden.

	1,1 .1

	

Die Landessen	 elstelle übernimmt radioaktive Ab-

fälle, die ein Ablieferungspflichtiger nach § 47

Abs . 1 StrlSchV an sie abzuliefern hat und die den Be-

stimmungen dieser Benutzungsordnung entsprechen.

	

'1 .1 .2

	

Die Landessammel stelle übernimmt weiter radioaktive

Abfälle, deren Ablieferung an sie die zuständige

Behörde nach § 4-7 Abs . 2 StrlSchV zugelassen hat.

	

1 .2

	

Der Besitzer radioaktiver Abfälle, der nach § 9 a

Abs . 2 AtomG und § 47 Abs . 1 StrlSchV zur Abliefe-

rung verpflichtet ist oder dem die Ablieferung nach

§ A7 Abs . 2 der StrlSchV gestattet ist, hat bei der

Ablieferung die folgenden Vorschriften zu beachten.

	

2 .

	

ALLGEME=E BEDINGUNGEN

	

2 .1	 	 n°^eldunaJkntra g

2 .1 .1

	

Die Ablieferung der radioaktiven Abfalle ist vom Ablie-

ferer bei der z ; ständigen Landessanmelstelle (/Auf sic : ts-

benorde) 4- Einzelfall oder allgemein schriftlich durch

Formular nach _'.plage 1 anzumelden/ zu beantragen.

Zusammen mit den Lnmelde- /Antragefornulsr sind

Begleitscheine nach Anlage 2 für jeden Abfallbe-

hälter ausgefüllt und unterschrieben der Landes-

san elstelle zuzusenden .
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2102

	

Anhand dieser Unterlagen prüft die Landessael-

stelle, ob die Voraussetzungen für die Annarime der

radioaktiven Abfälle nach dieser Benutzungsordnung

vorliegen ° Ist dies der Fall, sendet die La_ndessam®

melstelle dem Ablieferer die Begleitscheine zurück

und teilt ihm gleichzeitig den Ablieferungstermin

sowie Einzelheiten der Ablieferung mit, insbesonde-

re, ob ein Abholdienst fit; den Transport radioakti-

ver Abfälle besteh::,

2 .13

	

Ergib,, die Prüfung der Unterlagen, daß diese lInvol l®

ständig oder die Voraussetzungen für die Annehme der

radioaktiven Abfälle nach dieser Benutzungsordnung

nicht erfüllt sind, weist die Landessa nelstelle

unter Fristsetzung den Ablieferer darauf hi :a, die Unter-

lagen zu ergänzen oder die radioaktiven Abfälle in einen

dieser Benutzungsordmung entsprechenden Zustand zu brin-

gen . Kommt der Ablieferer dem nicht nach, lehnt die Lan-

dessa_melstelle die ^rahme der radioaktiven Abfälle

ab 1TTrd teilt dies der für den Ablieferer zuständigen

Aufsichtsbehörde mit.

2,'? 0 4

	

Ke nn die Landessamme7 s Velle bestimmte radfoakti v e

Abfalle nicht annehmen, unterrichtet sie den An-

meldenden /Antragsteller hierüber und gibt Aus-

kunf t über Beseitigungsmöglichkeiten au3erhalb

der Laudessammelstelle e
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2 .2

	

Anlieferung der radioaktiven Abfälle

2a2e1

	

Allgemeines

Die Anlieferung der radioaktiven Abfälle zu ...r La_des-

sa°^~els telle erfolgt, soweit ein solcher eingerich-

tet ist und von dem A clie_°ere: in Anspruch gemommer

w} _ _ durch einem Abmoldienst, scns t durch den _b-

lieferer.

262 .2

	

Beförderung durch den Ab'noldiens t

2 .2 .2 .1

	

Bz_ der ::_c teilukg aber das Vorhandenseim eines

holdienstes der l.~.ndessap'"' p lstelle ((smZiffer 2 .`~ .2)

unterrichtet diese den Ablieferer über die für die

BefCr;eä',rag der radioaktiven Abfälle erforderlidhem
Einzelheiten.

2 .2 .2®2 Nimmt der Abliefere : den Abholdienst der Lanäesst.n-

melstelle in kzspruch, sind die radioaktiven Abfälle

entsprechend den von der La dessazelsCelle mitgeteil-

ten Einzelheiten zum angegebenem Termin zum Abtrans-

port bereitzustellen.

2¢4a2s3

	

EntsDrevnen die nere_tgecveilte ., ra	 oa .- .tbve,. .., Abfalle

nicht dem für den Abboldienst geltenden Bef örderungs®

beSC ~'v~'"'^tl"~ -«pp n i kG~i,, . l dieser

	

O 6lG~,
ppre

pp~~6f7 .~.~ie ablehnend•

2e2 .3

	

Beförderung durch den Ablieferer

2 .2 .3 .1

	

B,ef6rderder Ablief ab er die radioaktiven Abfälle

selbst oder durch einen Dritten zur ?Jd:.'̂.essamme l °

stelle, müssen die erforderlichen Beförderungsgeneh-

migungen mach § 4 AtomG oder § 8 Str2SchV vorliegen .
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2 .2 .3 ° 2 Um die erforderlichen Kontaminationsmessungen nach

dem Entladen bei der Tandessanmelstel1e zu ermögli-

chen, müssen die Feb'zeuge, mit denen radioaktive

Abfälle angeliefert werden, vor dem Beladen von Ver-

unreinigungen (Schüttgut), lose Gegenstände wie Holz,

Glas, Draht usw . besenrein gesäubert werden.

2 .3

	

_ nme'	 e der radioaktiven Abfälle

2 .3 .1

	

Vor der Annahme über prüft die Landesser el stelle

den angelieferten radioaktiven Abfall . Eine Uberprii®

fung kann auch bereits beim Ablieferer erfolgen . Sind

die Voraussetzungen für die Uoername erfüllt, nimmt

die Landessemmelsdelle den radioaktiven Abfall an.

	

2 .3 .2

	

Sind die Voraussetzungen für die Annahme nicht erfüllt,

kann die Tandessammelstelle den radioaktiven Abfall

selbst im einen der Benutzungsordnung entsprechenden

Zustand bringen oder bringen lassen . Der Ablieferer ist

über die Durcbfiug dieser Maßnahmen zu unterrichten.

Entstehen der La.ndessa elstelle hierdurch besondere

Aufwendungen, hat der Ablieferer diese der Landessam

melstela.e zu ersetzen.

	

2 .3 .3

	

Wird radioaktiver Abfall angeliefert, für dessen An-

äyaL"_e üd _le d
Y
7a31S e .C7ääiWÜe 1

	

Genehmigung besitzt,t se9 R.~e keine

teilt sie dies der zuständigen Behörde unverzüglich mit.

Diese entscheidet über Annahme und weiteren Verbleib

des Abfalls.

	

2 .3 .4

	

i it der Innahme des radioaktiven Abfalls durch die Tann

dessammelstelle hat der Ablieferungspflichtige seiner

Ablieferungspflicht genügt . Der Ablieferungspflicht ist

auch Genüge getan, wenn die Annahme des Abfalls aufgrund

einer Zulassung nach 47 Abs . 2 StrlSchV erfolgt .
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2 .3,5

	

Können die angemeldeten radioaktiven Abfälle aus

Graden, die der Ablieferer zu vertreten hat , nicht

zum vereinbarten Zeitpunk von der Landessa nelstele

le übernommen wer den, ist die Landessaelstel le be-

rechtigt, die dadurch hervorgerufenen Kosten den Ab-

liefeaer in Rechnung zu stellen.

	

2 .4

	

Kosten .;:ezelung

	 a , e e	 e , • • . • o , 	 e . . . .

	2.5

	

.1nderun	 der A::s.hebeäir.aunzen

Die Bedingungen fur die Ann ahme radioaktiver Abfal-

le in der Landessaelstelle werden den jeweils neu-

esten Stand von Wissenschaft und Technik e rigepaßt,

Dies betrifft insbesondere die ßed`ngungen für Ab--

failvorbehandlung, Transport und Verpackung .
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TECHNISCHE.x, SEDIIZGUNC::7

Radioaktive Abfälle werden von der Landessaelsteli e

angenommen, wenn sie den technischen Bedingungen nach

Ziff . 3 .1 - 3 .3 entspe eehen.

Radioaktive Abfälle, die nicht den technischen Bedin-

gungen unter Ziffer 3 .1 bis 3 .3 genügen, sowie solche d

Abfälle, die wegen ihrer Eigenschaften unter Ziffer 3 .4

auf geführt sind, dürfen In= nach besonderer Vereinba-

rung m t -der Landessammeistelle abgeliefert werden.

Radioaktive Abfälle werden auch-angenommen, wenn sie

den tech:a-sehen Bedingungen für die Ubernah-e in ein

Endlager se :edge:a.

3 . 1	Sortierumn der radioaktiven Abfälle zur Erfassun g

mnd AblieferunL°

2LaCsir'a.. . ~•~-ve Abfälle (Rohabfälle} ~.oT°emb, von Ausn~~-°-~.

men abgeeeh°n, en st ~ mach

	

®ad-$e_ . . .,4 und Konditionierung°'

	

.1'.....

	

C.:~-4'_d.o

zu endlagerfa'aigeä' Abfall (Endabfall) einer abschlieBen-

der Beseitigung zugeführt werdeno Die radioaktiven Roh-

abfälle sind deshalb bereits am der Qr4elle

weitgehend nach Sorten und Radionakliden getrennt zu

eraassen . insbesondere sind Radionuklide mit Fialbwerts-

zEiten kleiner als 100 Tage getrennt zu sammeln.

Für die getrennte Erfassung 1nd Ablieferung der radio-

aktiven Abfälle gilt die Einteilung in folgende Sorten:

Sorte 1 : Fest / nicht brennbar

Feste, schwer- oder unbre•nnbe_:e

-

	

A - paketierbare Stoffe (z .B . diinne Metallteile,

Glaswaren, Filter°, entleerte 1eßfläscbchen

und ;!e3rchrchen, schwer brennbare Kunststoffe)

-

	

B - fixierbare Stoffe (z .B . kleine massive :etall-

teile, getroclmete Verdam_ferrückstände, Kera-

mik, Bauschutt , Erde)

3 .
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Sorte 2 : Pest / brennbar

Feste, leichtbremmbare Stoffe

(z®So Papier, Zellstoff, Kol :, Te:ttilien, Kunststoffe

in trockenem oder weitsehend fliissis':°ei tsfreiem Zustand).

Sorte

	

Flüssig / nicht bremmbar

Flüssige, nicht brennbare Stoffe

- A ® konzentr_erbare Ste i fe ( :®äo Abwässer mit

weniger als 20% = es ts toffgehalt, diirr d'lUssige

Schlamme)
m B -

	

fixierbare Stoffe ( :,a3s Schlämme, Abwässer mit

mehr als 20% Fes ts toäf behalt, .rmulsiovem)

- C - tmbrermbar e organische Lösumsen

Sorte4 s Plüssis / brennbar

Flüssige, bre°~~bar? Stoffe~ ~

( z .Bo Lacke, Cle, organische Lösungsmittel, Szi ntillatorm

1Cslngen)

e A- Tritsum / Echler,rtof f 14, =/? t A?Li~rmta ::s-

?on~,entraticnem °~ ir/0 ~q /7 07 t Bq/l

( 10 ,~Ci/lfplr~Ci /1) ohne andere =~ukli da~
- Ä- :.'ritoum / : ohlenstofä 14, =it Ykti7itats°m

lrnw ..c~b-'- r re-c t ® ~~ %'i{l ~-=,n // f ~i-'m

	

,7 ' -B3n/»

( 1vuCi/rf,~

	 a

	

~ ~ -

	

~ a

	

~aasw viy .a r. a

~l bäi/l) V :sme c.~sä4ä e a.iikli:äe
d

	

~

-

	

C o besieciges Yuhlaagdmideh .( '~_Tritauv und Koh.len-

s toff 14 ist zu 7erueiden)

Sorte 5 s Paul® u.nd Ec..rfahis

i' aul- und Earä c.hig°_ S toff ein tief gefroremem Zusi .c'3nü

( zmBe biolorisc: ?s :':aterial, Seren, . Tup_°er, s~.~.'-~re--

nente)o
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3 .2

	

Zulässixe Aktivität, Ortsdosisleistunz und

Kontamination

3 .2 .1

	

Aktivität
3 .2 .1 .1 Die Gesamtaktivität im Abfallbehälter darf mit Ausnahme

von umschlossenen radioaktiven. Steffen je m~ Rohabfall

3,7 GBq (100 =Ci) betragen, hiervon dürfen bis zu 185 !Se

( 5mCi ) auf C4m Strahler entfallenoerschrei ar gen kön-

nen gemäß Ziffer 3 .4 .7 vereinbart werden ; far Abfälle mit

Tritium, Jod,Badium,Thorlum,üran, sofern es kein Kernbrenn-

stoff ist, und sonstiges spaltbares Material gelten be-

sondere Aktivitätsgrenzen - siehe Ziffer 3 .4,2

3e2®1®2 Bei umschlossenen radioaktiven Stoffen (z .B . Strahlen

quellen) dürfen die zulässigen Aktivitäten nach Ziffer

3 .2 .1 .1 überschritten werden, sofern die zulässigen

Dosisleistungswerte nach Ziffer 3®2®2 nicht überschrite

ten werden.

3 .2 .1 .3 Bei endlagerkonditionieetem Abfall richtet sich die zu®

lässige Gesamt aktivität je Abfallbehälter sowie die zu-

lässige Aktivität bzw . Menge der in 3®2 .1 .1 genannten

Nuklide je Abfallbehälter nach den Endlagerbedingingen

oder nach den 4abergangsbeding., gen für die Endlagerung

	3.2 .2

	

Ortsdosisleistung

Die 0rtsdosisleis _g darf am der Außenfläche der Ab-

fallbehälter nicht größer als 200 mrem/h, in 1 m Ab-

stand von irgendeiner Stelle der Außenfläche nicht grös-

ser als 10 mrem/h seins Gegebenfalls sind diese Werte

durch eine entsprechende innere Abschirmung zu gewähr

leisten®

	

3 .2 .3

	

Kontamination

Die durch Wischtest ermittelte äußerliche Kontamination

der Abfallbehälter darf bei der Ablieferung als Mittel-

wert über 300 cm2 Oberfläche folgende Werte nicht über

schr eiten.

Cee - Strahler : 0,37 Bc/cm2 (10-5 pci/cm2 )
ß

	

Strahler : 3,7 Bcf cn2 (10-4 fiCi/cm2 )

Die Kon;.aminationsmessung, deren Ergebnis in Begleitschein
zu vermerken ist, muß am Tag der Ablieferung erfolgen .



131

3 .3

	

Ver-oack-ten der radioaktiven Abfä? le

3 .3 .1

	

Abfallbehälter

5 .3 .1 .1 Abfallbehälter nach Anlage 3 .1 sind fier Teilpackun-
gen und als Trans portbehälter zu verwenden.

Material und Behälter nach Anlage 3 1 2 sind nur far
Teilp ackungen und m e nverDackun gen zu verwenden.

3 .3 .1 .2 Die Abfallbehälter müssen innen und außen frei von

wesentlichen mechanischen Schäden sowie Witterungs-

und worresionsschäden seine Gebrauchte Abfallbehäl-

ter dürfen mud verwendet werden, wenn sie sich in

neuwertigem Zustand befinden . Sofern die Gefaer be-
steht, daß der Inhalt korrodierend auf das Behältere

material wirkt, ist dieses mit einen wirkungsvollen

=crresionsschutz zu versehen.

3 .5 .2

	

Beschaffung der Abfallbehdlter

3 .3 .2 .1 Die Landessa=melstelle legt in AbsDrache mit dem Ab-

lieferer vorher fest, ob sie dem Ablieferer die Abfall-
behälter far die Verwahrung und den Transport seiner

Abfälle auf Anforderung und gegen Quittung zur Verf i1-

gung stellt oder ob diese vom Ablieferer selbst zu be-

schaffen sinda

3 .3 .2 .2 Die von der Landestannelstelle gestellten Abfallbehäl-

ter sind geke^n:zeichnet und bleiben Eigenuzm der Lan

dessannelstelle . Beim Ablieferer beschädigte oder in

Verlust geratene Abfallbehälter werden diesen zum vol-

len Wiederbeschaffungswert in Rechnung gestellt.

3 .3 .2 .3 Sind die Behälter, die nur als Einwegverpackung benutz

bar sind, bei der Landessannelstelle erhältlich, wer-

den sie den Ablieferer zur Selbstkosten preis(+ MST)

ver?:_.:f-J



3 .3 .3 Vernackunzsvorschriften

3 .3 .3 .1

	

In die Abfallbehälter ist vor dem Einbringen von
Abfällen ein Polyätbylensack einzulegen . Beim Ein-

bringen des Abfalls darf dieser Sack nicht beschäm
dig t werden . Nach der Füllung ist er dicht zu veä -

scrlie3en oder zu verscbwei3en.

3 .3 .3 .2 Feste Rohabfälle sind mit einer Inmenverpacknng in
einen Abfallbehälter einzubringen.

3 .3 .3 .3 Bein Einbringen des Abfalls in den Abfallbehälter

sind Vorkehrungen zu treffen, die eine Beschädigung

des Behälters bei .' Transport und Hand'nabrng durch lo-

se Bestandteile des Innalts verhindern.

3 .3 .3 .4 Radioaktive Abfälle dürfen in die Abfallbehälter nur

eingebracht werden, wenn sie unter Beracksichtigung

ihrer chemischen id physikalischen Eigenschaften in

dichten, widerstandsfähigen Verpackungen nach Anlagen

3 .1 und 3 .2 zu Teilpack?ngen . zusammengefaßt sind.

Mach ::öglichkeit ist zusätzlich mach Sorten und Radi o-

nukliden zu trennen:

3 .3 .3 .5 die in einen Abfallbehälter eingebrachten Teiipack-un-

gem dürfen sich gegenseitig nicht beschädigen . Die Um-

hiil Jung der Teilpackungen muß so beschaffen sein, daß

chemische Reaktionen zwischen Abfällen aus verschiede-

nen Teilpack gen ausgeschlossen sind.

3 .3 .3 .6 Die in einer Abfallbehälter eingebrachten Abfälle ci;.r-

fen bei normalen Bedingungen keine chemischen oder phy-

sikalischen Vorgänge auslösen, durch welche die Festig-

keit oder Dichtigkeit des Behälters oder der Trnenver--

pac1 r_g gefährdet wi rd .
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3 .3 .3 .7

	

Radioaktive Abfalle, die besondere Risiken bieten,

z .B . die Gefahr heftiger chemischer Reaktionen oder

Explosionen, sind vor der Verpackung in eine gefahr-

los handhabbare Form zu bringen.

3e3o3®3 FldSsige radioaktive Abfalle sind in unzerbrechli-

chen, dichtscb:.?ie"en;?en ;-rd dem Inhalt gegenüber bem

standigen Abf ,.l1beh`lterr. gemäS Anlage 3 .1 anzuliefern.

Nach Absprache mit der .L?.ndessammels tei le kann radi o--

aktives Abwasser gelebeme nfall s auch in :pe zialbehäl°erm

elegeliefert odex abgeholt werden.

3 .3 .3 .9 Sperrige Abfallstücke kcmmen nach vorheriger Verein®

bare• ng mit der Landessammel stelle in anderer Verpackung

abgeliefert werden . Bei der V ertaci_k:..ä von solchem ra-

dioaktiven Sperrgut ist darauf zu achten, daB die Hand-

habbarkeit mit den üblichen technischen Hilfsmitteln

der Landessammels telWe und ggf . des A bhoi dierstes ge-

währleistet ist und tientGminationem vermieden werden.

Dazu ist zumindest ein Eir.schrleiLen im ?olyKthylenfo®

li e nv t??end
r
i

y
r3 und es ist da.f'~° zu sorgen, daß die Folie

~dmchV beschädigt J79m dan ' - ^J~~.

Umscnloseene raCm ..a__t_ .-. Stoffe (c~'°a:~'~cmi .~~v-7 2:_~ C~~..l - . . -
f ers mach vorheriger Rücksprache mit der :ra:3dessa:~vl®

ste, le in einer der S tr ahlemci t entsprechenden Ver°cak-

kung (Abschirmung) abgeliefert werden, auch 	 ihre

Umhiilll=°:g undicht ist . Undicht umsch?ciesene -radioak®

za.ve Stoffe sind so zu ;rerpaCYen p da3 kein radioakti-

ver Stoff nach außen dringen kann.

en
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3 .3 .3 .11 Tierkadaver oder sonstige faul und g2.rfdhige Stof-

fe sind durch Tiefgefrieren zu konservieren . Die kcn-
servierten Kadaver oder _,adaverteile sind in Zell-

stoff oder ä ri i chen eingewickelt in undurchsichti-
ger Polyäthylenfolie luftdicht einzuschweißen und bis

zur Ablief eruug tiefgefroren zu lagern . Zur Abliefe-
rums sind die verbackten Eadaver (Verpac'ng maximal

5 1 Volumen) in einen Abfallbehälter zu verpackene

Der Transport in einer Tiefkahltrune oder einen The :-

nosbehälter ist nach Backs p rache nit der Landessamnnel-
stelle zulässige

Die Abgabe von grö?eren Tierkadavern oder Tierkadaver-

teilen ist in jeden Fall mit der Lazdessammelstelle

abzus tien®

infektiöses Material nuB nii Eak;.eriziden versetzt

werden®

3 .3 .3 .12 Enthalten radioaktive Abfalle Radionukli :e, die schon

unterhalb 1100 00 sublimieren (z®B Jod, Ruthen), so sind

diese dicht verschlossen anzuliefern,
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3 .4

	

Radioaktive.:bfälle, die znr -nahme

Ve re ti mbarunxbeaU :_en.

Radioaktive Abfalle, die den technischen Bedingnngen

unter Ziffer 3,1 bis 3 .3 nicht geo.dger, oder, abgese-
hen davon, Eigenschaften besitzen, die bei= ü.~"" a "~•'~ ~_~
oder Gei dere-^ _Cn''̀.0,. .. ~ _^=' _"--ang besonders zu beachten sind,

nur mach besonderer 7ereanDar . : T'g abgeliefert wende}p
Es sind

	

wesentlicten:

3•4p 1

	

Radioaktive Abfälle, die nicht nach S'1rtG.r ve ...,ä .o

Ziffer 3 .1

	

ge ..re .r:.t Erfa :dt sind.

3 .4 .2

	

Radioaktive Abfälle, die folgende Radionuklide er.tp
-",- a_ .. e „T,.' .
Tritiun 4 Jet, Radian, ^rcrium =d Zern:oremnstoffe _W

Sinne

	

Abs.von ^̀,1 2 r.(1) ~~ ..

3 .4 .3

	

?ad.-oahtive Abfalle, die gasförmige oder leicht sub-
limierende RaGi Onli 'r.lide enthalten oder rach,:,ilLLem ®

3 .4 .4 Selbstentzündliche oder e losive Stoffe oder Gemische,

die solche Stoffe enthalten, sowie Stoffe, die fiin sich

allein oder bei äerUh ng mit anderen Stoffen heftige

chenische Reaktionen verursachen (s .3 .3 .3 .7).

3 . 4 .5

	

Radioaktive kbfä?le, deren Beseitigung durch die zu-
ständige Eeh ;rde ge:ä3 § 47 (1) Str?ScY auf andere
Weise geregelt 1„arde.

Paul® oder gärfähige Abfälle, sofern sie uneureiche nd

oder auf eine die Weiterverarbeitung dieser Stoffe be-

eintwachtigende Weise konserviert sind, sowie seuchen-
hygienisch bedenkliche Abfälle (e .Ziffer

	

1 1)3 .3•x•

Radioaktive Abbälle, bei denen die gemäß Ziffer 3 .2 maxi-

mal zulässigen Werte von Aktivitdt,Ortsdosisleistnng

oder Kcnta:nir :ti`Jn überschritten werden (s .Z'ffe r ^ i~ • 3 ."O).i

3 .4 .6 Ra ;tioa,',.~',ti're r 'k'`älle, deren Verpackung nicht den Vor-
schriften gemä2 Ziffer 3 .3 ert5nricht (z .B . .Süerrgu 4

Filei-pack-ungen) .

besonderer

3 .4 .6

3 .4 .7
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3e5

	

~ennzeicY~~:un~ c~er Abfallbe?~älteb

und 'ì eilDackungen fardieAbiieferun

3 .5 . 1

	

Abfallbehälter fir radioaktive Abfälle müssen wie

folgt gekennzeichnet sein:

- I x Behälternummer

- 2 x Aufkleber "Radioactive" (Gefahrgut V Str,

?n 3900 ® 3902)
- 'i x Begleitscheia fii.,.r radioaktive Stoffe Aus-

fertigamg 4 {siehe Anlage 2) in K7 arsichthi.ille

Die Behälternummer ist mit der Landessammelstelle

abzustimmen und gut sichtbar am Abfallbehälter anzu-

bringens Der Begleitschein ist vom Strahlenschutzver-

antwoä tlichen oder Strah.lenschutzbeauftr agten zu

unterzeichnen .



Durch besondere Aufkleber zu kennzeichnen sind

Abfallbehälter, die

- tritiumh,ltigen Abfall,

- jodhaltigen Abfall,

- r .~
..,,.}}(~

.i~..'L'''ltigen Abfall,
- t1:8r=umhal t_gen Abfall,
- kernbre* :̀s toffhalt~ -°en• Abfall,- ~
- losumgsmltteldaltiger. Abfall

enthalten . Die Aufkleber sind Uber die Landessam-
stelle eahä:.tliche

3 .5 .3

	

Enthalten die Abfallbehälter rtii_oa :titiae Abfälle,

deren t°bß_ nah.:_e einer besonderem Vereinbarung be-

darf, ist ggf . eine zusätzliche gesonderte Auf-
sc'-ift nit der L_ndessamr.,4m_ tslle abzusnTechena

3 .5 .4

	

Jede Teilpackung ist zu kemmzeichmen:

- Warnzeichen für d onisier ende Strahlung (DIN 25400)

d Aufkleber mit folgenden Angaben:

- zugeh5rige Nummer aus dem Begleitschein

- Abfallsorte

- RadiodeiSolidp
® Aktivität in äBQ (=Cl)

Dos,isleistw:-1g an der Oberfläche (in m .?/h)
- Dat= der Messung

«- Besondere Hinweise (z .B . Giftstoffe,

seuc'nenh7gie:isch bedenkliche Abfälle usw .)
.. Name und Anschrift des Ablieferers und des

f Ur die Ablieferung zuständigen Strahlen-

schutzbeauftragten

3 .5 .2
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3 .6

	

~aydh-sbus'---de-r '3ezleituaDi.ern

3 .6 .1 Der Nachweis über die Ablieferung von radioakti-

ven Abfällen wird mit Hilfe des Antrags und der

Begleitscheine nach den Mustern der Anlage 1 und

2 durchgef€ r t® Bei der Ablieferung von radioak-

tiver. Abfällen aus dem Besitz eines Abfallerzeu-

gers ist für jede Ablief eii1'

	

ein Antrag und

für jeden Abfallbehälter ein gesonderter Satz von

Begleitscbeihenzu verwenden, der aus vier Ausfer-

tigungen besteht.

3 .6 .2

	

Von den Ausfertigungen des 3egleitsc :eines sind

® die Ausfertigung 1 (weiß) als Beleg fü"T den Ab-

lief erer

m die Ausfertigung 2 (rosa) zur Vorl a ge bei der
Aufsichtsbehörde

.m. die Ausfertigung 3 (hellblau) als Beleg fa, die
Landessammel stelle

-

	

die Au^fs°^tigung 4 (gelb) zur ?en_zeichnu~b des~

Abi sl' behrl-ers

bestirmtm

3 .6 .3

	

Der Ablieferer hat die Begleitscheine vollständig
auszufüllen.

3 .6 .4 Alle Eintragungen müssen mit dauerhafter Schrift

leserlich vorgenommen werden . Der ursvr:.inglicbe

Inhalt einer Eintragung darf nicht unleserlich

gemacht werden ; auch da fen Vers deäungen nicht

vorgenommen werden, ohne daß gleichzeitig kennt-

lich gemacht wird, ob ste bei der
Y
ursDr~.inglich~ef

Eintragung5. ..ng ode ., erst später gemacht worden sind .
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3 .6 .5

	

Bei m ahme der Abfälle durch die Landessaamel-

stelle hat diese auf den Ausfertigungen 1 ® 3

des Begleitscheines die ordnungsgemä3e Abliefe-

rung zu bestätigen . Sie übergibt des: Ablieferer

die Ausfertigungen I und 2 des Begleitscheines

Die Ausfertigung 3 verbleibt bei der Landessan®

melstelle ® Die Ausfertigung 4 wird vom Abliefe®

rer vor der Ablieferung am Abfallbehälter dauer® -

haft befestigt

	

(s . Ziffer 3,5 . 1 )

3-,606

	

Die Bemachrichtiguag der für den Ablieferer zu®

ständigen Aufsichtsbehörde d urch Toersendung der

Ausfertigung 2 des Begleitscheines obliegt dem

Ablieferere



ANLAGE 1

0 0 ® 0 0 0 0 0 0 0 e 0

	

C 0 a O 0 O 0 0 0 0 , den 0 m G C

(Anschrift des Ablieferer)

An die

Lan:essannelstelle

ASTrEID7I1C /ANI'??.AG DER ABLIEFERUNG RADIOAKTIV= ABRKLLE

Bezug : Schreiben/Anruf/Absprache vom a 0 a a a 0 e 0 o a

Anlagen : a 0 a® a a Q a a a® a a(Begleitscheinsätze)

Der Unterzeichner meldet(beantragt)die Ablieferung der in dem Be-

gleitschein näher beschriebenen radioaktiven Abfälle ana Die Beför-

derung wird selbst vorgenommen/die Abholung durch die Landessa .. el®

ste?le wird gegen Kostenerstattung beantragtes

Als Anlagen werden die ausgefüllten Begleitscheine, Ausfertigung

1-3 der einzelnen Abfallbehälter für radioaktive Abfälle fiber ge-

ben/Ubersandt® Es handelt sich dabei um folgende Abfallbeh'lter:

Y orge$chlagener Abgabe terffiä nö ® ® o o a ® e a o a o a m a m

0

	

0

	

a

	

0

	

0

	

a

	

0

	

0

	

0

	

0

	

0

	

b

	

0

	

a

(Unterschrift)

Ablieferungstermin : a ä c i _ e 0 0 a 0 0 0 0 0 0 0 0

ALlieferu6bgs°Ni 0

	

: 0 a a 0 0 0 0 0 a 0 0 0 0 0 0 0 a
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Anschrift der La:dessatnelstelle:

Anschrift des Ablleferers :	

(Betrieb bzw . Institut)

Fir die ordzLnr,sgezräSe '+erpackizng verantwortlich :

	

	

( Nate, StrlSoh .-$eauftraster)

3 e g 1 e i t s c h e i n zur Anteld ng r
(nur

	

einen Behälter)
„•.- Abfall-Behälter Nr	

<...t des Abfallbehälters
..)

Bei L . .. ._riagen on weiteren Teilpackungen bitte geecdertes Blatt benutzen.

Zoz_atnatioa an der Oberfl.sche (EFT: . 3 .2 .3)	 Be,,/cz 2 (p :'i/cn2)

. .,,__leistur.z ar der Au2eawand des Behälters	 nrez,/h : Datum

Dosisleistt:hg in 1 z Abstand on Be'a .ter	 nren/h: Datum:

2ezceiczr.•h_ ge 3 Lap . 3 .5

N ahe und Ahschri`t des 2eicr__rers : Y°	

Te ...:z_hchen des :abrzeugs :	

Cr:

	

^ / 26 t'.:C)

(Sterrel und =ntersch_'ft des Atlieferers)

e)

	

_et crpepier,Textilien Tierkadaver, besondere Chen alien, Glesbruch,radioe tine Ldsungen

¢a) za_ .. Len	 :ngsor d=ug „_ .'age

eee) _

	

'2e_ut_ungsordnuzg

	

5 .2

_..e,

	

spätestens bei ratcpcrtoegian einzutrssen

;ir

	

__

	

Scrte
pac :rha.s.	derän

I tap . 3 .

Beter -en
zur I :.:a: . °)
besondere
Hinweise
(zap . 3 .' b )

C-ewicht

	

i 5_ t der Teil-
(4' )

	

1rac ::...R Q .a)
RadicaLtir'ta
(--	 )_

'W L_)
y

e
._
--

Radio-
hui:'--1de

f

2ac:__ __ :'_e .~ rod'_ea't. :ive ..bf„_le-
Der Beh€lter wurde äber^-c n en:

an	

in	

(Stempel und :Unterschrift der Sannelstelle)



A P A E L B 1. H . R )i L T E R

1:urz1)o : ; ._hreibung

	

NuLzung :;vc)lumen/Gt:wichL
(1 /k g)

Rr3.11re .iir.nfaß niiL Winkel-

	

200/500'
r i nc)dec.ke l oder I'lanschen--

dc:c:kcl

	

a)

Rollsickes ► faf3 mit einfach ver-- 200/500
sc:hr,zulitern Ring- od . Flanschendeckel +)

Blechtrommel 4. )

	

200/100

1; au Le :, (lasche

	

50/60

Kautexflasche

	

10/15

Ede .l.stahlbehil.Ler

	

50/60
lallt Schrau ►uverschluß

I .f d . Kenn,'.c i chr. r ►
Nr .

	

('t`y1))

1

	

1tL ;- 2c )0

2

	

RS - 2 0J

3

	

3t'I'-200

4

	

PE-14

5

	

:E-11-50

G

	

BE-K-10

7

	

:'-1'1::-20

8

	

i :1'-`-O

9

	

1 ;F--10

10

	

VA.-äf

I ' . 1)61 - 11C.'h5lter

	

i-)

1'E:-Behii i Ler mit
Scl)raui)ver sch lu ß

?'t'.-lrani.stier

Flasche(Glas)in

1'1:-ISe1 ► ä.iter

14/20

50/60

10/15

20/30

Sorte : 1 ,2

Ausnahmen möglich

Sorte : 1

Sorte : 1 -- Glasbruch

Sorte : 1 - Glasbruch

SorLe : 3

Sorte : 3

Sorte : 4

Sorte : 3

SorLe : 3

Sorte : 4

Regelverpackung
f.ii ► ' Sorte

kann von der Lz!ndessammc1stclle einschl . PE-Sack geliefert w.cr.3en
)4

►



PE -Sack

PE-Folie

PE-Beutel

i:ar ca:iervrc-me1

Blechdose

Pa;:-Karton

Material und BehItG
`_

fü
.
.r Teilpackungen unda~

	

Innenverpackungen

5

2
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1

Die

Zentralstelle für Sicherheitstechnik
- Landessammelstelle für radioaktive
Abfälle -
Stetternicher Forst
5170 Jülich
Telefon : (0 24 61) 44 49

betreibt die Landessammelstelle für die Zwischen-
lagerung von radioaktiven Abfällen.

1 .1 Die Landessammelstelle übernimmt im Land
Nordrhein-Westfalen entstandene radioaktive Ab-
fälie. die Ablieferungspflichtige nach § 47 Abs . 1 der
Strahlenschutzverordnung - StrlSchV vom 13.
Oktober 1976 (BGBI . I S . 2905) . zuletzt geändert
durch Verordnung vom 22 . Mai 1981 (BGBl . I S . 445),
an sie abzuliefern haben.

12 Die Landessammelstelle übernimmt weiter im
Land Nordrhein-Westfalen entstandene radioakti-
ve Abfälle, deren Ablieferung an sie die zuständige
Behörde nach § 47 Abs . 2 StrlSchV zugelassen hat.

1 .3 Wer nach § 9a Abs . 2 des Atomgesetzes - AtG - in
der Fassung der Bekanntmachung vom 15 . Juli 1985
(BGBl . 1 S . 1585), geändert durch Gesetz vom 18 . Fe-
bruar 1986 (BGBI . 1 S . 265), und § 47 Abs . 1 StrlSchV
zur Ablieferung radioaktiver Abfälle verpflichtet ist
oder wem die Ablieferung nach § 47 Abs . 2 StrtSchV
gestattet ist . hat bei der Übergabe der radioaktiven
Abfälle an die Landessammelstelle das Eigentum
an diesen Abfällen einschließlich der Verpackung
und ggf . der Abschirmung dem Land Nordrhein-
Westfalen zu übertragen, sofern nicht etwas ande-
res vereinbart wird . und die folgenden Bestimmun-
gen der Benutzungsordnung zu beachten.

2

	

Allgemeine Bedingungen

2 .1

	

Anmeldung

2 .1 .1 Die Ablieferung von radioaktiven Abfällen ist vom
Ablieferer bei der Landessammeiste€ie schriftlich

Artlage i durch Formular nach dem Muster der Anlage I -
Begleitliste - anzumelden. Die Begleitliste muß der
Landessammelstelle mindestens zwei Wochen vor
dem gewünschten Abholtermin vorliegen.

S. c %e'

Die in 2 .1 .1 genannte Begleitliste dient der Landes-
sammelstelle zur Prüfung der Voraussetzungen für
die Annahme der radioaktiven Abfälle . En tspre-
chen die Abfälle der Benutzungsordnung, teilt die
Landessammelstelle dem Ablieferer den Abholter-
min sowie Einzelheiten der Abgabe mit

2 .1 .3 Ist die Begleitliste unvollständig oder sind die Vor-
aussetzungen für die Annahme der radioaktiven
Abfälle nicht erfüllt, fordert die Landessammelstel-
le unter Fristsetzung den Ablieferer auf, die Unter-
lagen zu ergänzen oder die radioaktiven Abfälle in
einen dieser Benutzungsordnung entsprechenden
Zustand zu bringen . Kommt der Ablieferer dem
nicht nach, teilt die Landessammelstelle dies der
für . den Ablieferer zuständigen Aufsichtsbehörde

nen Ge
Anlage 2 anzubringe
auf der Vordersei
gefüllt

lieh sind an den zur Abholung bereitgeh
Leitzettel nach de

	

er der
g en Abfallbehälter

elic '

	

lesbar aus-
u

	

trah€enschutzbeauftrag e
en sein müssen.

mit, die den Sachverhalt prüft und ggf. Anordnun-
gen und Zwangsmaßnahmen trifft.

Anlieferung der radioaktiven Abfälle

Allgemeines

Für den Transport der radioaktiven Abfälle zur
Landessammelstelle steht der kostenpflichtige Ab-
holdienst der Landessammelstelle zur Verfügung.

Beförderung durch den Abholdienst

Um eine reibungslose Übernahme der Abfälle si-
cherzustellen, hat der Ablieferer der Landessam-
rnelstelle die genaue Anfahrtstelle und einen An-
sprechpartner zu benennen.

Der innerbetriebliche Transport der Abfälle bis
zum LKW obliegt dem Ablieferer.

2 .2 .2 .2 Entsprechen die bereitgestellten radioaktiven Ab-
fälle nicht den Vorschriften der Gefahrgutverord-
nung Straße - GGVS - vom 22 . Juli 1985 (BGBl. 1 S.
I550) und der Straßen-Gefahrgutausnahmeverord-
nung vom 25 . September 1985 {BGBl . I S . 1925), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 30 . Septem-
ber 1986 (BGBl . 1 S . 1812), so hat der Abholdienst
die Übernahme dieser Abfälle abzulehnen . Num-
mer 2 .1 .3 gilt entsprechend.

2.2 .3 Beförderung durch den Ablieferer

22.3 .1 Sofern der Ablieferer die radioaktiven Abfälle
selbst zur Landessammelstelle befördert, muß die
erforderliche Beförderungsgenehmigung nach § 4
AtG oder § 6 StrlSchV vorliegen.

2.2 .4 Beförderung durch Dritte
22 .4 .1 Eine Anlieferung von radioaktiven Abfällen durch

Dritte ist nur in Sonderfällen zulässig, wenn weder
der Abholdienst noch der Ablieferer über die er-
forderlichen Transportmittel verfügen . Die Anliefe-
rung durch Dritte bedarf der vorherigen Zustim-
mung der Landessammelstelle.

2 .3

	

Annahme der radioaktiven Abfälle

2 .3 .1 Ob die abgelieferten Abfälle den Bestimmungen
dieser Benutzungsordnung entsprechen, wird spä-
testens bei der Verarbeitung der Abfälle in einen
endlagerungsfähigen Zustand überprüft.

2 .3 .2 Wird festgestellt, daß sie nicht dieser Benutzungs-
ordnung entsprechen, so fordert die Landessam-
meistelle den Ablieferer unter Fristsetzung auf, den
radioaktiven Abfall selbst in einen der Benutzungs-
ordnung entsprechenden Zustand zu bringen oder
sein Einverständnis zu erklären, daß dies durch die
Landessammelstelle auf seine Kosten erfolgt, so-
fern dies der Landessammelstelle möglich ist.
Kommt der Ablieferer dieser Aufforderung nicht
nach, gilt die Nr . 2 .1 .3 entsprechend.

22 .3 Können die angemeldeten radioaktiven Abfälle aus
Gründen, die der Ablieferer zu vertreten hat, nicht
zum vereinbarten Zeitpunkt von der Landessam-
melstelle übernommen werden, ist die Landessam-
melstelle berechtigt, die dadurch entstandenen Ko-
sten dem Ablieferer in Rechnung zu stellen.

2 .4

	

Kostenregelung
Transport, Übernahrfte, Verarbeitung und Beseiti-
gung der radioaktiven Abfälle sind kostenpflichtig.
Die Kosten werden gemäß § 21a Abs. 1 AtG von
dem Ablieferungspflichtigen erhoben . Die Höhe ist
aus der Kostenordnung (Anlage 3) ersichtlich.

2 .5

	

Schadensersatz

Für Schäden, die dadurch entstehen, daß der Ablie-
ferer die Bestimmungen dieser Benutzungsord -
nung oder getroffene Vereinbarungen nicht einhält
haftet er nach den gesetzlichen Bestimmungen:

3

	

Technische Bedingungen

Radioaktive Abfälle werden von der Landessam-

2.2

Benutzungsordnung 2 .2 .1
der Landessammelstelle für radioaktive Abfiille

des Landes Nordrhein-Westfalen

Bek . d . Ministers für Arbeit, Gesundheit und Soziales
v. 5. 1 . 1987-IllA6-8957 2.22

22 .2.1Rechtliche Grundlagen

;iaiddige 3
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melstelle angenommen, wenn sie folgenden techni- 32 .3
sehen Bedingungen entsprechen.

3 .1

		

Sortierung der radioaktiven Abfälle zur Erfassung
und Ablieferung

Die radioaktiven Rohabfälle sind vom Ablieferer
nach Sorten und Radionukliden getrennt zu erfas-
sen und entsprechend sortiert abzuliefern. Insbe-
sondere sind Radionuklide mit Hslbwertze:_ten
kleiner als 100 Tage getrennt zu halten ; jodhaltige
Abfälle sind zu separieren . Krankenhausspezifi-
sche Abfälle sind ausreichend mit Desinfektions-
mitteln zu versehen . Faul- und gärfähiges Material
muß tiefgefroren sein.

32

	

Abfallsorten

Sorte 1 : Fest/nicht brennbar
Feste unbrennbare Abfälle, eingedickte stichfeste
Schlamme, Metalle, Keramik, Glaswaren, Bau-
schutt, Erde, nicht brennbares Filtermaterial°).

Sorte Festbrennbar

Feste, leicht brennbare Abfälle, wie Papier . Zell-
stoff, Holz, Textilien, Kunststoffe°) und ähnliches in
trockenem Zustand.

Sorte 3 : Sonderabfälle

Vgl . Nr . 3.4

Sorte 4 : Flüssig/nicht brennbar

a) Flüssige nicht brennbare Abfälle, wie Abwässer,
dünnflüssige Schlämme,

b) Emulsionen, organische Flüssigkeiten, wie chlo-
rierte Kohlenwasserstoffe und ähnliches.

Sorte 5 : Flüssig/brennbar

Flüssige brennbare Abfälle, wie Kohlenwasserstof-
fe, organische Lösemitteln, Lacke, Ole und ähnli-
ches.

Sorte 6 : Faul- und gärfähig

Faul- und gärfähige Stoffe, wie Kadaver, Exkre-
mente, biologisches Material und ähnliches in tief-
gefrorenem Zustand.

Sorte 7 : Gefüllte Szintillationsfiäschchen aus Poly-
äthylen (PE).

3 3

		

Zulässige Aktivität, Ortsdosisleistungen und Kon-
tamination

3 .3 .1 Aktivität

Die Gesamtaktivität im Abfallbehälter darf . mit
Ausnahme von umschlossenen radioaktiven Stof -
fen, niche mehr als 3 .7 GBq (100 mCi) betragen;
hie .-von dürfen bis zu 165 MBq (5 mCi) auf Alpha-
Strahler (ausgenommen Kernbrennstoffe vgl.
Sonderabfälle -) entfallen.

Abweichend hiervon gelten folgende besondere Ak-
tivitätsgrenzen:
Tritium

	

3,7 • 10° Bq (10 mCi} pro Behälter
Jod

	

3,7 • 10' Bq (10 mCi) pro Behälter.

Oberschreitungen können gemäß Nr. 3 .4 vereinbart
werden.

Bei umschlossenen radioaktiven Stoffen, z_ B.
Strahlenquellen, dürfen die zulässigen Aktivitäten
nach Nr. 3 .3 .1 überschritten werden, sofern die zu-
lässigen Dosisleistungswerte nach Nr . 3 .32 nicht
überschritten sind.

322 Ortsdosisleistung

Die Ortsdosisleistungen dürfen an der Außenfläche
der Abfallbehälter nicht größer als 2 mSv/h
(200 mrem/h), in 1 m Abstand vor irgendeiner Stelle
der Außenfläche nicht größer als 100 µSo/h (10
rarem/h) sein. Ggf . sind diese Werte durch eine ent-
sprechende innere Abschirmung zu gewährleisten.

PVC -haHege Kunststaffe ste d au Sane t au rechnen. da en eiegen lama
Chiorqehaf6tta aide seribrannt evens' seLen

Kontaminationen

Die durch Wischtest ermittelte äußerliche Konta-
mination der Abfallbehälter darf bei der Abliefe-
rung als Mittelwert über 300 cm' Oberfläche fol-
gende Werte nicht überschreiten:

Alpha-Strahler : 0,37 Bglcm ' (10-' iCi/cm')
Beta- und Gamma-Strahler : 3,7 Bq/cm'
(10 -' .iCi lcm' ).
Die Kontaminationsmessung, deren Ergebnis im
Begleitschein zu vermerken ist, muß am Tag der
Ablieferung erfolgen.

Radioaktive Abfälle, die einer besonderen Behand-
lung bedürfen (Sonderabfälle)

Die Obernahme von Sonderabfällen durch die Len-
dessammelstelle bedarf wegen der wesentlich auf-
wendigeren Behandlung dieser Abfälle einer be-
sonderen Absprache zwischen dem Ablieferer und
der Landessammelstelle . Hierbei wird die Landes-
sammelstelle dem Ablieferer auf Anfrage eine
Kostenabschätzung mitteilen.

Sonderabfälle sind:

Radioaktive Abfälle, die nicht nach Nukliden bzw.
Sorten gemäß Nrn . 3 .1 und 32 getrennt erfaßt sind.

Radioaktive Abfälle, die folgende Radionuklide ent-
halten : Tritium, Radium, Thorium und Kernbrenn-
stoffe im Sinne von § 2 Abs . 1 MG.

Radioaktive Abfälle, die gasförmig oder leicht sub-
limierende Radionuklide enthalten oder nachbil-
den.

Radioaktive Abfälle, deren Beseitigung durch die
zuständige Behörde gemäß § 47 Abs . 1 StrlSchV auf
andere Weise geregelt wurde.

Radioaktive Abfälle, bei denen die gemäß Nr . 3 .3
maximal zulässigen Werte von Aktivität, Ortsdosis-
leistung oder Kontamination überschritten werden.

Radioaktive Abfälle, deren Verpackung nicht den
Vorschriften gemäß Nr. 3 .6 entspricht (z. B . Sperr-
gut, Kleinpackungen).

Radioaktive Abfälle, die vom Ablieferer durch Ver-
pressen, Verfestigen usw . vorbehandelt wurden
oder in einer anderen Form bearbei tet bzw. kondi-
tioniert sind.

Selbstentzündliche oder explosive Stoffe oder Ge-
mische, die solche Stoffe enthalten, sowie Stoffe.
die für c„ allein oder bei Berührung mit anderen
Stoffen heftige chemische Reaktionen verursachen.

Faul- oder gärfähige Abfälle, sofern sie unzurei-
chend oder auf eine die Weiterverarbeitung dieser
Stolle beeinträchtigende Weise konserviert sind so-
wie seuchenhygienisch bedenkliche Abfälle.

Verpackung der radioaktiven Abfälle

Die unter 32 und 3 .3 genannten radioaktiven Abfäl-
le werden nur übernommen, wenn sie gemäß den
Bestimmungen dieser Benutzungsordnung sortiert
und nach Radionukliden getrennt in den zugelasse-
nen Abfall-Sammelbehältertypen (Anlage 4) ver- Anlagea
packt sind.

Beschaffung der Abfa l-Sarnmelbehäiter

Die Abfall-Sammelbehälter werden von der Lan-
dessammelstelle gestellt. Sie sind gekennzeichnet
und bleiben Eigentum des Landes Nordrhein-West-
falen . Beim Ablieferer beschädigte oder in Verlust
geratene Abfallbehälter werden diesem zum vollen
Wiederbeschaffungswert in Rechnung gestellt Die
Abholung der Abfallbehälter erfolgt spätestens
nach 12 Monaten, unabhängig vom Befüllungs-
stand.

Verpackungsvorschriften

In die Abfallbehälter ist vor dem Einbringen von
Abfällen grundsätzlich ein Polyäthylensack eineu-

3 .4

3 .4 .1

3 .42

3 .4 .3

3 .4.4

3 .4.5

3.4 .6

3 .4 .7

3.4 .6

3 .4 .9

3 .5

3-5 .1

3 .5.2

3 .6

3 .6 .1
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legen . Beim Einbringen des Abfalls darf dieser
Sack nicht beschädigt werden. Nach der Füllung ist
er dicht zu verschließen oder zu verschweißen.

Durch fehlerhafte Verpackung hervorgerufene Be-
schädigungen an der Beschichtung der Abfallbe-
hältnisse. sowie zusätzliche notwendige Dekonta-
minationsarbeiten an den Behältnissen werden
dem Verursacher in Rechnung gestellt.

3 .6 .2 Feste Rohabfälle sind mit einer Innenverpackung
in einen Abfallbehälter einzubringen.

3 .6 .3 Beim Einbringen des Abfalls in den Abfallbehälter
sind Vorkehrungen zu treffen, die eine Beschädi-
gung des Behälters bei Transport und Handhabung
durch lese Bestandteile des Inhalts verhindern.

3 .6 .9 Radioaktive Abfälle dürfen in die Großbehälter und
in die Pappbehälter nur eingebracht werden, wenn
sie unter Berucksichtigung ihrer chemischen und
physikalischen Eigenschaften in dichten, wider-
standsfähigen Verpackungen, wie Polväthylenbeu-
teln . Polvathylenflaschen oder Metalldosen, ge-
trennt nach Sorten und Radionukliden zu Teilpak-
kungen zusammengefaßt sind.

3 .6 .5 Die in einen Abfallbehälter eingebrachten Teilpak-
kungen durfen sich gegenseitig nicht beschädigen.
Die Umhüllung der Teilpackungen muß so beschaf-
fen sein, dafl chemische Reaktionen zwischen Ab-
fallen aus verschiedenen Teilpackungen ausge-
schlossen bind.

3 .6 .6 Die in einen Abfallbehälter eingebrachten Abfälle
dürfen bei normalen Bedingungen keine chemi-
schen oder physikalischen Vorgänge auslösen,
durch welche die Festigkeit oder Dichtigkeit des
Behälters oder der Innenverpackung gefährdet
wird.

3 .6 .7 Radioaktive Abfälle, die besondere Risiken bieten,
z . B. die Gefahr heftiger chemischer Reaktionen,
oder Explosionen, sind vor der Verpackung in eine
gefahrlos handhabbare Form zu bringen.

3 .6 .8 Flüssige radioaktive Abfälle sind in unzerbrechli-
chen, dicht schließenden und dem Inhalt gegenüber
beständigen Abfallbehältern gemäß Anlage 4 anzu-
liefern . Nach Absprache mit der Landessammel-
stelle kann radioaktives Abwasser ggf. auch in Spe-
zialbehältern angeliefert oder abgeholt werden.

Beim Befüllen der Abfallbehältnisse für flüssige ra-
dioaktive Abfälle {Kanister und Flaschen) ist dar-
auf zu achten, daß in den Behältnissen ein aus-
reichendes Ausdehnungsvolumen verbleibt und sie
dicht verschlossen werden.

Durch unsachgemäßes Befüllen hervorgerufene
Mehrkosten werden dem Verursacher in Rechnung
gestellt.

3 6 .9 Sperrige Abfallstücke können nach vorheriger Ver-
einbarung mit der Landessammelstelle in anderer

Verpackung abgeliefert werden. Bei der Verpak-
kung von solchem radioaktivem Sperrgut ist darauf
zu achten, daß die Handhabbarkeit mit den übli-
chen technischen Hilfsmitteln der Landessammel-
stelle (ggf . des Abholdienstes) gewährleistet ist urfd
Kontaminationen vermieden werden . Dazu ist zu-
mindest ein Einschweißen in Polyäthylenfolie not-
wendig, und es ist dafür zu sorgen, daß die Folie
nicht beschädigt werden kann.

3 .6 .10 Umschlossene radioaktive Stoffe (Strahlenquellen)
dürfen nach vorheriger Rücksprache mit der Lan-
dessammelstelle in einer der Strahlenart entspre-
chenden Verpackung (Abschirmung) abgeliefert
werden. auch wenn ihre Umhüllung undicht ist.
Diese Stoffe sind so zu verpacken . daß kein radio-
aktiver Stoff nach außen dringen kann.

3 .6 .11 Tierkadaver oder sonstige faul- und gärfähige Stof-
fe sind durch Tiefgefrieren zu konservieren . Die
konservierten Kadaver oder Kadaverteile sind in
Zellstoff oder ähnlichem eingewickelt in undurch-
sichtiger Polyäthylenfolie luftdicht einzuschweißen
und bis zur Ablieferung tiefgefroren zu lagern . Zur
Ablieferung sind die verpackten Kadaver (maximal
30 kg) in einen Abfallbehälter zu verpacken . Der
Transport in einer Tiefkühltruhe oder einem Ther-
mosbehäiter ist nach Rücksprache mit der Landes-
sammelstelle zulässig . Die Abgabe von größeren
Tierkadavern oder Tierkadaverteilen ist in jedem
Fall mit der Landessammelstelle abzustimmen.
Biologisches und infektiöses Material muß mit
Bakteriziden versetzt werden.

3 .7

	

Kennzeichnung der Abfallbehälter und Teilpackun-
gen für die Ablieferung

3 .7 .1 Abfallbehälter für radioaktive Abfälle müssen wie
folgt gekennzeichnet sein:

- Behälternummer (ausgenommen 15 I Pappbehäl-
ter)

- Aufkleber „Radioacitve"
(GGVS . Rn 3900-3902)

- Begleitzettel für radioaktive Abfälle
(siehe Anlage' in Klarsichthülle

3 .7 .2 Enthalten die Abfallbehälter radioaktive Abfälle im
Sinne von Nr. 3 .4 . ist eine zusätzliche gesonderte
Aufschrift mit der Landessammelstelle abzuspre-
chen.

3 .7 .3 Jede Teilpackung ist zu kennzeichnen:

- Warnzeichen für ionisierende Strahlung
(DIN 25400),

- Be g leitzettel für radioaktive Abfälle (siehe Anla-
ge- in Klarsichthülle.

4 Diese Benutzungsordnung ist ab dem Tag der Ver-
öffentlichung anzuwenden . Gleichzeitig wird meine
Bek . v . 19. B . 1982 (SMBI. NW . 8053) aufgehoben.
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Durch die 3 . Verordnung zur nderung der Gefahr gutverordnung Straße haben sich
insbesondere die Bestir angen geändert, die den Transport der radioaktiven Stoffe
auf der Straße regeln . Dies betrifft =tit auch Ihre radioaktiven Abfälle, die
Sie an the an the Iessarrlstelle abgehen.

Aus v. g. Grund wird met beginn des neuen Jahres, also ab 02 .01 .1991 ein neues
Versandpapier eingeführt, Aches als Beförderungspapier und als Begleitzettel
in eine, gemeinsam die bisherige Begleitliste (DIN A4), als auch den Begleitzettel
(DIN A6) ersetzt und gesondert für jedes einzelne Versandstück auszufüllen ist.
Das neue Formular ist in fünffacher Ausfertigung und dient gleichzeitig der
Kennzeichnung der jeweiligen Verpackung . Mierzu ist das Deckblatt von den überingen
Ausfertigungen (in PE-Tasche) an Ve

	

irk zit Klebeband anzubringen.
Die restlichen vier Ausfertigungen Bind an die wes

	

lstelle weiterzuleiten.
Sie werden hier auf die Voll

	

gkeit der Angaben geprüft und danach ale
S fbrder gspapier file den Transport verendet.
Bei fehlenden Angaben warden wir Ihren die jeweiligen Unterlagen zwecks Ergänzung
zu kge n, ggfls. die betreffenden Verpackungen bzw . Behälter von dem Transport
ausschließen.
t iter werden in der Verordnung neue Bestimmungen über Anforderungen an die
Ve

	

ficke = Abfallb lter aufgeführt.. Für die Auswahl der geeigneten
Verpackungen sind danach u.a . non der Axt des Abfalles die !idle der Aktivität
und die der maximalen Bosieleista von besonderer Bedeutung . Die Ihnen von uns
zur VVerftgung gestellten Abfallfilter genügen diesen Anforderungen.
Allerdings entzieht sich ihr sachgerechter Einsatz unserem Einfluß, da nur sie
als Abfallerzeuger die erforderlichen Kenntnisse über Ihre Abfälle haken . Beachten
Sie daher anheed der Abfallkriterien die richtige At ahl.
So wird aufgrund Ihrer Angaben der C fah

	

r~ k,e~~~'asa~fT	 ~g.~.,ad~.Iran.vp ..,b .szbers. und z
Landessammelstelle Jülich ausgeführt.

Insofern nbchten wir Sie auch auf die Ihnen als Ablieferer nach dieser Verordnung
vorgeschriebenen Amfgahen und Pflichten hinweisen, z l bei unsachgemäßen oder
fehlerhaften Angaben auch) geldverfahren gegen Sie unmittelbar eingeleitet
werden kör.
IL übrigen bitten wir Sie, die Abfallfilter gemäß S 35 der Strahlenutzveror =d®
nung mit der Strahlenwarnzeichen zu kennzeichnen . Sofern dies nicht durch® bzw.
ausgeführt ist, niesen wir die Kennzeichnung vor Tr

	

inn gegen Berechnung
von

	

3,°® je Ve

	

ibk vornehmen.

Mit freundlichan Grüßen

Ihre

	

lstel 1 e

Jülich, den 05 .12 .1990



1. Deckblatt auf DIN AS falten und mit Kunstatot sct an°deaf BehNlter anbringen.
2. Restliche Ausfertigungen (4 Blatt) zurück an die Landlcsammelstelle.

ZENTRALSTELLE FUR SICHERHEITSTECHNIK
Strahlenschutz und Kemtechnik der Gewerbeaufsicht

des Landes Nordrhein-Westfalen
Stetternicher Forst - 5170 Jülich Telefon {02461) 4449 - 7elelax (02461) 56708
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Die Vbrsehriften des Un£allrnerkblanes sine etnzuhahen . Besondere MaBnahmen
»n Sinne de °n 3681 . Anhang A6 der GGVS sind Oaruber hinaus nlet' ertOrdefICh
r4termR word best31151 . daß der Inhalt der Sendung nach den gütigen VorscnnIten
ordnen9s9em26 beSelChnel . nchllg vo r oacki . bawler! und gekennzeichnet 1st . De
B2seilatlenhett des Gutes und Str Verbackyng entsprechen den Vorschriften der
GGVSIADR

1 . Deckblatt an Abfal€b€aMttdr

II Name tr. Adresse des
Empfängers:

Zentralstelle 11är Sicherheitstechnik
- LeridessaPr meisteile Pirr radioarm Abl~lle -

Bestimmungsort:

Stetternicher Forst
5174 Mich

und

egieltzettel
I . Name u . Adresse des Absenders/Abl€eterers:

Auftrags-Nr . :

Versandort :
Anschrift:

ArbeitsstaYten-Nr. :

III . Name u- Adresse des
Beförderers :

~..;

	

sae I.r- .
me II.

R+ERSANDYOF3SCP4R€FiERl :Rstlioakt£va Stone UNO-Klasse 7

2912 Raelbakslver Slop mn, gennget See=rtlSCtser
Akln+ta' ILSA-III . nag- . 7 Blag 6 ADRI'

	81at18

	

.2913 Rabaaknver Stoff obentacn@nkontamim?rtat
Gegenssanc ISCO. li 7. Bien 6 +ADR1-
2913 Rasoa+rnver Stott acte riiatrenkorstaminenv
Gegenstano ISCO-III . 7. Biel 8 IADRI'
297e FlaoloaMiYer Stop n rta5onaer er Farm.
n a g in Typ. A-Versantl5luck . 7 Blatt 9. IADRI'
2982 Raodakllvar Stoff n a g in
Typ-4-Ve'Sdntl5luck . 7. Ben 9 tADR)'
,2974 Raoloaklrvar Stall in basonaerer Forw: n a 9
m 'TypB tUl-Ve•sanostuck. 7 . Blan t0 .4ADR1'

	

Ode,

	

.2982 Raaoaxtrver Stoa n a g in
Typ-B (UI-versanosluck . 7 . Bran 10 IADR1'

	

Verpsckung

	

radioakliver Stoll In noon-over Form
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~' {a aiennzelenen	

	

~ Typ B

	

q neat
® iR 1 O IP 2

	

tP 3 0 Karton

	

Kiste ® Trommel

2910 Ratl :oak rver SSCn ire 0a51eEAes V@rsana5luck.
begrenne Stowmenga_ 7, Sat 1 IADR"

E Blatt d

	

2910 Raaioaknrve r Sto'~ trelgestelttes Vetsanostlxk
f1

	

wive Verpacnungen . 7. Blair e . (ADR . -
~ Btan 6

rI Biel

i
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.__ 4 nbssag I nacht brennte
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- 4 Russig / nicht are.enbar
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waS6ers1dPP2

• 5 Russig / brennbar

- .: 6 Faul- Lind gariahtg

▪ 7 Gehlilie Szrntilalions-
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Bemerkmng`ün 11 :	

RlCflilg ;sett der Angaben besteigt Unt2rscnrtfl Slrani@ndChulzVeranTeortileher /
S'tranlenschtnzbeauhrsgter

Die Benutzungsordnung der Landessammelstelie ist uns be-
kannt. Die Kostenordnung (Anlage 3 zur Benutzungsordnung)
wird anerkannt

den

Der Behalter wurde übernommen am:
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Amino3

F{ostenordnuseg

Für Übernahme, Verarbeitung und Beseitigung von radioaktiven Abfällen werden talgende Entgelte erhoben :

1037

Pair in DM

kurzlebige Nukl de

	

langlebige Nu.L lide

Großbehälter

Kunstseolfbehalt .er

Kleinbehalter

Gefüllte Szintillaterfliischchen aus PE

HWZ < 100 Tage

	

$

	

> 1C0

spezifische Aktivität <
7 30Kunststoffbehalter 10'-fache der FG/g')

234

spezifische Aktivität >
10 4 -fache der FG/g°)

500

Sonderabfälle

Die Selbstkosten für Sonderabfälle
werden im jeweiligen Eänaelte11 gesondert kalkulierd.
Preis au! Anfrage.

	 ....--i	

	

i	

Für nicht ordnungsgemäß angelieferte radioaktive Abfalle werden Aufpreise in Höhe der Selbstkosten der L ie

	

-
melstelle erhoben.

Fur den Abholdienst wird als Vergütung eine Kilometerpauschale von 5,45 DM/km berechnet Bei Abhotfahrien für
mehrere Ablieferer (Sammelfahrten) wird die Vergutung anteilig nach Entfernung und Transportvolw at br nst.

Verlangt ein Ablieferer das Abholen seiner Abfalle so kurzfristig, daß eine Sanarnellahrt nicht organisiere werden kann-
hat er den gesamten Beförderungsaufwand zu zahlen.

') Perigranas pro Gramm
(Frelereasesi na i Aalsee IV, Tetelle IV I, Seals! 4 der SLISrJV)

Verpackung in Absprache
mit der Laandessammelstelle
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Stzahlenaehutzt Ablidarzing radioaktiver Millie an die
Land

	

etdla in St

	

rg

Belt- d . MS v . 1 . 9 . 1981 ® 305 ®408 .193

Bexm,V
RdErl . vom 18 . 8 . 1981 (Nds. MBI . Si 743)

GOI L 91 .39

Der Bezua_sarlaB wird wie folgt berichtigt:

1 . lm Anhang Nr. 2 .1 Abschnitt . .Kategorie B°' Abs . 3 erhält
a) Zeile 2 folgende Fassung:

„nicht größer als 0.5 mSv :h (50 'amlh) oder in 1 m
Ab-";

b) Zeile 4 folgende Fassung:
, .0 .01 mSv h (1 mrernh) seine'

2 . In Anlage 1 wird nach Spalte . .Kategorie {A . B . C)" die
Spalte „Gesamtgewicht Ikg)" eingefügt.

An die
Diensutelien der Gewerbeaufaichtsverwahung.
Dienststellen der Bergverwaltung.

-- ~d~ hffiI . Nr . 38 :1981 S .775

Strahlenschutz; Abtiderung radioaktiver Abfälle an die

Lande sednermistelle in Steyerberg

>idEri. d. MS v . ltl . 8 . 1981 - 505 - 406 .193

~ GdtltL 91 :39 -

Auf Grund des § 9a Abs . 3 Satz I des Atomgesetzes
(AtG) i . d . F . vom 31 . 10 . 1976 (BGBI . I S . 3053) . zuletzt ge-
ändert durch Art- 1 des Gesetzes zur Änderung von Kosten-
vorschriften des Atomgesetzes vorn 20 . B . 1980 (BGBl . I
S. 1556), und auf Grund der lfd . Nr . 6.2 .42 der Anlage 2 der
Verordnung über die Regelung von Zuständigkeiten im Ge-
werbe- und Arbeitsschutzrecht sowie in anderen Rechtsgebie-
ten vom 23 . 4 . 1980 (Nds . GVB) . S . 87) i . V . m. § 47 Abs . 1
Satz 1 der Strahlenschutzverordnuog (StrlSchV) vorn 13 . 10.
1976 (BGB] . I S. 2905), zuletzt geändert durch Verordnung
vorn 22 . 5 . 1981 (BGBl . I S . 445) . wird die von dem Nieder-
särehs)sr_hen Landesverwaltungsamt in Steyerberg . Landkreis
Nienburg . zu betreibende Sammelstelle für radioaktive Abfdi-
le als L.a nde ;samrieistelie bes , =ü . Die La .desea .. .e r stel l e
wird ihren Betrieb am 1 . 9. 1981 aufnehmen.

U.

Im Einvernehmen mit dem MW werden folgende Regelun-
gen getroffen:
1. Für den Betrieb der Iandessammelstelle gilt die aus dem
A bang ersichtliche Benutzungsordnung . die such Gegen-
stand der vorn C-ewerbeaufsichtsamt Hannover erteilten strak
lenmchutzrnchtlichen Genehmigung ist . Nach dieser Benut-
zungsordnung ist zu verfahren.

2. Schwachradioaktive Abfälle aus den Bereichen Medizin.
Forschung und Gewerbe. die entsprechend der obengenann-
ten Benutzungsordnung in der Landessammelstelle Steuerberg
angenommen werden können. sind bis auf weiteres nicht
mehr an die Sammelstelle Geesthacht-Tesperhude (vgl . Gem.
RdErl . des MS und des MW vorn 22 . 9 . 1969, Nds . MBI.
S. 1077 - GiiltL MS 104194) abzuliefern.

3. Bei der Erteilung von Genehmigungen nach §§ 3 oder 16
StrlSchV haben die Genehmigungsbehörden zu prüfen, ob
die zu erwartenden radioaktiven Abfälle an die L.andessarr-
melstelle in Steuerberg abgeliefert werden können oder ob ei-
ne Sicherstellung oder Beseitigung auf andere Weise gemäß
§ 47 Abs. 1 StrlSchV angeordnet werden muß . Das gleiche
gilt für die Aufsichtsbehörden bei der Entgegennahme von
Anzeigen nach § 4 Abs. 1 StrIS_hV .

743



4 . Die Aufsichtsbehörden haben darüber zu wachen . daß
radioaktive Abfälle entsprechend § 47 SttISchV und ggf.
nach den Bestimmungen des Genehmigungsbescheides besei-
tigt werden . Soweit ihnen radioaktive Abfälle zur Abliefe-
rung an die Landessammelstelle in Steyerberg angemeldet
werden . haben sie zu tlberprüfen, ob die Abfälie und ihre
Verpackung der obengenannten Benutzungsordnung entspre-
chen.

An die
Dienststellen der Gewerbeeulsichtsverwaitung.
Ctanetatellr der Bergverwaltung,

-Nils MBI . 1r 36'19a1 S .743

Anhan~

Beiautetangeardemng
dr,s Samnesi.stetl€ ftir rarehe+r.elerediealtuse Abiffiile des Landes Aiis-d r

eari.h. is rSieyer~rg
(LnascLcca ^R~te+alle eyerinrg)

Teil 1

A11gemeite Bed.inguagea

1 .1 Rechtsgrundlagen für die Erricntung und den Betrieb der
Landessammelstelle

Auf Grund des § 9 a .Abs. 3 des Atomgesetzes (AtG)
i . d . F vom 31 . 10 . 1976 (3GBl . 1_5 . 3053) . zuietzi geändert
durch Art . 1 des Gesetzes zur Änderung von Kostenvor-
schriften des Atomgesetzes vom 20. B . 1980 !BGBl.
S . 1556] . und auf Grund der lfd. Nr . 6 .2 .42 der Anlage 2 der
Verordnung über die Regelung von Zuständigkeiten im Ge
werbe- und Arbeitsschutzrecht sowie in anderen Rechts-
gebieten vom 23 . 4 . 1980 (Nds. GVBI . S . 87) ist die von
dem Niedersächsischen Landesverwaltungsamt in Steuerberg,
Landkreis Nienburg . zu betreibende Sammelstelle für radio-
aktive Abfälle als Landessammelstelle gemäß § 47 Abs . 1
der Strahlenschutzverordnung (StrtSchV) vom 13 . 10 . 1976
(BGBI . I S. 29051 . zuletzt geändert durch Verordnung vorn
22. 5. 1981 {BGBI . I S . 4451. vom Niedersächsischen Sozial-
minister bestimmt worden.

Für den Betrieb der Landessammelstelle gilt folgende Be-
nutzungsordnung:

1 .2 Zweckbestimmung

1 .2 .1 Die Landessammelstelle dient der Aufnahme aller im
Lande Niedersachsen anfallenden schwachradioaktiven Abfäl-
le aus den Bereichen Medizin . Forschung und Gewerbe.
1 .2 .2 Ausgenomrnen sind
- radioaktive Abfälle, die gemä4 § 9a Abs. 2 Satz 2 MG

von der Ablieferungspflicht gemäß § 9 a Abs . 2 Satz 1
AtG ausgenommen sind.

- radioaktive Abfälle, die unter Nr . 2 .4 fallen.
- radioaktive Abfälle, die in nach § 7 AtG genehmigungsbe-

dürftigen Anlagen oder die bei nach §§ 9 . 5 und 6 MG
genehmigungsbedürftigen Tätigkeiten entstanden sind.

1 .3 Die file die Ablieferung bestimmten Fässer mit schwach-
radioaktiven Abfällen sind bei dem jeweils zuständigen
C,ewerbeaufsichts.- oder Bergamt mittels Begleitlisten ( ► ge 1)
anzumelden.

Sind die Voraussetzungen zur Übernahme der Fässer mit
schwachradioaktiven Abfällen gegeben. wird dem Ablieferer
von der Landessammelstelle der Ablieferungstermin etwa ei-
ne Woche im voraus schriftlich bekanntgegeben.

Ist in Notfällen eine schriftliche Bekanntgabe untunlich, so
kenn der Ablieferungstermin auf andere Weise bekanntgege-
ben werden.

1 .4 Beförderung

Die Beförderung der Abfälle zur Landessammelstelle hat
der Ablieferer auf seine Kosten unter Beachtung der für die
Beförderung radioaktiver Stoffe geltenden Bestimmungen, ins-
besondere der Bestimmungen über die Beförderung gefährli-
cher Güter . auf der Straße, vorzunehmen . Beförderungsmittel,

mit denen radioaktive Anfälle angeliefert werden, sind vor
dem Beladen mit den radioaktiven Abfällen von Verunreini-
gungen (wie Schüttgut, lose Gegenstände . Holz . Glas, Draht)
besenrein zu säubern . um die erforderliche Kontarninatiens-
messung nach dem Entladen in der Landessammelstelle zu
ermöglichen.

1 .5 Annahme

Schwachradioaktive Abfälle . die dieser Benutzungsordnung
entsprechen, sind von der Laruiessammelstelle anzunehmen.
1 .5 .1 Die Landessammelstelle wird die Übernahme echwach-
radioaktiver Abfälle, die nicht der Benutzungsordnung ent-
sprechen . verweigern und diese Abfalle an den Ablieferer auf
dessen Kosten zurücksenden . In einem solchen Fall wird von
der Landessammelstelle die für den Ablieferer zuständige
Aufsichtsbehörde verständigt.
1 .5 .2 Die Landessammeistelle ist berechtigt . den abgeliefer-
ten radioaktiven Abfall einschließlich seiner Verpackung
durch eigene Maßnahmen in einen dieser Benutzungsord-
nung oder besonderen. mit der Landessammelstelle getroffe-
nen Vereinbarungen entsprechenden Zustand zu bringen. Der.
Ablieferer ist vor Durchführung dieser Maßnahmen zu unter-
nchten. es sei denn bei Gefahr im Verzuge.

1 .5 Gebühren

Zur Abdeckung der Betriebskosten. welche der Landessam-
meistelle durch Übernahme . Abtransport und Beseitigung
schwachradioaktiver Abfälle erwachsen, wird dem Ablieferer
eine Gebühr nach Maßgabe der Gebührenordnung für die
Ubernahme schwachradioaktiver Abfälle durch die Landes-
sammelstelle Steuerberg berechnet.
1 .7 Aufwendungsersatz

1 .7 .1 Entstehen der Landessammeistelle dadurch, daß die
angelieferten Abfälle nicht den Bestimmungen dieser Benut-
zungsordnung entsprechen, besondere Aufwendungen für
Maßnahmen nach Nr . 1 .5 .2 . so hat der Ablieferer diese der
Landessammelstelle zu ersetzen . auch wenn ihn kein Ver-
schulden trifft.
1 .7 .2 Können die angemeldeten radioaktiven Abfälle aus
Gründen, welche der Ablieferer zu vertreten hat . nicht zum
vereinbarten Zeitpunkt von der Landessammelstelle über-
nommen werden . ist die Landessammelstelle berechtigt . die
dadurch hervorgerufenen Kosten dem Ablieferer in Rechnung
zu stellen.

L8 Ersatz von Schäden

Für Schäden, welche der Landessammelstelle oder ihren
Bediensteten dadurch entstehen, daß der Ablieferer die Be-
stimmungen dieser Benutzungsordnung oder besondere An-
ordnungen der Landessammelstelle nicht einhält . haftet der
Ablieferer auch ohne Verschulden . Wird die Landessammel-
sislle durch die 'versetzung der Verpflichtungen des Ab]iet`e-
rers Dutten gegenüber ersatzpflichtig, so hat der Ablieferer
die Landessamme]steile von allen hieraus entstehenden Scha-
denersatzverpflichtungen freizustellen.

Teil

	

II

Te^ ia c s Bedingung=

2 . Zur Ablieferung zugelassene . bedingt ztgeleeeene und
nicht zugelassene schwachradioaktive Abfälle.

Radioaktive Rohabfälle können. von Ausnahmen abgese-
hen . erst durch Sortierung und nach Konditionierung zu end-
lagerfähigem Abfall einer abschließenden Beseitigung zuge-
führt werden . Es ist deshalb notwendig . die radioaktiven
Rohabfälle bereits beim Produzenten möglichst weitgehend
nach Sorten und Radionukliden getrennt zu erfassen sowie
zwischen zugelassenen und bedingt zugelassenen Abfällen zu
unterscheiden.

2 .1 Zugelassene Abfälle

Kategorie A:

Fässer mit festen . trockenen radioaktiven Abfällen mit einer
Halbwertszeit größer als 100 Tage, eingebracht in dichtschlie-
ßenden . formstabilen Innenbehältern . Der Raum zwischen
den Innenbehältern und dem Außenbehälter ist allseitig mit
Beton vergossen.
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1)le Ges unta'sriv3t:it di :r in nilrein AbfaflIe t hälit:r hefindhi hen
Ahfille d rf 7 4 . 10` Bc, (0 .2 ( :il nicht überschreiten.

Die Dosisleislung darf an der Oberfläche der Abfallfässer
nicht großer eis 2 mSv h 1200 mrernhi nder in m Abstand
von irgendeiner Stolle der Oberfläche nicht größer als
0.1 mSv'h ;10 mrem hl sein

Kategorie B:

Fasse : mit festen . trockenen radioaktiven Abfä11en . mit einer
Halbwertszeit größer als 100 Tage.

Die Gesamtaktivität der in einem Abfallfaß befindlichen Ab-
fälle darf 7 .4 10` Bq (0 .2 Cd nicht überschreiten

-

Tate Dasisieistung darf an der Oberfläche der Abfailfesser
nicht großer als 0 f.-mSv h `10 mrem hl oder in 7 m Ab-
stand von irgendeiner Steiie aer Oberfläche nicht größer als

.s -5v h 4;1-5 mrem . h ; seit

K a t e g c r t e C

Fässer stertlistvrten_ festen . trockenen Abfäiir-n, zerkiet-
nert und verpreßI_ etneelacert ohne Btndem ;ttei und mit ei-
ner Haibwertszeit kleiner als 100 Tage,

Die Gesamtaktivität der in einem Abfallfaß heftndlichen Ab-
falle darf 7 .4 10` Bq i0 .2 Ci nicht überschreiten,

Die Dosieleistung darf an her Oberflache der Abfallfässer
nicht rro5er als 0 .1 mSv h ;l0 mremhl oder in 1 m Abstand
von irgendeiner Steile der Oberfläche nicht größer als
5 a Sv h ,0 .5 mrem h ; sein

2 .2 Kontamination

Die Kontamination an der Oberfläche der Fee -ter der Kate-
gonen A, B und C darf folgende Werte nicht überschreiten:
.A)pha-S :rahive

	

0.37 Eq cent (t O-' i.i .Ci cm')

Beta- und Gamma-Strahier :

	

3.7 Bq . cm . : (10-' aCi cm")
gemitteli über eine Fläche von etwa 100 cm=

2 .3 Bedingt zugelassene Abfälle

2 .3 ,1 Radium

Abfälle mit einem Gehair er, Radium-226 und Radium-225
zwischen 3.7

	

10' Bq (0 .1 yr.Ci) und 3 .7 . 10' Bq (10 seCi) je
200-1-Fa3 müssen zusammen mit geeigneten trockenen
Adsorptionsmitteln tz . B . Aktivkohle . Korkmehl . Torf( in dicht
verschlossenen Einzeimetallbehältern verpackt sein . Von den
Adsorptionsmitteln . mit denen der Einzelmetallbehälter
gefüllt sein muß . müssen mindestens 10 Gramm Aktivkohle
sein . Die Einzelmetallbehälter müssen sich ihrerseits in
einem 200-i-Rollreifenfaß befinden . Der Zwischenraum
zwischen Roilreifenfaß und Einzelmetallbehälter muß eben-
falls mit Adsorptionsmitteln gefüllt sein . von denen mindestens
1 Kilogramm Aktivkohle sein muß . Abfälle mit einem Gehalt
an Radium-226 und Radium-22d zwischen 3 .7 - 10= Bq
(10 iaCi i und 3 .7 108 Bq I10 mCi) te 200-1-Faß müssen zusam-
men mit geei gneten trockenen Adsorptionsmitteln in dicht
verlöteten oder verschweißten Einzelmetalibehäitern mit
einer zugelassenen Leckratc von 10 . 5 Tort . Liter Sekunde
verpackt sein . Von den Adsorptionsmitte i n . mit denen der
Einzelmetallbehälier gefüllt sein muß . müssen mindestens
100 Gramm Aktivkohle sein . Die Einzelmetallbehälter müssen
sich ihrerseits in einem 200.1-Rollreifenfaß befinden . Der
Zwischenraum zwischen Rollreifenfaß und Einzelmetallbe-
hälter muß ebenfalls mit Adsorptionsmitteln gefüllt sein . von
denen mindestens 10 Kilogramm Aktivkohle sein müssen.
Auf dem äußeren Behälter fRolireifenfaßl dieser radiumhalti-
gen Abfälle muß allseitig deutlich sichtbar die .Aufschrift

Ra" angebracht sein .

2 .3 .2 Thorium

Thoriumhaltige Abfälle sind wie radiumhaltige Abfälle zu
behandeln . Statt der Aufschrift _Re" bei diesen Behältern ist
die Aufschrift

	

zu verwenden.

2 .3 .3 Tritiurnhaltige Abfälle
Feste oder verfestigte radioaktive Abfälle sowie Abfälle.

die in Kristallwasser gebundenes Tritium enthalten. dürfen
Tritium nur bis zu 3 .7 108 Bq (10nnCfl,'200-1-Faß Abfall eat-
halten.

2 .4 Nicht zugelassene Abfälle
selbstentzündliche und explosive Stoffe sowie Gemische,
die solche Stoffe enthalten.
Stoffe . die für sich allein oder mit anderen Stoffen in Be-
rührung gebracht, heftige chemische Reaktionen verursa-
chen.
Leichenteile und Tierkadaver.
faul- oder gärfähige Stoffe.
gasförmige Abfälle.

- Flüssigkeiten.
- Neutronenstrahler und Neutronenquellen.
- radioaktive Abfälle . deren Beseitigung durch die zuständi-

ge Behörde auf andere Weise geregelt wurde.

2 .5 Zur Ablieferung zugelassene Verpackungen

2 .5 .1 Verpackung

Die unter Nr- 2 .1 genannten radioaktiven Abfälle werden
von der Landessarnmetstelle nur übernommen . wenn sie nach
den Kategorien A bis C ordnungsgemäß in den zugelassenen
Fässern (Anlage 2) verpackt sind.

Die Fässer müssen nach § 35 StrlSchV und zusätalich mit
den Buchstabes . .A" . . .3' oder . .C' gekennzeichnet sein.

2 .5 .2 Allgemeine Verpackungsvorschriften

in den aufgeführten Fässern (Großbehälter mit 200 Liter
Nutzinhalt) ist vor dem Einbringen von Abfällen ein passen-
der Polväthylensack einzulegen.

Der Polyäthyjensack ist nach der Füllung zu verschweißen.

Radioaktive Abfälle sind in den Großbehältern . selektiv
unter Berücksichti gung ihrer chemischen und physikalischen
Eigenschaften in dichten . widerstandsfähigen Verpackungen,
wie Polväthvlenbeuteln. Polväthvlenflaschen und Metalldo-
sent getrennt nach Sorten und Radionukliden zu Teilpackun-
gen zusammenzufassen.

ln einer Teilpackung sollen möglichst nur gleichartige Nu-
klide enthalten sein.

Die in die Abfallbehälter eingebrachten Abfälle dürfen kei-
ne physikalischen oder chemischen Vorgänge ausläsen . die

` -,N kung ade: des andie Festigkeit oder Dichtigkeit der . ~acn,, .,e o
hälters gefährden.

Die Abfallfässer müssen innen und außen frei von wesent-
lichen mechanischen Schäden sowie Witterungs- und Korro-
sionsschäden sein . Gebrauchte Behälter dürfen nur verwendet
werden . wenn sie sich in neuwertigem Zustand befinden . Die
Behälter sind innen und außen mit wirkungsvollem Korro-
sionsschutz zu versehen.

Beim Einbringen des Abfalls in den Sammelbehälter sind
Vorkehrungen zu treffen . die eine Beschädigung des Behälters
bei Transport und Handhabung durch lose Bestandteile des
lnhalts verhindern_
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® 1 S t d5 . AAL Air. 38+i961

3 Cerise And

Begleitliste für Teilbehältnisse 1 . Far die Sammelstelle
zum Antrag auf Ablieferung radioaktiver 2 . Verbleibt beim Transport. d. h . beim
Abfälle gemäß § 47 StrISchV vorn	

3 .
radioaktiven Abfall
Verbleibt beim Ablidseer

Ablieferer	

(Betrieb bzw . Institut	

. . . . .. .. . . . . . . .. .. . .. . . . . . .. . .. . . . . . . ... . . . . .. . . .. .. . . .. ...

Name der für die ordnungsgemäße Verpackung verantwortlichen Person :	

Begleitliste
zum Behälter (Rollreifenfaß, Kleinbehälter usw .) Nr. :	 für radioaktive Abfälle

Art des Behäiters:	

Inhalt.

Nr . des Teil-

	

Art des Teil-
behältnisses

	

be hält ni sees °
Bemerkungen zum Inhalt Nullid

Angaben über die
Aktivität

MillicurieZeitpunkt

	 .

	

.. ..

	

_	

Bei mehr als A Teilbehältnissen bitte gesondertes Blatt benutzen.

Dosisleistung an der Außenwand des Behälters :	 c5vlh

Name und Anschrift des Beförderers :	

	 den	

(Unterschrift des Abiieferers)

Der Behälter wurde übernommen am:	 Fail-Nr. :	

. . .. .. . . .. . . ... . . . . . . .. . . . . . . . . ... . . . . . . . . .. . . . . . . ... . . . . .. .. . . . . ..... . . . . .. .. . . . . ... . . ... . . . . .... .. . . .. .. . . . . . .. . . . . . .. .. .. .. . .... . . . . .. .. . . . . . . . ..... .. . ..
[Stempel und Unterschrift der Sammelstelle)

' z . B . Poiy:ithylenteutel. Blechdaw, Polyathvienflssche
• • z. B . Fiiterpapies . Textilien. TierkedaveY, besondere Chernikalien . Ctesbruch. radicaktive lAsungen
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Zugdessins Abfslttahältu
Die Ausführung der Behälter hat nach
DIN 6643 au erfolgen. jedoch ohne
Spundloch . mit den jeweils beschtiebs-
nen Deckeln und Meterialstarken,

Kategorie A + B
Rol lreifenfaB 200 1

mit Fianschdeckei
Materialstarke
mindestens 1 .5 mm

Kategorie B + C
RollsickenfaB 200 1
mit Fianschdeckel
Mate na ist rke
mindestens 1 .5 mm

e i 621

Kategorie C
Blechtrommel 200 1
Deckel mit verschraubtem Spannringver-
schlu£S befestigt
Materialstärke mindestens 0 .75 mm

.748
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Benutzungsordnung
der Landessammeistelle für radioaktive Abfälle

des Landes Nordrhein-Westfalen

Bek . d . Ministers für Arbeit, Gesundheit und Soziales
v . 5 . 1 . 1987-IIIA6-8957

1

	

Rechtliche Grundlagen

Die

Zentralstelle für Sicherheitstechnik
- Landessammelstelle für radioaktive
Abfälle -
Stetternicher Forst
5170 Jülich
Telefon : (02461) 4449

betreibt die Landessammeistelle für die Zwischen-
lagerung von radioaktiven Abfällen.

1 .1 Die Landessammelstelle übernimmt im Land
Nordrhein-Westfalen entstandene radioaktive Ab-
fälle, die Ablieferungspflichtige nach § 47 Abs . 1 der
Strahlenschutzverordnung - StrlSchV - vorn 13.
Oktober 1976 (BGBl. I S. 2905), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 22. Mai 1981 (BGBl . I S . 445),
an sie abzuliefern haben.

1 .2 Die Landessammelstelle übernimmt weiter im
Land Nordrhein-Westfalen entstandene radioakti-
ve Abfälle, deren Ablieferung an sie die zuständige
Behörde nach § 47 Abs . 2 StrlSchV zugelassen hat.

1 .3 Wer nach § 9a Abs . 2 des Atomgesetzes - AtG - in
der Fassung der Bekanntmachung vom 15 . Juli 1985
(BGBl . I S . 1565), geändert durch Gesetz vom 18 . Fe-
bruar 1986 (BGE1 . I S. 265), und § 47 Abs. 1 StrlSchV
zur Ablieferung radioaktiver Abfälle verpflichtet ist
oder wem die Ablieferung nach § 47 Abs. 2 StrlSchV
gestattet ist, hat bei der Übergabe der radioaktiven
Abfälle an die Landessammeistelle das Eigentum
an diesen Abfällen einschließlich der Verpackung
und ggf. der Abschirmung dem Land Nordrhein-
Westfalen zu übertragen, sofern nicht etwas ande-
res vereinbart wird, und die folgenden Bestimmun-
gen der Benutzungsordnung zu beachten.

2

	

Allgemeine Bedingungen

2 .1

	

Anmeldung

2 .1 .1 Die Ablieferung von radioaktiven Abfällen ist vom
Ablieferer bei der Landessammelstelle schriftlich

Anlege 1 durch Formular nach dem Muster der Anlage 1 -
Begleitliste - anzumelden. Die' Begleitliste muß der
Landessammeistelle mindestens zwei Wochen vor
dem gewünschten Abholtermin vorliegen.

Zusätzlich sind an den zur Abholung bereitgehalte-
nen Gebinden Begleitzettel nach dem Muster der

Anima2 Anlage 2 anzubringen, die für jeden Abfallbehälter
auf der Vorderseite ausführlich und gut lesbar aus-
gefüllt und vom Strahlenschutzbeauftragten unter-
schrieben sein müssen.

2 .12 Die in 2 .1 .1 genannte Begleitliste dient der Landes-
sammelstelle zur Prüfung der Voraussetzungen für
die Annahme der radioaktiven Abfälle . Entspre-
chen die Abfälle der Benutzungsordnung, teilt die
Landessammelstelle dem Ablieferer den Abholter-
min sowie Einzelheiten der Abgabe mit.

2.1 .3 Ist die Begleitliste unvollständig oder sind die Vor-
aussetzungen für die Annahme der radioaktiven
Abfälle nicht erfüllt, fordert die Landessammeistel-
le unter Fristsetzung den Ablieferer auf, die Unter-
lagen zu ergänzen oder die radioaktiven Abfälle in
einen dieser Benutzungsordnung entsprechenden
Zustand zu bringen. Kommt der Ablieferer dem
nicht nach, teilt die Landessammeistelle dies der
für den Ablieferer zuständigen Aufsichtsbehörde

mit, die den Sachverhalt prüft und ggf . Anordnun-
gen und Zwangsmaßnahmen trifft.

2 .2

	

Anlieferung der radioaktiven Abfälle

2 .2 .1 Allgemeines

Für den Transport der radioaktiven Abfälle zur
Landessammelstelie steht der kostenpflichtige Ab-
holdienst der Landessammelstelle zur Verfügung.

2.22 Beförderung durch den Abholdienst

222 .1 Um eine reibungslose Übernahme der Abfälle si-
cherzustellen, hat der Ablieferer der Landessam-
melstelle die genaue Anfahrtstelie und einen An-
sprechpartaerzu benennen.

Der innerbetriebliche Transport der Abfälle bis
zum LKW obliegt dem Ablieferer.

2 .222 Entsprechen die bereitgestellten radioaktiven Ab-
fälle nicht den Vorschriften der Gefahrgutverord-
nung Straße - GGVS - vom 22 . Juli 1985 (BGBI . I S.
1550) und der Straßen-Gefahrgutausnahmeverord-
nung vom 25 . September 1985 (BGBl . I S. 1925), zu-
letzt geändert durch Verordnung vorn 30 . Septem-
ber 1986 (BGBl . I S . 1612), so hat der Abholdienst
die Übernahme dieser Abfälle abzulehnen. Num-
mer 2 .1 .3 gilt entsprechend.

22 .3 Beförderung durch den Ablieferer

22 .3 .1 Sofern der Ablieferer die radioaktiven Abfälle
selbst zur Landessammelstelle befördert, muß die
erforderliche Beförderungsgenehmigung nach § 4
AtG oder § 8 StrlSch[t vorliegen.

22 .4 Beförderung durch Dritte

2 .2.4 .1 Eine Anlieferung von radioaktiven Abfällen durch
Dritte ist nur in Sonderfällen zulässig, wenn weder
der Abholdienst noch der Ablieferer über die er-
forderlichen Transportmittel verfügen . Die Anliefe-
rung durch Dritte bedarf der vorherigen Zustim-
mung der Landessammelstelle.

	

2 .3

	

Annahme der radioaktiven Abfälle

23.1 Ob die abgelieferten Abfälle den Bestimmungen
dieser Benutzungsordnung entsprechen, wird spä-
testens bei der Verarbeitung der Abfälle in einen
endlagerungsfähigen Zustand überprüft

2 .32 Wird festgestellt, daß sie nicht dieser Benutzungs-
ordnung entsprechen, so fordert die Landessam-
melstelle den Ablieferer unter Fristsetzung auf, den
radioaktiven Abfall selbst in einen der Benutzungs-
ordnung entsprechenden Zustand zu bringen oder

Ei R st nd^ zu rkl° daß dies _ u ch diesein
Landessammelstelle auf seine Kosten erfolgt, so-
fern dies da; Landessammelstel€e möglich ist.
Kommt der Ablieferer dieser Aufforderung nicht
nach, gilt die Nr . 2.1 .3 entsprechend.

2 .3.3 Können die angemeldeten radioaktiven Abfälle aus
Gründen, die der Ablieferer zu vertreten hat, nicht
zum vereinbarten Zeitpunkt von der Landessam-
meistelle übernommen werden, ist die Landessam-
meistelle berechtigt, die dadurch entstandenen Ko-
sten dem Ablieferer in Rechnung zu stellen.

	

2 .4

	

Kostenregelung

Transport, Übernahme . Verarbeitung und Beseiti-
gung der radioaktiven Abfälle sind kostenpflichtig.
Die Kosten werden gemaL §21a Abs . 1 AtG von
dem Ablieferungspflichtigen erhoben . Die Höhe ist
aus der Kostenordnung (Anlage 3) ersichtlich.

	

2 .5

	

Schadensersatz

Für Schäden, die dadurch entstehen, daß der Ablie-
ferer die Bestimmungen dieser Benutzungsord-
nung oder getroffene Vereinbarungen nicht einhält,
haftet er nach den gesetzlichen Bestimmungen:

3

	

Technische Bedingungen

Radioaktive 'Abfälle werden von der Landessam-

Aniage 3
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melstelle angenommen, wenn sie folgenden techni-
schen Bedingungen entsprechen.

3 .1

		

Sortierung der radioaktiven Abfälle zur Erfassung
und Ablieferung

Die radioaktiven Rohabfälle sind vorn Ablieferer
nach Sorten und Radionukliden getrennt zu erfas-
sen und entsprechend sortiert abzuliefern . Insbe-
sondere sind Radionuklide mit Halbwertzeitcn
kleiner als 100 Tage getrennt zu halten ; jodhaitige
Abfälle sind zu separieren . Krankenhausspezifi-
sche Abfälle sind ausreichend mit Desinfektions-
mitteln zu versehen . Faul- und gärfähiges Material
muß tiefgefroren sein.

Abfallsorten

Sorte 1 : Fest/nicht brennbar

Feste unbrennbare Abfälle, eingedickte stichfeste
Schlämme, Metalle, Keramik, Glaswaren, Bau-
schutt, Erde, nicht brennbares Filtermaterial').

Sorte 2: Festbrennbar

Feste, leicht brennbare Abfälle, wie Papier, Zell-
stoff, Holz, Textilien, Kunststoffe°) und ähnliches in
trockenem Zustand.

Sorte 3 : Sonderabfälle
Vgl. Nr. 3 .4

Sorte 4 : Flüssig/nicht brennbar
a) Flüssige nicht brennbare Abfälle, wie Abwässer,

dünnflüssige Schlämme,
b) Emulsionen, organische Flüssigkeiten, wie chio-

riorte Kohienwasserstoffe und ähnliches.

Sorte 5 : Flüssig/brennbar

Flüssige brennbare Abfälle, wie Kohlenwasserstof-
fe, organische Lösemitteln, Lacke, Ole und ähnli-
ches.

Sorte 6 : Faul- und gärfähig

Faul- und gärfähige Stoffe, wie Kadaver, Exkre-
mente, biologisches Material und ähnliches in tief-
gefrorenem Zustand.

Sorte 7 : Gefüllte Szintillationsfläschchen aus Poly-
äthylen (PE).

3 .3

		

Zulässige Aktivität, Ortsdosisleistungen und Kon-
tamination

32.1 Aktivität

Die Gesamtaktivität im Abfallbehälter darf, mit
Ausnahme von umschlossenen radioaktiven Stef-
fen, nicht mehr als 3,7 GBq (100 mCi) betragen;
hiervon dürfen bis zu 185 MBq (5 mCi) auf Alpha-
Strahler (ausgenommen Kernbrennstoffe - vgl.
Sonderabfälle -) entfallen.

Abweichend hiervon gelten folgende besondere Ak-
tivitätsgrenzen: .

Tritium

	

3 .7 - 10' Bq (10 mCi) pro Behälter
Jod

	

3,7 - 10' Bq (10 mCi) pro Behälter.

Überschreitungen können gemäß Nr . 3 .4 vereinbart
werden.

Bei umschlossenen radioaktiven Stoffen, z . B.
Strahlenquellen, dürfen die zulässigen Aktivitäten
nach Nr. 3 .3 .1 überschritten werden, sofern die zu-
lässigen Dosisleistungswerte nach Nr. 3.3 .2 nicht
überschritten sind.

3 .3.2 Ortsdosisleistung

Die Ortsdosisleistungen dürfen an der Außenfläche
der Abfallbehälter nicht größer als 2 mSv/h
(200 mrem/h), in I m Abstand vor irgendeiner Stelle
der Außenfläche nicht größer als I00 jiSv/h (10
mrem/h) sein. Ggf . sind diese Werte durch eine ent-
sprechende innere Abschirmung zu gewährleisten.

•j PVC-heltige Kunststoffe sind zu Sorte I zu rechnen . da sie wegen ihres
Chlorgehaltes nicht verbrannt werden sollen

3 .3.3 Kontaminationen

Die durch Wischtest ermittelte äußerliche Konta-
mination der Abfallbehälter darf bei der Abliefe-
rung als Mittelwert über 300 cm' Oberfläche fol-
gende Werte nicht überschreiten:

Alpha-Strahler: 0 .37 Bq/cm' (I0-' µCi/cm r )
Beta- und Gamma-Strahler: 3,7 Bq/cm z
(10- µCi/cm = ).

Die Kontaminatiansmessung, deren Ergebnis im
Begleitschein zu vermerken ist, muß am Tag der
Ablieferung erfolgen.

	

3.4

	

Radioaktive Abfälle, die einer besonderen Behand-
lung bedürfen (Sonderabfälle)

Die Übernahme von Sonderabfällen durch die Lan-
dessammelstelle bedarf wegen der wesentlich auf-
wendigeren Behandlung dieser Abfälle einer be-
sonderen Absprache zwischen dem Ablieferer und
der Landessammelstelle . Hierbei wird die Landes-
sammeistelle dem Ablieferer auf Anfrage eine
Kostenabschätzung mitteilen.

Sonderabfälle sind:

3 .4 .1 Radioaktive Abfälle, die nicht nach Nukliden bzw.
Sorten gemäß Nrn . 3.1 und 3.2 getrennt erfaßt sind.

3 .4 .2 Radioaktive Abfälle, die folgende Radionuklide ent-
halten : Tritium, Radium, Thorium und Kernbrenn-
stoffe im Sinne von § 2 Abs . 1 AtG.

3 .4 .3 Radioaktive Abfälle, die gasförmig oder leicht sub-
limierende Radionuklide enthalten oder nachbil-
den.

3 .4 .4 Radioaktive Abfälle, deren Beseitigung durch die
zuständige Behörde gemäß § 47 Abs . 1 Str]SchV auf
andere Weise geregelt wurde.

3 .4.5 Radioaktive Abfälle, bei denen die gemäß Nr . 3 .3
maximal zulässigen Werte von Aktivität, Ortsdosis-
leistung oder Kontamination überschritten werden.

3 .4.6 Radioaktive Abfälle, deren Verpackung nicht den
Vorschriften gemäß Nr. 3 .8 entspricht (z . B . Sperr-
gut, Kleinpackungen).

3 .4.7 Radioaktive Abfälle, die vom Ablieferer durch Ver-
pressen, Verfestigen usw . vorbehandelt wurden
oder in einer anderen Form bearbeitet bzw. kondi-
tioniert sind.

3 .4 .8 Selbstentzündliche oder explosive Stoffe oder Ge-
mische, die solche Stoffe enthalten, sowie Stoffe,
die für sich allein oder bei Berührung mit anderen
Stoffen heftige chemische Reaktionen verursachen.

3 .4.9 Faul- oder gärfähige Abfäi.ie, sofern sie unzurei-
chend oder auf eine die Weiterverarbeitung dieser
Stoffe beeinträchtigende Weise konserviert sind so-
wie seuchenhygienisch bedenkliche Abfälle.

	

3 .5

	

Verpackung der radioaktiven Abfälle

3 .5.1 Die unter 32 und 3.3 genannten radioaktiven Abfäl-
le werden nur übernommen, wenn sie gemäß den
Bestimmungen dieser Benutzungsordnung sortiert
und nach Radionukliden getrennt in den zugelasse-
nen Abfall-Sammelbehältertypen (Anlage 4) ver- Aaiage 9
packt sind-

3 .52 Beschaffung der Abfall-Sammelbehälter
Die Abfall-Sammelbehälter werden von der Lan-
dessammelstelle gestellt. Sie sind gekennzeichnet
und bleiben Eigentum des Landes Nordrhein-West-
falen . Beim Ablieferer beschädigte oder in Verlust
geratene Abfallbehälter werden diesem zum vollen
Wiederbeschaffungswert in Rechnung gestellt Die
Abholung der Abfallbehälter erfolgt spätestens
nach 12 Monaten, unabhängig vom Befüllungs-
stand.

	

3 .6

	

Verpackungsvorschriften

3.6 .1 In die Abfalibehälter ist vor dem Einbringen von
Abfällen grundsätzlich ein Polyäthylensack einzu-

3 .2
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legen . Beim Einbringen des Abfalls darf dieser
Sack nicht beschädigt werden . Nach der Füllung ist
er dicht zu verschließen oder zu verschweißen.

Durch fehlerhafte Verpackung hervorgerufene Be-
schädigungen an der Beschichtung der Abfallbe-
hältnisse, sowie zusätzliche notwendige Dekonta-
minationsarbeiten an den Behäitnissen werden
dem Verursacher in Rechnung gestellt

3 .62 Feste Rohabfälle sind mit einer Innenverpackung
.n einen Abfallbehälter einzubringen.

3 .6 .3 Beim Einbringen des Abfalls in den Abfallbehälter
sind Vorkehrungen zu treffen, die eine Beschädi-
gung des Behälters bei Transport und Handhabung
durch lose Bestandteile des Inhalts verhindern.

3 .6 .4 Radioaktive Abfälle dürfen in die Großbehälter und
in die Pappbehälter nur eingebracht werden. wenn
sie unter Berücksichtigung ihrer chemischen und
physikalischen Eigenschaften in dichten, wider-
standsfähigen Verpackungen, wie Poiyäthylenbeu-
tein, Polyäthylenflaschen oder Metalldosen, ge-
trennt nach Sorten und Radionukliden zu Teilpak-
kungen zusammengefaßt sind.

3 .6 .5 Die in einen Abfallbehälter eingebrachten Teilpak-
kungen dürfen sich gegenseitig nicht beschädigen.
Die Umhüllung der Teilpackungen muß so beschaf-
fen sein, daß chemische Reaktionen zwischen Ab-
fallen aus verschiedenen Teilpackungen ausge-
schlossen sind.

3 .6 .6 Die in einen Abfallbehälter eingebrachten Abfälle
dürfen bei normalen Bedingungen keine chemi-
schen oder physikalischen Vorgänge auslösen,
durch welche die Festigkeit oder Dichtigkeit des
Behälters oder der Innenverpackung gefährdet
wird.

3.6.7 Radioaktive Abfälle, die besondere Risiken bieten,
z. B. die Gefahr heftiger chemischer Reaktionen,
oder Explosionen, sind vor der Verpackung in eine
gefahrlos handhabbare Form zu bringen.

3.6 .5 Flüssige radioaktive Abfälle sind in unzerbrechli-
chen, dicht schließenden und dem Inhalt gegenüber
beständigen Abfallbehältern gemäß Anlage 4 anzu-
liefern. Nach Absprache mit der Landessammel-
stelle kann radioaktives Abwasser ggf . auch in Spe-
zialbehältern angeliefert oder abgeholt werden.
Beim Befallen der Abfallbehältnisse für flüssige ra-
dioaktive Abfälle (Kanister und Flaschen) ist dar-
auf zu achten, daß in den Behältnissen ein aus-
reichendes Ausdehnungsvolumen verbleibt und sie
dicht verschlossen werden.

Durch unsachgemäßes Befüllen hervorgerufene
Mehrkosten werden dem Verursacher in Rechnung

gestellt.

3 .8 .9 Sperrige Abfailstücke können nach vorheriger Ver-
einbarung mit der f andessammelstelle in anderer

Verpackung abgeliefert werden . Bei der Verpak-
kung von solchem radioaktivem Sperrgut ist darauf
zu achten, dal] die Handhabbarkeit mit den übli-
chen technischen Hilfsmitteln der Landessammel-
stelle (ggf. des Abholdienstes) gewährleistet ist und
Kontaminationen vermieden werden . Dazu ist zu-
mindest ein Einschweiflen in Polyäthylenfolie not-
wendig, und es ist dafür zu . sorgen, daß die Folie
nicht beschädigt werden kann.

3 .6.10 Umschlossene radioaktive Stoffe (S trahlenquellen.)
dürfen nach vorheriger Rücksprache mit der Lan-
dessammelstelle in einer der Strahlenart entspre-
chenden Verpackung (Abschirmung) abgeliefert
werden, auch wenn ihre Umhüllung undicht ist
Diese Stoffe sind so zu verpacken, daß kein radio-
aktiver Stoff nach außen dringen kann.

3.6 .11 Tierkadaver oder sonstige faul- und gärfähige Stof-
fe sind durch Tiefgefrieren zu konservieren . Die
konservierten Kadaver oder Kadaverteile sind in
Zellstoff oder ähnlichem eingewickelt in undurch-
sichtiger Polyäthylenfolie luftdicht einzuschweißen
und bis zur Ablieferung tiefgefroren zu lagern . Zur
Ablieferung sind die verpackten Kadaver (maximal
30 kg) in einen Abfallbehälter zu verpacken . Der
Transport in einer Tiefkühltruhe oder einem Ther-
mosbehiilter ist nach Rücksprache mit der Landes-
sammelstelle zulässig . Die Abgabe von größeren
Tierkadavern oder Tierkadaverteilen ist in jedem
Fall mit der Landessammeisteile abzustimmen.
Biologisches und infektiöses Material muß mit
Bakteriziden versetz. werden.

3.7

	

Kennzeichnung der Abfallbehälter und Teilpaekun-
gen für die Ablieferung

3 .7.1 Abfallbehälter für radioaktive Abfälle müssen wie
folgt gekennzeichnet sein:

- Behälternummer (ausgenommen 15 I Pappbehäl-
ter)

- Aufkleber „Radioaeitve"
(GGVS, Rn 3900-3902)

- Begleitzettel für radioaktive Abfälle
(siehe Anlage 2) in Klarsichthülle

3.72 Enthalten die Abfallbehälter radioaktive Abfälle im
Sinne von Nr. 3 .4, ist eine zusätzliche gesonderte
Aufschrift mit der Landessammelstelle abzuspre-
chen.

3 .7 .3 Jede Teilpackung ist zu kennzeichnen:
- Warnzeichen für ionisierende Strahlung

(DIN 25400),

- BegleitzeFtel far A1.f:ii1 . . (siehe Anla-
ge

	

radioaktive Abfälle lIsc 1l -

ge 2) in Klarsichthülle.

4 Diese Benutzungsordnung ist ab dem Tag der Ver-
öffentlichung anzuwenden. Gleichzeitig vnrd meine
Belt. v. 19 . 8. 1982 (SMB1 . NW. 8053) aufgehoben .
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Anlage 1Zentralstelle
für Sicherheitstechnik

Landessammelstelle
€ür radioaktive Abfälle -

Stetternicher Forst
5170 Jülich

Tel. : 0 24 6 1/44 49

Anmeldung der Ablieferung

Anschrift des Ablieferers :	
{Betrieb bwv. Insout)

Für die ordnungsgemäße Verpackung verantwortlich :	
Name. Dienststellung

Sorte RadioaktivitätNr. des
Teilbehält- gemäß Bemerkungen zum Rauminhalt

Art des
Teilhehält- Radio-

misses B ordntang
s Inhalt')

rr
nisses*' lVuiclfd{e)

Becquerel Zeitpunkt

. . . . . . . . . . . . . . ... . . . . .. . .. .. ... . . . . . . .. . . . . . . . . . . . ... . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. .. .. .. .. . . . . . . . .. . . .. .. .... . . . . . . . . . . . ... . .... . . . . . . . . ..... . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . .... .. .. . . . . . . . . . .. .... . . .. . . . . . . . . . . . . .... . . .. . . . . . . . . ..

. . . . . . .. . . . . .. . .. . . . . .. .. .. .. . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . ... . .. . . . . . . . . . . . . . . .. . . .. .. .. .. .. . . . . . . . .. . . .. .. .... . . . . . . . . . . .... .... . . . . . . . . . ..... . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . .. .. .. . . . . . . . . . . . . . .... . . .. . .. . . . . . . . . . . ... ..... . . . . . . . ..

zum Behälter Nr . :	 ftiir radioaktive Abfälle

	

Art des Behälters:

Bei Einbringung von weiteren Einzelmengen bitte gesondertes Blatt benutzen.

. . . . . . .. . . .. . . . .. . . . . .. .. .. .. . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. .. .. .. . . . . . . . . .. . . .. .. .... .. . . . . . . . . . .... .... . . . . . . . . . . ..... ... . . . . . . . . . . . . . . . . .. .. .... . . .. . . . . . . . . .... .... .. .. . . .. . . . . ... . .... .. .. . . ..

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . .... .. .. ..... . . . . . . . . . . . . .. .... .. . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . .. . .... . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . .. . . . . . .. . . .. .. .. .. . . .. . . .. .. .... .. .. . . ... . . . . . . . . .. . ... .... . .. . . . . . . . . . .... ..... ... . .. . . . . . . .. . ... .....

	 1	 I 	 I 	 I 	 1

Dosisleistung an der Außenwand des Behälters :	 mSv/h (mrem/h)

Name und Anschrift des Befördere rs :	
Beförderung zur Sammelstelle vorgesehen am :	

Die Benutzungsordnung der Landessammelstelle ist

	

Der Behälter wurde übernommen am:
uns bekannt. Die Kostenordnung (Anlage 3 zur Benut-
zungsordnung) wird anerkannt .

	 a	

	 den	

. . . . . . . .. . . . . . . . .. . . . . . . ... . . .. .. .. . . . .. .. .... .. .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . .. . . .... ... . . . . . . . . . . . . . ..
(Stempel und Unterschrift des Ablieferers)

in :	

.. .... . . . . . . . . . . . . .. .. .... .. .. . . ... . . . . . . . . . . . . . .. . . .... .... . . .. . . . . . . . . . . . . . . ... ..... . ... . . . . . . . . . . ..
(Stempel und Unterschrift der Sammelsteile)

z B. Tr'iit2r:p :. :. T:'-xlien. T}erk ;4av: :. ws;. .:,.ere C»eail1:ea, G!e:bvcy dtffixahae £e:so®cn

°O) yB.Hartpapiertrommel. Polyäthylenbeutel, Blechdose, Polyäthylenflasche
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Anlage 2
Vorderseite des Begleitzettels (vom Ablieferer auszufüllen)

Anschrift des Empfängers
ZfS

Landessammelstelle
Stetternicher Forst

5170 Jülich

BEGLEITZETTEL

1 Festlnicht brennbar

	

4 Flüssig/nicht brennbar

	

6 Faul- und gärfähig
[ 2 Fest/brennbar

	

Abwasser/dünnfl . Schlämme

	

® 7 Gefüllte Szintillations-
3 Sonderabfall

Nukiid(e)	

Aktivität	 Bq

	

Giftstoffart	

Dosisleistung an der Oberfläche	 p.Sv/h Datum	

Behältnis	

Anschrift des Ablieferers	

Arbeits-St.-Nr.. .	 Übernahme-Datum	

Unterschrift SSB	 Unterschrift	

Rückseite des Begleitzettels (vom Abholdienst auszufüllen)

Versandort	

Bestimmungsort Jülich

Gewicht: 10-16 kg	

Typ der Verpackung : handelsüblich, Typ A,
Bezeichnung gemäß Rn 2703 Abs . 7 Anlage 1 - GGVS -

114

Zurück am
Landessammelstelle

4 Flüssig/nicht brennbar

	

Täschchen
chlorierte Kohlenwasserstoffe

D 5 Flüssig/brennbar

„Radioaktive Stoffe
„Radioaktive Stoffe
,Radioaktive Stoffe
„Radioaktive Stoffe
„Radioaktive Stoffe
„Radioaktive Stoffe
„Feste Stoffe

„Radioaktive Stoffe

(Leere Verpackung), 7, Blatt 1, GGVS"
(Fabrikate), 7, Blatt 2, GGVS"

(kleine Mengen), 7, Blatt 3, GGVS'
(Instrumente oder Fabrikate), 7, Blatt 4, GGVS"
(mit geringer spezifischer Aktivität ELSA) EI)), 7, Blatt 5, GGVS"
(mit geringer spezifischer Aktivität ELSA) )II)), 7, Blatt 6, GGVS"
(von geringer Aktivität ILLS)), 7, Blatt 7, GGVS"
(in Typ A-Versandstücken), Blatt 8, GGVS"

Hinweis zum Begleitzettel

Es ist unerläßlich, daß die Begleitzettel einschließlich ihrer Durchschriften leserlich und vollständig ausgefüllt werden.
Weiter ist größter Wert darauf zu legen, daß die Aktivitätsangaben richtig sind . Sofern die Deklaration der Abfälle
unvollständig oder ungenau ist, müssen in der Landessammelstelle mit erheblichem Aufwand Messungen und Analysen
durchgeführt werden ; die hierfür anfallenden Kosten trägt der Ablieferer.

Für unvollständig oder ungenau deklarierte Abfälle können die doppelten Kosten berechnet werden.

Beispiel:
Der Ablieferer von tritium-haltigen Szintillatorabfällen (ungeleerte PE-Fläschchen Sorte 7) hat die Meßproben voll-

ständig ausgemessen . Dieser Vorgang läßt sich in der Landessammeistelle nicht wiederholen . Beim Verwender (Abliefe-
nee) sollte es einfach sein, die Szintillatorfläschchen so zu sortieren, daß diejenigen mit einer Aktivitätskonzentration
unter 370 .kBq/I (10 pCi/l) bezogen auf die Szintillatorlösung getrennt gesammelt werden.
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Anlage 3

Kostenordnung

Für Übernahme, Verarbeitung und Beseitigung von radioaktiven Abfällen werden folgende Entgelte erhoben:

Behältertyp Nutzinhalt

Liter

Preise
kurzlebige Nuklide
HWZ < 100 Tage

in DM
langlebige Nuklide
HWZ > 100 Tage

Großbehälter
200

120 1324,-

• • 309,-

1 1 11r ~.

Kombipack 30 10IMMEMEM

Gefüllte Szintillatorfläschehen aus PE

Kombipack 80
spezifische Aktivität <
10- -fache der FG/g')

spezifische Aktivität >
10-'-fache der FG/g°)

312,- B00,-

Sonderabfälle

tr____,_ . .__ __

	

~z___~_ Die Selbstkosten für Sonderabfälleu„s ,. .

	

,v,
dermitit der Landessammelstelle

meist e werden im jeweiligen Einzelfall gesondert kalkuliert
Preis auf Anfrage .

Für nicht ordnungsgemäß angelieferte radioaktive Abfälle werden Aufpreise in Höhe der Selbstkosten der Landessam-
melstelle erhoben.

Für den Abholdienst wird als Vergütung eine Kilometerpauschale von 5 .45 DM/km berechnet. Bei Abholfahrten für
mehrere Ablieferer (Sammelfahrten) wird die Vergütung anteilig nach Entfernung und Transportvolumen berechnet.

Verlangt ein Ablieferer das Abholen seiner Abfälle so kurzfristig, daß eine Sammelfahrt nicht organisiert werden kann,
hat er den gesamten Beförderungsaufwand zu zahlen.

') Freigrenze pro Gramm
(Freigrenzen nach Anlage IV . Tabelle IV 1 . Spalte 4 der Str1Se} V)

115
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Anlage 4

Lfd . Nr . Behältertyp Kurzbezeichnung Nutzvolumen
I oder kg

Regelverpackungen für die Abfallsorten
nach Teil II der Benutzungsordnung

1 Rollensickenfall mit F'lanschdeckel
(einschl . PE-Sack)
Bezeichnung : 1S-RSF 2 . . .

200 E
250 kg

Sorten I, 2 und 8
bis ODL 2 mSv/h (200 mrem/h)

2 Kunststoffall 120 1
Bezeichnung LS-J 1 . . .

120 1
30 kg

Sorten 2 und 0 für feste Jod-Abfälle
und Nuklide FIWZ < 100 Tage
bis ODL 2 mSv/h (200 mrem/h)

3 Papp-Behälter
(einschl . PB-Sack)
ohne Bezeichnung

14 1
50 kg

Sorten I und 2
bis ODL 2 rnSv/h (200 mrem/h)

4 PE-Behälter (weil)) mit Schraubverschlull
a) 30 I Bezeichnung : LS-S 3 . ..
b) 10 1 Bezeichnung : LS-K 1 . . .

30 1
10 1

Sorte 4
bis ODL 2 mSvlh (200 mrem/h)

5 Kombipackbehblter
Stahlbehälter mit innenliegendem PE-Behälter
Bezeichnung : LS-KP 3 . . .

30 1 Sorte 5
bis ODL 2 mSvlh (200 mremlh)

dl Kombipackbehälter
Stahlbehälter mit Innenliegendem PE-ldehiilter
Bezeichnung: LS-KP d . . .

80 I Sorte 7
bis ODL 2 mSvlh (200 mrem/h)

O17L

	

Oberflllchendosisleistung / HINZ

	

i-lalbwert:ceit
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